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Josef Homeyer

Aussagen der katholischen Soziallehre
zu gesellschaftlichen Fragen

I. Die personale Prägung des Sozialen

Ob und mit welchen Mitteln gesellschaftliche Ver-
hältnisse verändert werden sollen, was überhaupt
als korrekturbedürftig oder als „soziales“ Problem
definiert werden muß. ist eine Frage der Wert- und
Zielorientierung auf der Grundlage eines gesell-
schaftlichen Leitbildes.

Angesichts der Pluralität der Auffassungen und In-
dikatoren des Sozialen, wie sie in der Diskussion
um die Zukunft des Sozialstaates oder auch schon
um die künftige Leistungsfähigkeit der Sicherungs-
einrichtungen zutage tritt, soll zunächst aufdie kon-
stitutiven Aspekte des Sozialen in der Lehre der
Kirche eingegangen werden; unter dieser Vorgabe
werden anschließend einige soziale Fragestellungen
erörtert, bei denen es sich im gegebenen Rahmen
nur um eine Auswahl von Schwerpunkten handeln
kann.

Jede Ordnung und jede Gestaltung der Gesellschaft
sind in ihrem Leitbild, in ihren Zielen und Regeln
von einem mehr oder weniger ausdrücklichen Men-
schenbild geprägt. Daß der Mensch von Gott ge-
schaffen und in Christus erlöst ist, begründet für die
kirchliche Soziallehre seine unverlierbare Würde.
Der Mensch ist Person, ausgestattet mit Erkennt-
nisfähigkeit und freiem Willen. Person meint je-
doch anderes als den isolierten einzelnen, das auf
sich selbst gestellte Individuum, für das die Gesell-
schaft allenfalls eine Nutzveranstaltung ist. Sie um-
schließt neben der Individualnatur gleich wesent-
lich die Sozialnatur des Menschen. Der Mensch ist
angelegt auf Gemeinschaft, in seiner Existenz und
Entfaltung auf Mitmenschen verwiesen, worin sich 
nicht nur Begrenztheit, sondern ebenso Fülle und
Reichtum des Lebens ausdrücken.

Diese seinshafte Gemeinschaftsverbundenheit ist 
der erste konstitutive Aspekt des Sozialen. Ins So-
zialethische gewendet (Solidaritätsprinzip), ergibt
sich daraus die sittlich-rechtliche Grundnorm soli-
darischen Verhaltens, die wechselseitige Verpflich-
tung, das Wohl aller zu fördern. Dies geschieht im
gegenseitigen Beistand oder in Selbsthilfe, als be-
sondere Verantwortung des Stärkeren gegenüber
dem Schwächeren oder als Beitrag zum umfassen-
den Gemeinwohl.

Der zweite Aspekt des Sozialen wird am Prinzip der
Subsidiarität sichtbar, an der Kompetenzregel zum
Aufbau des gesellschaftlichen und staatlichen Le-
bens, die in der Enzyklika Quadragesimo anno von
Papst Pius XL ihre klassische Formulierung gefun-
den hat: „Wie dasjenige, was der Einzelmensch aus

eigener Initiative und mit seinen eigenen Kräften
leisten kann, ihm nicht entzogen und der Gesell-
schaftstätigkeit zugewiesen werden darf, so ver-
stößt es gegen die Gerechtigkeit, das, was die klei-
neren und untergeordneten Gemeinwesen leisten
und zum guten Ende führen können, für die weitere
und übergeordnete Gemeinschaft in Anspruch zu
nehmen; zugleich ist es überaus nachteilig und ver-
wirrt die ganze Gesellschaftsordnung.“ ) Im Per1 -
sonprinzip findet diese Kompetenz ihren nächsten
Bezugspunkt, daß nämlich „der Mensch der Träger,
Schöpfer und das Ziel aller gesellschaftlichen Ein-
richtungen sein (muß). Und zwar der Mensch, so-
fern er von Natur aus auf Mit-sein angelegt und
zugleich zu einer höheren Ordnung berufen ist, die
die Natur übersteigt und diese zugleich überwin-
det“, wie dies Papst Johannes XXIII. in Mater et
Magistra ausgedrückt hat2).

1) Quadragesimo anno, Nr. 79.
2) Mater et magistra, Nr. 219.
3) Gaudium et spes, Nr. 74.

Die bisher genannten Aspekte des Sozialen fließen
in das Gemeinwohlprinzip der kirchlichen Sozial-
lehre ein. Gemeinwohl als Ziel und Regulativ aller
Politik schließt erstens die Integrität der Person ein,
die Anerkennung und den Schutz der in der
menschlichen Würde verankerten Rechte. Das gilt
vor allem für die Freiheit des Menschen, selbst dar-
überzu befinden, nach welchen Werten, Zielen und
Interessen er sein Leben gestalten will. Das Ge-
meinwohl zielt zweitens aufeinen gesellschaftlichen
Zustand, auf solche realen Lebensbedingungen, die
es dem Menschen ermöglichen, für sich und in Ge-
meinschaft mit anderen sein Leben nach seinen
wert- und sinngebenden Vorstellungen tatsächlich
zu gestalten. „Das Gemeinwohl . . . begreift in sich
die Summe aller jener Bedingungen des gesell-
schaftlichen Lebens, die den einzelnen, den Fami-
lien und gesellschaftlichen Gruppen ihre eigene
Vervollkommnung voller und ungehinderter zu er-
reichen gestatten“, heißt es in der Pastoralkonstitu-
tion Gaudium et spes des II. Vatikanischen Kon-
zils3).

Diese drei Aspekte bestimmen das Soziale als ein
prinzipiell personal geprägtes Verhältnis von Ein-
zelwohl und Gemeinwohl. Das Soziale bemißt sich 
demnach beispielsweise noch längst nicht nach der
Sozialleistungsquote, der Größe des Sozialbudgets
oder dem spezifischen Umfang von Transferleistun-
gen. Es besteht ebensowenig in der Subsistenz aus



öffentlichen Mitteln, wenngleich es durchaus gesell-
schaftliche Randlagen gibt und immer wieder geben
wird, in denen Menschen nur auf diese Weise gehol-
fen werden kann. Nicht Versorgung, sondern eine
die Freiheit des einzelnen respektierende und seine
Verantwortung stärkende Wohlfahrt ist die erste
legitime Aufgabe des Sozialstaates. Zur äußersten
Denaturierung des Sozialstaates durch Übersteige-
rung seiner Kompetenz käme es, würde dieser das
Gemeinwohl als Auftrag mißverstehen, auf mög-
lichst direkte Weise „Glück“ zu vermitteln, würde
er kraft einer „höheren“ Vernunft den Anspruch
auf eine überlegene Einsicht in die wahren Bedürf-
nisse und richtigen Interessen des Menschen erhe-
ben. Vor solcher Überspannung warnt unter ande-
rem die Kritik an jener Anspruchsmentalität, die
— weit über Schutz- und Sicherungsbedürfnisse
hinaus — den Wunsch nach Partizipation an sozial-
staatlichen Leistungen mit der Erwartung ver-
knüpft, daraus unmittelbar einen Zuwachs an inne-
rer Lebensqualität, an Sinn gewinnen zu können
und die daher auch Unzufriedenheit wegen Enttäu-
schung solcher Erwartungen dem Sozialstaat anla-
stet.
Das Soziale in der Lehre der Kirche, eingebunden
in das Verhältnis von Person und Gesellschaft, be-
zieht sich einmal auf die Lebenslage des einzelnen
(der Familie; einer Gemeinschaft), zum andern auf
die — der Gerechtigkeit entsprechende — „Glaub-
würdigkeit“ der Abstände zwischen verschiedenen
Lebenslagen. Die Lebenslage umschreibt den
Spielraum tatsächlicher Möglichkeiten der Entfal-
tung in der ganzen Vielfalt menschlicher Anlagen.

Fähigkeiten, Ziele und Interessen. Ihre Bedeutung
reicht in alle menschlich-gesellschaftlichen Wertbe-
reiche hinein; sie spiegelt sich in dem wider, was die
jüngste Enzyklika Sollicitudo rei socialis Papst Jo-
hannes Pauls II. mit dem Begriff der Entwicklung
erläutert. Es wäre eine ökonomistische Verengung,
diesen Begriff auf ein bestimmtes Maß an Gütern
und Dienstleistungen zu fixieren und seinen „ethi-
schen und kulturellen Charakter“ zu übersehen.
Entwicklung heißt vielmehr ganzheitliche Entfal-
tung des Menschen, die die „Rücksicht für die so-
ziale, kulturelle und geistige Dimension des Men-
schen“, seine religiöse Bindung und Offenheit für
die Transzendenz einschließt; so bezeichnet die En-
zyklika auch die „Leugnung oder die Einschrän-
kung der Menschenrechte“ als eine Form der Ar-
mut4).

4) Sollicitudo rei socialis, Nr. 15.

Die Frage nach der sozialen Qualität gesellschaftli-
cher Verhältnisse oder einer Ordnung richtet sich
erstens darauf, ob es dem Menschen in seiner ge-
sellschaftlichen Situation gelingt, aus eigener Kraft
in befriedigender Weise selbst für sich und die ihm
Anvertrauten zu sorgen. Was dabei die Ausstattung
mit Gütern und Dienstleistungen angeht, so ist
nicht aufdas physische, sondern aufein menschlich-
kulturelles Minimum abzustellen, das als Konven-
tion des Zumutbaren vom allgemeinen Wohlstands-
niveau und dessen Veränderung abhängt. Zweitens
kommt es auf die Verhältnismäßigkeit verschie-
dener Lebenslagen oder der Beteiligung an den
Vorteilen und Lasten des Gemeinschaftslebens an
— eine an Recht und Gerechtigkeit zu orientie-
rende Gestaltungsaufgabe.

II. Rückblick auf

In dem vorgezeichneten Verständnis des Sozialen
hatte schon Papst Leo XIII. in der Enzyklika rerum
novarum 1891 die Arbeiterfrage als Störung einer
wahrhaft sozialen Ordnung behandelt. Die Enzy-
klika geht in umfassender Weise die Lage der Ar-
beiterschaft an und brandmarkt deren proletari-
schen Lebenszuschnitt als Verletzung menschlicher
Würde; physische und psychische Ausbeutung,
herrschaftsähnliche Abhängigkeit, unzureichender
Lohn, existentieller Zwang zu Frauen- und Kinder-
arbeit verstoßen gegen Rechte ds Menschen. Dem
strengen Anspruch des Rechts folgt denn auch die
Forderung zum Beispiel nach gerechtem Lohn oder
nach Entproletarisierung durch Eigentumsbildung.
Die Hebung der Lebenslage der Arbeiter und ihrer
gesellschaftlichen Integration wird ebenso gefor-
dert wie die Verbesserung ihrer Arbeitsverhältnisse
in allen Bereichen, die die Systematik der Sozialpo-
litik in Rerum novarum kennzeichnen: im Arbeiter-
schutz, in der Vorsorge gegen Risikofälle und in der
Arbeits- und Betriebsgestaltung.

In Rerum novarum stehen Freiheit und Gerechtig-
keit als Paradigma für das kritisch-bewertende und

Rerum novarum

zielbestimmende Soziale: Dem Menschen kommt
Freiheit zu aufgrund seiner Würde und seiner
Rechte als Subjekt eigenverantwortlicher Lebens-
gestaltung; ihm ein menschenwürdiges Leben zu
ermöglichen, ihn in angemessener Weise an den
Vorteilen und Lasten des Gesellschaftslebens, am
Gemeinwohl zu beteiligen, ist Sache der Gerechtig-
keit, Gebot subsidiärer Hilfe und Politik. Freiheit
und Gerechtigkeit als soziales Grundthema bestim-
men in gleicher Weise die auf Rerum novarum fol-
genden Verlautbarungen der Kirche bis in die Ge-
genwart hinein.

In der Gesellschaft heute hat sich die Gestaltung
des Sozialen nach Aufgabenfeldern, Zielen und
Mitteln längst — über die auf die Lebenslage der
abhängig Beschäftigten abhebende Sozialpolitik
hinaus — zur „Gesellschafts“politik ausgeweitet.
Es waren auch die Erfolge der Sozialpolitik, die zu
diesem Wandel beigetragen haben. Arbeitnehmer-
fragen sind heute, bei allem Gewicht, das ihnen in
einer „Arbeitnehmergesellschaft“ zukommt. Teil
einer umfassenderen Aufgabe, einer gesellschaftli-
chen Ordnungspolitik, die auch andere Gesell-
schaftsschichten, ja die Lebensverhältnisse aller ins
Blickfeld rückt.



III. Soziale Gestaltung der Marktwirtschaft

Gesellschaftspolitik ist in erheblichem Maße eine
Aufgabe ordnungspolitischer Gestaltung der Wirt-
schaft, sind doch die Lebensbedingungen aller über
eine weitgefächerte Arbeitsteilung und ein dichtes
Netz wechselseitiger wirtschaftlicher Abhängigkei-
ten miteinander verflochten. Der Ordnungspolitik
obliegt es, die komplexen Vorgänge und Funktio-
nen aufeinander abzustimmen und dafür Sorge zu
tragen, daß — auch bei tiefgreifenden Veränderun-
gen und Instabilitäten des Wirtschaftslebens — die
Zuträglichkeit der Lebenslagen gewahrt wird. Es
sei daran erinnert, daß für Rerum novarum die
Arbeiterfrage nicht nur eine Notlage im Sog der
industriewirtschaftlichen Expansion war; mehr
noch war sie eine Störung der gesellschaftlichen
Ordnung, ein Systemfehler der liberal-kapitalisti-
schen Ordnung, unter dessen Vorzeichen jene Ent-
wicklung ihren Anfang genommen hatte.
Die Kirche sah sich immer wieder genötigt, in ihren
Stellungnahmen zu alten und neuen sozialen Proble-
men und zu den verschiedensten Erscheinungsfor-
men sozialer Schwäche auch auf Fragen der Wirt-
schaftsordnung einzugehen. Ebenso oft mußte sie
ihre eigenen Vorstellungen von unvereinbaren Auf-
fassungen abgrenzen: Die Wirtschaft „ist weder aus-
schließlich dem Automatismus des Tuns und Lassens
der einzelnen Wirtschaftssubjekte noch ausschließ-
lich dem Machtgebot der öffentlichen Gewalt zu
überantworten. Sowohl die Lehren, die unter Beru-
fung auf eine mißverstandene Freiheit notwendigen
Reformen den Weg verlegen, als auch solche, die um
einer kollektivistischen Organisation des Produk-
tionsprozesses willen grundlegende Rechte der Ein-
zelpersonen und der Gruppen hintansetzen, sind da-
her gleicherweise als irrig abzulehnen.“5)

5)

Die Äußerungen der Kirche zur Gestaltung des
Wirtschaftslebens durch die Jahrzehnte hindurch
führen in ihren leitenden Ideen zu einer prinzipiell
freiheitlichen Wirtschaftsordnung. Der Mensch
muß „Träger, Schöpfer und Ziel aller gesellschaft-
lichen Einrichtungen sein“6); daher der Schutz der
Privatautonomie, der Vorrang der Einzelinitiative,
die Freiheit der Unternehmerinitiative, das Privat-

eigentum an Produktionsmitteln, die Freiheit für
Konsumenten und Produzenten. In der Anerken-
nung solcher Elemente liegt die ordnungspolitische
Grundentscheidung für eine dezentrale, unmittel-
bar von den Wirtschaftssubjekten ausgehende Ko-
ordinierung und Steuerung der Wirtschaft.

Im Zusammenspiel der vielen Aktivitäten ist die
Wirtschaft aber kein mechanisches „natürliches“ Ge-
schehen, das im Gewährenlassen der freien Kräfte
des Marktes schon das beste aller Ergebnisse errei-
chen könnte. Sie ist vielmehr ein gesellschaftlich-sitt-
licher Lebensbereich, in dem die „Kulturfunktion
menschlicher Unterhaltsfürsorge“ erfüllt werden
muß. Es gilt eine ausreichende Versorgung und die
Wohlfahrt aller sicherzustellen, die zugleich Grund-
lage des kulturellen und gesellschaftlichen Lebens
sind, sowie personale Entfaltung zu ermöglichen.

Wirtschaft und Markt sowie der Wettbewerb als
deren wichtigstes Steuerungsmittel bedürfen eines
humanen Leitbildes, bedürfen der Rückbindung an
das Gemeinwohl, an das Soziale, indem ihnen Rah-
menbedingungen gesetzt werden. Diese Ordnungs-
aufgabe fällt dem Staat als Letztverantwortlichem
für das Gemeinwohl zu. Seine Kompetenz erstreckt
sich jedoch auch auf Korrekturen der Abläufe und
Ergebnisse der Wirtschaftsprozesse, wann immer
solche Eingriffe geboten sind, „um in der rechten
Weise die Wohlstandssteigerung zu fördern, so daß
mit ihr zugleich ein sozialer Fortschritt verbunden
ist und sie so allen Bürgern zustatten kommt“7).
Zur Wahrnehmung dieser Aufgabe bedarfes durch-
aus eines starken Staates, der beispielsweise in sei-
nen Entscheidungen nicht einfach dem Machtge-
fälle organisierter Interessen folgt.

In den skizzierten Grundzügen der kirchlichen Vor-
stellungen zur Wirtschaftsordnung zeichnet sich das
Leitbild einer sozialen Marktwirtschaft ab. Was das
Konzept der Sozialen Marktwirtschaft unserer Ge-
sellschaft angeht, so ist festzuhalten, daß an ihrer
Ausgestaltung auch Ideen der katholischen Sozial-
lehre und das Engagement der christlich-sozialen
Bewegung großen Anteil gehabt haben.

IV. Widerspruch gegen unberechtigte Ansprüche des Marktes

Die Notwendigkeit eines Ordnungsrahmens, zumal
für den Wettbewerb, läßt sich mit dem Vorbehalt
umschreiben, daß der Markt nicht in allem das letzte
Wort haben darf, daß der Wettbewerb nicht das ober-
ste regulative Prinzip der Wirtschaft sein kann 8). Die
zugrundeliegende sozialethische Problematik zeigt 
sich heute beispielsweise im Zusammenhang mit den
technischen Möglichkeiten der modernen Human-

Genetik. Hier seien nur die Stichworte „Embryohan-
del“ und „Leihmütter“ genannt. Das kompromißlose
Nein der Kirche gegen solche Praktiken gilt der Ver-
suchung, die fälligen Wertentscheidungen dem Clear-
ing des Wettbewerbs und den ökonomischen Verwer-
tungschancen zu überlassen. Andere vergleichbare
Einwände richten sich gegen die — häufig als imma-
nentes Ziel der Wirtschaft ausgegebene — Maximie-
rung der Leistungserstellung oder gegen ein Kalkül,
das im Vollzug der Wirtschaft auf das Menschsein
keine Rücksicht nimmt. Zwar hat die Sozialpolitik
viel zur Humanisierung, zur menschengerechten Ge-



staltung der Arbeitswelt beigetragen, aber das Thema
bleibt aktuell. Dies zeigt etwa die Forderung nach
weiteren Ausnahmen vom Sonntagsarbeitsverbot
zwecks höherer Wirtschaftlichkeit, die durch intensi-
vere Nutzung moderner Produktionsanlagen und
neuer Techniken in Verbindung mit einer stärkeren
Flexibilisierung der Arbeit erreicht werden soll.
Widerspruch gegen einen sich selbst überlassenen
Markt gibt es schließlich, weil seine (originären) Ver-
teilungsergebnisse nicht in jeder Hinsicht schon der
Gerechtigkeit entsprechen, zum Beispiel unter Be-
rücksichtigung des Familienbedarfs. Dieser kritische

Ansatzpunkt bedarf einer Erläuterung, um einer weit
verbreiteten Fehleinschätzung entgegenzutreten.
Es wäre sachlich unangemessen und höchst einsei-
tig, wirtschaftsethische Fragen mit der Verteilungs-
problematik gleichzusetzen. Demgegenüber wird in
den kirchlichen Texten die Seite der Produktion
und der dem Markt und dem Wettbewerb zu ver-
dankenden Produktivität mitbedacht; der wirt-
schaftliche, dem ganzen Menschen dienende Fort-
schritt findet eine positive Würdigung9). Das mag
exemplarisch an den Aufgaben der Entwicklungs-
hilfe und Entwicklungspolitik dargelegt werden.

V. Entwicklungshilfe: Förderung der produktiven Kräfte

Sollicitudo rei socialis erinnert an „das kennzeich-
nende Prinzip der christlichen Soziallehre . . Die
Güter dieser Welt sind ursprünglich für alle be-
stimmt.“ ) Vor10 das „schwere Problem ungleicher
Verteilung der lebensnotwendigen Mittel“ gestellt,
ergibt sich für die stärker entwickelten Nationen die
nicht minder schwere Verantwortung, den Ent-
wicklungsländern beizustehen, weltweite Solidari-
tät zu üben, „die feste und beständige Entschlossen-
heit, sich für das .Gemeinwohl' einzusetzen, das
heißt für das Wohl aller und eines jeden, weil wir
alle für alle verantwortlich sind“ ). Den Armen zu
helfen, Elend. Hunger. Wohnungsnot, Krankheit
und Analphabetismus zu bekämpfen, Überleben
und Leben zu sichern, zumal aus christlicher Näch

11

-
stenliebe, ist eine strenge Pflicht.
Solche, aber auch darüber hinausgehende Hilfen,
zu denen wir nicht nur aus dem „Überfluß“, son-
dern auch aus dem „Notwendigen“ verpflichtet
sind, können jedoch das Problem der Entwicklung
nicht lösen, sofern sie lediglich eine andere Vertei-
lung zwischen dem Zuviel an Reichtum hier und
dem Zuwenig an Lebensnotwendigem dort vorneh-
men wollen. Um die Güter dieser Welt ihrer ur-
sprünglichen Bestimmung gemäß allen Menschen
verfügbar zu machen, müssen Entwicklungshilfe
und -politik sehr viel größere Anstrengungen unter-
nehmen, die produktiven Kräfte in den Entwick-
lungsländern selbst zu fördern, und zwar als Hilfe
zur Selbsthilfe im Aufbau einer leistungsfähigen
Volkswirtschaft. So hatte Papst Paul VI. bereits
betont: ,Jedes Volk muß mehr und besser produ-
zieren.“12) Zahlreiche Hinweise in Sollicitudo rei
socialis unterstreichen Dringlichkeit und Erforder-
nisse der Aufgabe, den „wirtschaftlichen Rück-
stand der armen Völker . . . aufzuholen, sie mit
Infrastrukturen zu versehen und ihnen beim Prozeß
der Industrialisierung zu helfen“. Das nächste Ziel
der Entwicklung muß sein, „eine gewisse Selbstver-
sorgung in der Ernährung oder eine Stufe der Indu-

strialisierung zu erreichen, die es ihnen gestattet, in
Würde zu überleben und der aktiven Bevölkerung
Arbeitsplätze zu beschaffen“, unter anderem durch
die „Bereitstellung von Kapitalien“ seitens der In-
dustrieländer.

Ohne die Verantwortung der Industrieländer abzu-
schwächen, macht die Enzyklika auf Hindernisse
und Mängel in den Entwicklungsländern selbst auf-
merksam, auf schwerwiegende Unterlassungen der
wirtschaftlich und politisch Verantwortlichen. In
manchen Regionen der Dritten Welt wird das
„Recht auf unternehmerische Initiative“, auf „In-
itiativen im wirtschaftlichen Bereich“ oder „das
Recht, am Aufbau der Gesellschaft teilzunehmen“,
unterdrückt. „Die Entwicklung erfordert auf Seiten
der betroffenen Länder selbst vor allem Unterneh-
mungsgeist . . . Jedes Land muß den Raum der
eigenen Freiheit, soweit wie möglich, entdecken
und ausnutzen. Jedes sollte sich die Fähigkeiten
verschaffen zu Initiativen, die den eigenen sozialen
Bedürfnissen entsprechen.“13) Solidarität bindet
auch die Schwächeren, „selbst (zu) tun. was ihnen
zukommt“, „unter sich selbst und mit den am mei-
sten betroffenen Ländern“14).
Alle wirtschaftliche Entwicklung aber ist kein nur
auf sich selbst bezogener Prozeß. Sie ist konstituti-
ves Element für das „Recht jedes Volkes auf seine
Identität, auf seine Unabhängigkeit“ und Gleich-
heit, eine „Gleichheit, die das Fundament des
Rechtes aller aufTeilnahme am Prozeß einer vollen
Entwicklung ist“. Der Weg der Entwicklung muß
zur gleichberechtigten Partnerschaft in der Welt-
wirtschaft und in der Völkergemeinschaft führen.
Unser Bekenntnis zu weltweiter Solidarität und zur
Entwicklungspolitik wäre inkonsequent, wären wir
(und die EG) nicht bereit, den Entwicklungslän-
dern eine faire Chance in der internationalen Ar-
beitsteilung und im Welthandel zu geben und ihre
Konkurrenz — zumal in Märkten, auf denen sie
ihre Vorteile haben — nicht durch protektionisti-
sche Praktiken abzuwehren.
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VI. Gerechtigkeit für die Familie

Unter den Forderungen der Gerechtigkeit in der
Einkommensverteilung stand und steht für das
christlich-soziale Denken die Rücksicht auf die Fa-
milie im Vordergrund. Als personale Lebensge-
meinschaft hat sie einen Eigenwert mit dem Recht
auf Entfaltung ihres Gemeinschaftslebens und auf
Erfüllung ihrer Aufgaben. Sie hat ebenso ein Recht
auf angemessene wirtschaftlich-soziale Lebensbe-
dingungen, auf ein familiengemäßes Einkommen,
das ausreichend ist, damit Mütter nicht aus ökono-
mischen Gründen einer außerhäuslichen Erwerbs-
arbeit nachgehen müssen. „Der notgedrungene
Verzicht“ auf die Aufgabe der Pflege und Erzie-
hung von Kindern „um eines außerhäuslichen Ver-
dienstes willen ftt im Hinblick auf das Wohl der
Gesellschaft und der Familie unrecht“, betont Papst
Johannes Paul II. in seiner Enzyklika Laborem
exercens15).

Die Familie ist zugleich gesellschaftliche Ordnungs-
institution. Sie ist die wichtigste Erziehungs- und
Bildungsgemeinschaft, Ort der Persönlichkeitsent-
wicklung und der Vermittlung sittlicher, geistig-kul-
tureller und religiöser Werte. Wenngleich als „un-
vollkommene“ Gemeinschaft in vielerlei Hinsicht
auf die Gesellschaft angewiesen, ist ihre fundamen-
tale Bedeutung für Sozialisation und Integration
der Menschen in den verschiedensten gesellschaftli-
chen Lebensbereichen sowie für Wohlfahrt und Le-
bensqualität der Gesellschaft nicht zu übersehen.
Krisenerscheinungen in der heutigen Familienwirk-
lichkeit widersprechen dem nicht generell, ist doch
davon auszugehen, daß sie zu einem nicht unerheb-
lichen Teil in der mangelnden Anerkennung der
Familie durch die Gesellschaft ihre Ursache ha-
ben.

In dieser Hinsicht hat die Diskussion um Verständ-
nis und Bewertung der Arbeit und um die teils dia-
gnostizierte, teils postulierte Ablösung der traditio-

nellen Hierarchie der Bewertung von Beruf und
Leistung im Gesamt menschlicher Lebensgestal-
tung zu einem Bewußtseinswandel geführt. Arbeit,
so wird auch in der politischen Öffentlichkeit be-
tont, ist mehr als nur die formalisierte, Einkommen
erzielende Erwerbstätigkeit, die nach herkömmli-
chen Kriterien allein als Wertschöpfung in das sta-
tistisch ausgewiesene Sozialprodukt eingeht. Au-
ßerhalb dieses Sektors umfaßt sie auch als gesell-
schaftlich wichtige Leistung die Arbeit in der Fami-
lie, Dienste der Betreuung und Pflege sowie „die
Mühe und die Verantwortung des Haushalts und
der Kindererziehung“ ).16

Die Aufgabe des Aufziehens und Erziehens von
Kindern fällt zuvörderst in die Verantwortung der
Eltern, stellt aber zugleich eine unverzichtbare Lei-
stung für die Gesellschaft dar. Zu lange ist der
Familie eine ausreichende Gegenleistung versagt
geblieben, obwohl die Gesellschaft wie selbstver-
ständlich von ihren Vorleistungen lebte, nicht zu-
letzt von ihren Aufwendungen für Unterhalt, Erzie-
hung und Ausbildung der Kinder. Um eine nahelie-
gende Parallele zu ziehen: Das für das Marktge-
schehen typische Gegenseitigkeitsprinzip von Lei-
stung und Gegenleistung wurde auf die Familie
nicht angewandt. Erst unter dem Eindruck der ne-
gativen Bevölkerungsentwicklung, des sich künftig
vermindernden Anteils der Erwerbspersonen bzw.
der steigenden „Altenlast“ ist die Bereitschaft ge-
wachsen, die Leistungen der Familie anzuerkennen
und zu honorieren. In dieser familienpolitischen
Perspektive geht es um mehr als nur um einen „La-
stenausgleich“, der die Familie am unteren Wohl-
standsniveau vor sozialer Deklassierung bewahrt.
Es handelt sich um eine nachhaltigere Reform zu
einem Familien„leistungsausgleich“, wie er bei-
spielsweise neben steuerlichen Entlastungen und
Kindergeld mit dem Erziehungsgeld angestrebt
wird.

VII. Dienst an der älteren Generation

Zwei mit der demographischen Entwicklung ver-
knüpfte Probleme unterstreichen die Dringlichkeit,
die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen
Grundlagen der Familie zu stärken.

Mit den Veränderungen im Altersaufbau der Be-
völkerung, dem wachsenden Anteil der älteren Ge-
neration zeichnet sich ein zunehmender Bedarf an
sozialen und spezifisch pflegerischen Diensten ab.
Angesichts der Diskussion um Leistungsfähigkeit
und Grenzen des Sozialstaates gewinnen Solidarität
und Subsidiarität neues Gewicht, und zwar im Blick
nicht allein — wie so oft — auf gesellschaftliche
Großorganisationen und Staat, sondern mehr noch
auf die nächste Umgebung des Hilfebedürftigen.

Diesem Aspekt muß die familienpolitische Förde-
rung Rechnung tragen durch Stärkung der Eigen-
verantwortung und der Selbsthilfe. Denn die Pro-
fessionalisierung im sozialen Dienstleistungsbe-
reich hat ihre Grenze erreicht. Allerdings wird es
notwendig sein, die Dienste der Familie mit den
Diensten zu verbinden, die von Einrichtungen
freier gesellschaftlicher Kräfte, zum Beispiel von
Sozialstationen oder von kommunalen Einrichtun-
gen, im Sinne ergänzender Hilfe erbracht wer-
den.
Das zweite, den Familienleistungsausgleich betref-
fende Problem ist die Frage nach der Zukunft der
sozialen Sicherung im Alter. Die gesetzliche Ren-
tenversicherung verdankt ihre bisherige Leistungs-



fähigkeit wesentlich ihrem internen Aufbau nach
dem Versicherungsprinzip und den Prinzipien der
Beitrags- und Leistungsbezogenheit, wie sie unter
maßgeblicher Beteiligung christlicher Sozialpoliti-
ker 1957 in die Formel der dynamischen Rente ein-
gegangen sind. Von den bewährten Elementen Ab-
stand zu nehmen, besteht kein Anlaß, wenngleich
es unabweisbar geworden ist, ein Versäumnis, ei-
nen Strukturmangel der letzten drei Jahrzehnte auf-
zuholen: Die Zwei-Generationen-Solidarität zwi-
schen Erwerbstätigen und älterer Generation, auf
die allein sich die bisherige Rentenformel bezog,
muß zur Drei-Generationen-Solidarität erweitert
werden, die auch die nachwachsende Generation
einbezieht. Mit der Anrechnung von Erziehungs-
zeiten in der Rentenversicherung, also der Aner-
kennung einer anspruchsbegründenden Leistung,
ist im Zuge dieser Fortentwicklung innerhalb der
Alterssicherung bereits begonnen worden.
Was auch immer im Interesse der langfristigen Lei-
stungsfähigkeit der Alterssicherung sich als notwen-
dig oder wünschenswert erweisen mag — es er-
scheint geboten, vor allen reformpolitischen Ent-
scheidungen eine Reihe grundsätzlicher Gesichts-
punkte zu bedenken:
— Soziale Sicherung kann ihre Ressourcen immer
nur dem jeweiligen Sozialprodukt entnehmen. Der
über Sozialabgaben erzwungene Konsumverzicht
der Erwerbstätigen ermöglicht den Konsum bzw.
das Einkommen der Rentner. Es kann der Bilanz-
wahrheit und -klarheit nur dienen, den Finanzie-
rungsmodus so direkt wie möglich an diesen volks-

wirtschaftlichen Kreislauf anzuschließen (Umlege-
verfahren).
— Stets obliegt es den Erwerbstätigen, für den
Unterhalt sowohl der älteren als auch der noch
nicht erwerbstätigen jungen Generation zu sorgen.
Es ergibt sich die sozialethische Frage, welches Maß
an Belastungen die heute und künftig Erwerbstäti-
gen auf sich nehmen können und wollen; was ist
ihnen zumutbar? Einseitige Belastungen und ein
Übermaß an Opfern müßten vermieden werden.
Da es sich bei der ungünstigen Bevölkerungsent-
wicklung um ein gesamtgesellschaftliches Risiko
handelt, können die erforderlichen Anpassungen
nicht auf die gesetzliche Rentenversicherung be-
schränkt bleiben. Es erscheint gerechtfertigt, zum
einen alle Einrichtungen der Alterssicherung auf
die Vergleichbarkeit von Leistungen und Ansprü-
chen hin zu prüfen, zum anderen über die Grenzen
der Sicherungssysteme hinaus auch den Staat wie
bislang in Verantwortung zu nehmen.
Alle Reformen innerhalb der Alterssicherungssy-
steme können aber nicht zu ihrer auf Dauer gestell-
ten Funktionsfähigkeit führen, wenn nicht der ge-
samte Leistungszusammenhang der Alterssiche-
rung berücksichtigt wird. Die soziale Sicherung im
Alter muß ihr zweites Fundament in einer wirksa-
men, die gesellschaftliche Leistung der Familie an-
erkennenden Familienpolitik finden. Im ersten
Schritt ist dieser Bezug mit der Anrechnung von
Erziehungszeiten im Rentenrecht hergestellt —
Ausdruck der prinzipiellen Gleichwertigkeit von
Beitragszahlungen und Kindererziehung.

VIII. Abbau der

Eine der größten Herausforderungen der Sozialen
Marktwirtschaft stellt die anhaltend hohe Arbeits-
losigkeit dar. Sie erscheint als unvereinbar mit dem
ordnungspolitischen Vorrang persönlicher Initia-
tive und Verantwortung und verletzt das Recht auf
Arbeit. Arbeitslosigkeit schließt von der aktiven
Teilnahme an der Mitgestaltung eines wichtigen ge-
sellschaftlichen Lebensbereichs aus; sie beeinträch-
tigt das Selbstwertgefühl der Betroffenen und
bringt für sie und ihre Familien psychisch-soziale
Belastungen mit sich bis zur Gefahr gesellschaftli-
cher Isolierung. Es ist keine Antwort auf diese Her-
ausforderung, sich an sie als einen mit Mitteln der
sozialen Sicherung aufzufangenden Versorgungsfall
zu gewöhnen oder Arbeitswillige de facto in den
informellen Bereich der Schattenwirtschaft oder in
die Schwarzarbeit abzudrängen. Alle Veränderun-
gen in der Bewertung und Einstellung zur Arbeit,
sei es im formellen, nach herkömmlicher Weise
gewerbsmäßig oder arbeits- und sozialrechtlich ge-
regelten Sektor, sei es im informellen Sektor, haben
bislang nicht zu einer spürbaren Entlastung des Be-
schäftigungssystems geführt. Arbeitslosigkeit ist 
nicht ein Mangel an irgendwelchen Betätigungs-
möglichkeiten, sondern nach wie vor ein Mangel an
Erwerbsgelegenheiten, vorab ein Mangel an Ar-

Arbeitslosigkeit

beitsplätzen auf dem Arbeitsmarkt, das „Gegenteil
einer gerechten und geordneten Situation“17).

17) Ebda., Nr. 18.

Mit der — auf die Würde und die Freiheit der Per-
son rückbezogenen — Entscheidung für eine
grundsätzlich freiheitliche Wirtschaftsordnung wird
verständlich, warum das Recht auf Arbeit keinen
direkten Anspruch auf einen Arbeitsplatz begrün-
det, weder privat- noch öffentlich-rechtlich; die Al-
ternative würde zum Beispiel voraussetzen, dem
Staat die volle Dispositionsmacht über den Arbeits-
markt und — soll überhaupt etwas bewirkt werden
— außerdem über die gesamte Produktionsorgani-
sation der Volkswirtschaft einzuräumen. Das Recht
aufArbeit muß demgegenüber umgesetzt werden in
eine Politik der Vollbeschäftigung. Für sie tragen
alle „direkten“ und „indirekten“ Arbeitgeber, alle
Personen, Organisationen und Institutionen (bis in
internationale Verflechtungen hinein) Verantwor-
tung, die mit ihren wirtschaftspolitischen Entschei-
dungen Einfluß auf das Beschäftigungsniveau aus-
üben ). Ar18 beitslosigkeit abbauen heißt zunächst,
auf die Voraussetzungen hinarbeiten, daß zusätzli-



ehe Arbeitsplätze entstehen können; das betrifft
Investitionen und Wachstum.
Bei aller Entschiedenheit einer wachstumsorien-
tierten Politik in den verschiedensten Sektoren ist 
nicht zu erwarten, daß diese in einer tolerablen Frist
Vollbeschäftigung verwirklichen kann. Dazu rei-
chen die gegebenen und absehbaren Wachstumsra-
ten nicht aus, abgesehen davon, daß Wachstum,
sofern es nicht gänzlich verneint wird, Konditionen
des „Angemessenen“, der „Lebensqualität“ oder
der „sozialen Verträglichkeit“ unterliegt.
Neben der Ausschöpfung qualitativer Wachstums-
felder, die zusätzliche Arbeitsplätze schaffen, er-
scheint eine allgemeine tarifliche Arbeitszeitver-
kürzung — mit einem am Lebenshaltungskostenin-
dex orientierten, gestaffelten und nicht vollen
Lohnausgleich — unausweichlich, solange eine
wachsende Produktion mit einem sinkenden Ar-
beitsvolumen bereitgestellt werden kann. Die zur
Zeit diskutierten Modelle einer Arbeitszeitverkür-
zung und gleichmäßigen Verteilung entsprechen
nicht immer dem Gebot der Beteiligungsgerechtig-
keit. Häufig werden gerade diejenigen Gruppen,
die im Betrieb und auf dem Arbeitsmarkt schwä-
chere Positionen einnehmen (Ältere, Jugendliche,
Frauen, Ausländer), benachteiligt.
Der Konflikt um die Verteilung von Arbeit und
Einkommen ist in der gegenwärtigen Konstellation
zuerst zwischen den Beschäftigten und den bislang
Arbeitslosen auszutragen, nicht im Spannungsbo-
gen von „Arbeit und Kapital“. Solidarität mit den
Arbeitslosen kann nicht in der Bündelung von For-
derungen an andere bestehen. Neue Arbeitsplätze
über Arbeitszeitverkürzungen entstehen nicht,
wenn lediglich Arbeit bei gleichem Lohn geteilt
wird. Es geht um eine weniger leichte Probe der
Solidarität: Arbeitsplatzbesitzer müssen mit den
Arbeitszeiteinheiten auch auf den dazugehörigen
Lohn verzichten. Denkbar ist, Härten in unteren
Lohngruppen dadurch abzumildem, daß von der
Bundesanstalt für Arbeit Zuschüsse gezahlt wer-
den, sind doch deren aus Sozialabgaben aufge-

brachte Mittel, volkswirtschaftlich betrachtet,
Lohn.

Die Lösung im Großen muß eigentlich jenen klei-
nen Schritten folgen, die vielfach schon praktiziert
werden, beispielsweise im Bereich der kirchlichen
Dienste und der Caritas — Aktivitäten, die zu ei-
nem Teil aus Haushaltsmitteln, zu einem anderen
Teil eben auch aus dem Gehalt Hauptamtlicher und
aus Solidaritätsfonds bzw. Spenden finanziert wer-
den. Die „Arbeitslosigkeit ist heute nur erfolgreich
zu bekämpfen, wenn alle weniger von Solidarität
und Gerechtigkeit reden, dafür aber sie mehr
üben.“ )19

Um der Arbeitslosigkeit wirksam zu begegnen, ist
verschiedentlich von Seiten der Kirche ein Sozial-
pakt gefordert worden zwecks Abstimmung des
wirtschaftspolitischen Verhaltens aller Beteiligten.
Die Tarifparteien, die als „indirekte Arbeitgeber“
mit ihren Abmachungen das Beschäftigungsniveau
mitbestimmen, dürfen auf keinen Fall das Vollbe-
schäftigungsrisiko auf den Staat abschieben. Eine
„gemeinsame Kraftanstrengung ähnlich wie in der
Nachkriegszeit ist nötig, wenn die Tragfähigkeit
unseres sozialen Leistungssystems, der soziale
Friede und die von Freiheit, Gerechtigkeit und Soli-
darität bestimmte Ordnung . . ., erhalten werden
sollen“* ).

Unter den vielen Problemgruppen des Arbeits-
marktes gibt es eine nahezu ausgegrenzte Gruppe
hart Betroffener, auf die hier besonders hingewie-
sen sei, nämlich die schwer Vermittelbaren, die
wegen irgendwelcher Behinderungen die heute auf
dem Arbeitsmarkt gefragten Qualifikationen nicht
erreichen können. Auch sie haben Anspruch auf
einen ihren Fähigkeiten entsprechenden Arbeits-
platz, sei es in „öffentlichen oder privaten Unter-
nehmen .... sei es in sogenannten .beschützten*
Unternehmen oder Werkstätten“21)- Mit dem Ap-
pell, für diesen schutzbedürftigen Personenkreis
mehr als bisher zu tun, ist natürlich auch die Kirche
in die Pflicht genommen.

IX. Umwelt und Ressourcen

In der heutigen Arbeitslosigkeit schlägt sich unter
anderem der Einfluß außenwirtschaftlicher Struk-
turverschiebungen wie die zunehmende Konkur-
renz der Schwellenländer nieder. Sie sind ebenso
Ausdruck intensiver weltwirtschaftlicher Verflech-
tungen wie das weltweit gewordene Ökologiepro-
blem.

Ökologische Fehlentwicklungen, häufig Gegen-
stand der Kritik am technisch-wissenschaftlichen
und materiellen Fortschrittsdenken, zählen zu den
säkularen Herausforderungen, die ein Umdenken
und eine sorgsame Beachtung dieser Problematik in
der Wirtschafts- und Ordnungspolitik erfordern.

Der Sachverhalt selbst ist hinreichend bekannt.
Ökologische Güter wurden in der Vergangenheit
nahezu wie frei verfügbare kostenlose Güter behan-
delt. An ihrer Nutzung waren alle mit ihren Lebens-
gewohnheiten beteiligt, sie gehörten zum unbefragt
selbstverständlichen Verbrauchsstandard. In den
Umweltschäden, wie sie durch übermäßige Bela-
stungen von Boden, Luft und Wasser mit Schad-



stoffen hervorgerufen wurden, rächt sich der allzu
leichtfertige Umgang mit der Natur.
Die Erfahrung, daß Umweltschäden die Lebens-
qualität beeinträchtigen, hat mittlerweile zu einem
Bewußtseinswandel geführt. Dasselbe gilt für die
Erkenntnis, daß manche Ressourcen — so die
nichtregenerierbaren Energieträger — begrenzt
sind und daß ein übermäßiger Verbrauch in den In-
dustrieländern die Verbrauchsmöglichkeiten der
Dritten Welt schmälert. Die Anerkennung der
Schöpfung und des göttlichen Kulturauftrags ver-
langen „ohne Zweifel Grenzen für den Gebrauch
der sichtbaren Natur. Die vom Schöpfer dem Men-
schen anvertraute Herrschaft ist keine absolute
Macht, noch kann man von der Freiheit sprechen,
sie zu .gebrauchen oder zu mißbrauchen' oder über
die Dinge zu verfügen, wie es beliebt.“22)
Das gewachsene Bewußtsein für die Zusammen-
hänge innerhalb des Ökosystems und für die Wech-
selbeziehungen zwischen Mensch und Natur müßte
es erleichtern, den Anforderungen einer lebenswer-
ten Umwelt und der Sicherung von Ressourcen auf
Dauer ökonomisch gerecht zu werden, und zwar
nicht durch nachträgliche Korrekturen, sondern
durch Vorsorge, durch andersartige Konditionen
des Wirtschaftsprozesses. Das ökologische Ziel ge-
hört in den wirtschaftspolitischen Zielkatalog. Ne-
ben staatlichen Interventionen, Vorgaben und

Kontrollen ist eine konsequente Behandlung der
ökologischen Güter als Knappheitsgüter notwen-
dig. Diese müßten kosten- und preiswirksam wer-
den, damit sich die dynamischen wirtschaftlichen
Kräfte gezielter auf den schonenden Umgang mit
Ressourcen und Umwelt richten. Mit der Erweite-
rung der Rahmenbedingungen der gegebenen Ord-
nung zu einer „ökologisch verpflichteten Markt-
wirtschaft“ wird unterstrichen, „daß die Marktwirt-
schaft nur auf der Grundlage einer intakten Umwelt
funktionieren kann und deshalb die ökologische
Aufgabe durchaus ein genuines Ziel wirtschaftli-
cher Bemühungen sein muß“23).

Eine ökologisch orientierte Politik ist schließlich
auf ihre Weise eine Konkretisierung der universa-
len Bestimmung der Güter dieser Erde: Sie müssen
allen Menschen zugute kommen. Die behutsame,
verantwortliche Nutzung der Ressourcen entspricht
wesentlich Solidaritätspflichten gegenüber den Mit-
menschen, gegenüber kommenden Generationen,
über deren Lebenschancen heute mitentschieden
wird, und gegenüber den Menschen in der Dritten
Welt. Den entwickelten Industrieländern kommt
eine besondere Verantwortung zu. Aufgrund ihrer
Wirtschaftskraft sind sie zu einem wirksameren und
schnelleren Handeln in der Lage und daher ver-
pflichtet, eine Führungsrolle in der internationalen
Ökologiepolitik zu übernehmen.

X. Ausblick

Jede Ordnung muß sich in den Herausforderungen
ihrer Zeit bewähren. Gesellschaftliche Verände-
rungen, so hat es die kirchliche Soziallehre immer
wieder betont, bedürfen des Doppelschritts von
Zustände- und Gesinnungsreform. Unsere Ge-
meinwohlordnung in Gesellschaft und Staat stellt
sich im Gefüge ihrer Institutionen und Regeln als
eine recht eindrucksvolle Erscheinung dar. Sie für
die Erfordernisse der Gegenwart und Zukunft of-
fenzuhalten, ist eine bleibende Aufgabe. Die
Schwächen liegen heute jedoch eher in dem Zö-

gern, den Problemen wirtschafts- und gesellschafts-
politisch entschieden zu begegnen. Zu viele Ver-
krustungen und das Besitzstandsdenken stehen im
Weg, vor allem jene Mentalität, die zwar die Vor-
züge von Freiheit und Wohlstand in Anspruch
nimmt, zugleich aber darauf bedacht ist, Belastun-
gen zu vermeiden oder sie auf andere, auf den Staat
abzuschieben.



Theodor Strohm

Positionen und Stellungnahmen der Evangelischen
Kirche zu sozialpolitischen Aufgaben

In der Zeit nach 1945 hat sich innerhalb des deut-
schen Protestantismus erst allmählich eine Struktur
der Willensbildung herausgebildet, aus der heraus
kontinuierlich Äußerungen zu Fragen der politi-
schen und sozialen Ordnung möglich geworden
sind. Nicht nur kirchenamtliche Organe wie Kir-
chenleitungen oder Synoden haben aus eigener In-
itiative oder auf Anregung hin selbständig Erklä-
rungen abgegeben. Vielmehr ergibt sich ein buntes
und für manche interessierte Betrachter innerhalb
und außerhalb der Kirche nur schwer zu deutendes
Bild durch Stellungnahmen auch aus der Arbeit von
Kirchentagen, Akademien, kirchlichen Werken
und Verbänden und nicht zuletzt einzelner enga-
gierter Gruppen. Es gehört zum Wesen evangeli-
scher Willensbildung, daß die Möglichkeit ausschei-
det, allen Kirchenmitgliedern gewisse Grundent-
scheidungen sozialer und politischer Ethik lehramt-
lich aufzuerlegen und Gehorsam zu fordern. Wei-
sungen in solchen Fragen, von welchem kirchlichen
Gremium sie auch stammen, können sich nur an das
Gewissen aller Beteiligten wenden und niemals blo-
ßen Gehorsam fordern.

Dieser Prozeß und die Tatsache, daß das Gewissen
eine nicht zu übergehende Instanz der Verantwor-
tung der Christen ist, konnten häufig als Anzeichen
einer Individualisierung und Privatisierung inner-
halb der Evangelischen Kirche und ihrer Gemein-
den mißverstanden werden. In Wahrheit aber in-
tendiert christliche Ethik grundsätzlich den Kon-
sensus der Gemeinde und der auf sie bezogenen
Gremien der Kirche, und zwar einen immer neu zu
erringenden Konsensus. Jede Überzeugung — ge-
rade auch wenn sie auf brennende und künftige Fra-
gen aufmerksam macht und das vorauseilende Wort
und die vorwegnehmende Entscheidung wagt —
soll die Öffentlichkeit der Kirche suchen, sich ihren
Rückfragen und Korrekturen aussetzen und so auf
ihre Einheit hinwirken.

Vor dem Hintergrund dieser grundsätzlichen Fest-
stellungen sind allerdings einige Spielregeln uner-
läßlich, die dazu dienen, die Wahrnehmung des
Öffentlichkeitsauftrages der Kirche in überschau-
bare und verläßliche Bahnen zu lenken. Die Synode
und der von ihr gewählte Rat der Evangelischen
Kirche in Deutschland (EKD) sind die wichtigsten
„berufenen“ Organe, die ihre in der Grundordnung

angelegte Ermächtigung zu Initiativen und Kundge-
bungen von politischer und sozialer Erheblichkeit
in vielfacher Weise nutzen. Der Rat der EKD be-
ruft gemäß Art. 22 Abs. 2 der Grundordnung von
1948 „Kammern“ oder für bestimmte Aufgaben
Kommissionen aus sachverständigen Gliedern der
Kirche, die den kirchenleitenden Organen nicht nur
beratend zur Verfügung stehen, sondern „in der
Regel Gutachten im Auftrag des Rates erarbeiten
sollen“. Sie haben aber auch das Recht, „im Ein-
vernehmen mit dem Rat von sich aus Fragen aus
ihrem Aufgabenbereich aufzugreifen“1). Die Kam-
mer der EKD für soziale Ordnung ist das wichtigste
Organ der EKD im Blick auf kirchliche Stellung-
nahmen zu sozialpolitischen Fragen. Sie hat nicht
selten auch die Gelegenheit wahrgenommen, mit
Gremien der katholischen Kirche in bestimmten
Aufgaben zusammenzuarbeiten.

Mit dem Zusammenschluß des 1945 gegründeten
Hilfswerks der EKD und des auf Johann Hinrich
Wieherns entscheidende Initiativen im Jahre
1848/49 zurückgehenden Centralausschusses für die
Innere Mission im „Diakonischen Werk der EKD“
im Jahre 1975 wurde die soziale Arbeit der Kirche
organisatorisch zusammengeführt. Die Evangeli-
sche Kirche hat sich diese Einrichtung in bestimm-
ter Weise als eigenes Werk zugeordnet. Zugleich
nimmt sie durch das Diakonische Werk als ein
„Spitzenverband der Freien Wohlfahrtspflege“ zu
ihrem Teil Verantwortung wahr in allen wesentli-
chen Bereichen des Systems der sozialen Sicherung.
Insbesondere gilt dies für die Jugend- und Familien-
hilfe, die Sozialhilfe und für das Gesundheitswesen
sowohl in stationärer als auch in ambulanter Form.
In der Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien
Wohlfahrtspflege wirkt das Diakonische Werk mit
den anderen fünf Spitzenverbänden partnerschaft-
lich zusammen. In seiner Vertretungsarbeit in zahl-
reichen Gremien und gemäß seiner Aufgabenkom-
petenz in § 1 Abs. 3 der Satzung von 1975 beteiligt
es sich an der Erarbeitung und Abstimmung von
Stellungnahmen zu Akten der staatlichen Gesetzge-
bung und sonstiger Rechtssetzung. Alle Äußerun-*



gen in diesem Bereich finden ihre innere Berechti-
gung und ihre Grenze darin, daß sie ihrerseits der
Erfüllung des eigentlichen Verkündigungs- und

Sendungsauftrages dienen. Diakonie ist diesem
Auftrag nicht äußerlich zugeordnet, sondern selbst
„Lebens- und Wesensäußerung der Kirche“2).

II.

Gibt es. so soll nun weiter gefragt werden, sozial-
ethische Traditionen und sozialpolitische Strömun-
gen im deutschen Protestantismus, die auf die Be-
gründung kirchlicher Stellungnahmen Einfluß ha-
ben und auf eine inhaltliche Kontinuität der Wil-
lensbildung schließen lassen? Die Wichtigkeit der
Antwort auf diese kann daran erkannt werden, daß
noch heute das zusammenfassende Urteil von Ger-
hard Uhlhorn nachwirkt, der in seinem großange-
legten, noch immer grundlegenden historischen
Werk über „Die christliche Liebestätigkeit“ auf
grundsätzliche konfessionelle Unterschiede hinwies
und diese auf folgende Formel brachte: „Katholisch
ist es. die Armenpflege prinzipiell für die Kirche in
Anspruch zu nehmen und dem Staat bloß die Auf-
gabe zuzuweisen, für diese kirchliche Armenpflege
Hilfsdienst zu thun da. wo die kirchliche Tätigkeit
nicht ausreicht; reformiert ist es. Staat und Kirche
so zu scheiden, daß sie beide eine von verschie-
denem Geiste getragene Armenpflege treiben; dem
lutherischen Charakter dagegen entspricht es. dem
Staate die Armenpflege zu überlassen, aber diese
Armenpflege, wie den ganzen Staat, mit christli-
chem Geiste zu durchdringen und ihn in Lösung
seiner Aufgabe durch Freie Liebestätigkeit zu un-
terstützen.“3)

So richtig diese Feststellung allgemeine Entwick-
lungslinien des 19. Jahrhunderts beschreibt, so wird
sie doch der inneren Bewegung und der Grundin-
tention nicht gerecht, die durch das Wirken Johann
Hinrich Wieherns vorgezeichnet wurde. Ihm und
seinen Mitstreitern in der Evangelischen Kirche
ging es um eine soziale Erneuerung, von der zu-
nächst jeder einzelne Bürger und Christ, sodann die
Kirche in ihren Gemeinden und Gruppen erfaßt
werden sollten, schließlich nicht zuletzt die Organe
des Staates bei der Erfüllung ihres sozialpolitischen
Auftrages. Diese dreifache, sich wechselseitig be-
fruchtende und ergänzende soziale Aufgabe nannte
Wichern das „dreifache diakonische Amt“4). Wäh-
rend Wichern vom einzelnen eine auf den bedürfti-

gen Nächsten gerichtete Haltung der Mitmensch-
lichkeit und soziales Engagement verlangte, sollte
sich die Kirche in ihrer Diakonie den akuten Nöten
und Notständen in ihren verschiedenen Erschei-
nungsformen durch konkrete Hilfe an den betroffe-
nen Menschen zuwenden. Das „diakonische Amt“
der staatlichen Organe hingegen richtet sich auf die
Beseitigung noterzeugender Strukturen und auf die
Bereitstellung, Sicherung und dynamische Ent-
wicklung von Lebensmöglichkeiten gerade auch für
diejenigen, die aus eigener Kraft keine ausreichen-
den Lebensmöglichkeiten erreichen können. So
läßt sich eine Tendenz des „sozialen Protestantis-
mus“ verfolgen, die sich in den Denkschriften und
Stellungnahmen des Centralausschusses der Inne-
ren Mission, in den Ergebnissen des Evangelisch-
sozialen Kongresses bis hinein in die Sozialgesetz-
gebung der Bismarckzeit und schließlich in die so-
ziale Grundrechtsgestaltung der Weimarer Verfas-
sung hinein verfolgen läßt5).

Die Kräfte erwiesen sich jedoch als zu schwach, um
dem alle bis dahin geltenden Grundlagen der So-
zialpolitik pervertierenden Nationalsozialismus wi-
derstehen zu können. Es gingen alle Reste von
Mündigkeit und Barmherzigkeit zugunsten einer
rassenhygienischen, staatspolitisch orientierten
Zweckrationalität verloren. Josef Goebbels prägte
die Formel: „Wir gehen nicht von den einzelnen
Menschen aus, wir vertreten nicht die Anschauung,
man muß die Hungernden speisen, die Durstigen
tränken und die Nackten kleiden — das sind für uns
keine Motive. Unsere Motive sind ganz anderer
Art. Sie lassen sich am lapidarsten in dem Satz
zusammenfassen: Wir müssen ein gesundes Volk
besitzen, um uns in der Welt durchsetzen zu
können.“ Es waren nicht zuletzt die Erfahrun-
gen mit einer sozialdarwinistisch geprägten Poli-
tik, die die Kirche nach 1945 zu einer grundsätz-
lichen Neubesinnung auf ihre ethischen Grund-
lagen und ihren Beitrag zur sozialen Gestaltung
verpflichteten.

Es ist nicht verwunderlich, daß die Willensbildung
zunächst unentschieden schwankte zwischen einer
Einstellung, die den sozialen Staat als weltliche Er-
füllung diakonischer Anregungen und Vorbilder
begrüßte und der Sorge, dem modernen Wohl-



fahrtsstaat wohne eine „Tendenz zur Ausrottung
aller anerkannten Diakonie-Wirklichkeit“ inne,
durch seine materialistische, autoritärpädagogische
Sozialfürsorge mache er „der Verkündigung der
Botschaft durch Diakonie ein Ende“ ). Wenn auch
diese Sorgen bis heute lebendig geblieben sind 7), so
bestimmen sie jedoch nicht das Geschehen. Dieses
ist seit Beginn der Nachkriegszeit und seit der
Gründung der Bundesrepublik durch eine kon

6

-
struktive und partnerschaftliche Zusammenarbeit

nicht nur mit den öffentlichen Leistungsträgem,
sondern auch mit den anderen Wohlfahrtsverbän-
den gekennzeichnet. Übrigens gilt — bei all den
Unterschieden im Grundsätzlichen und im De-
tail — dies auch für die DDR. Die Diakonie der
Evangelischen Kirche hat sich dort als einer der
wichtigsten Träger einer freien Wohlfahrtspflege
behauptet und erfährt dafür im wachsendem Maße
auch die Anerkennung und Förderung durch staat-
liche Instanzen8).

1 193 Einrichtungen mit 41 087 Plätzen/Betten und 14 850
Mitarbeitern.

III.

Die Frage ist oft gestellt und häufig verneint wor-
den. ob es auf Seiten der Evangelischen Kirche eine
gesicherte theologische bzw. ethische Basis gebe,
aus der heraus sich tragfähige Sozialprinzipien und
Kriterien für die Formulierung eigener Stellung-
nahmen und für die Beurteilung sozialpolitischer
Konzeptionen ableiten lassen. Den vorliegenden
Versuchen haftet immer zugleich etwas Vorläufi-
ges. die Richtung des Handelns Suchendes an.
Diese sind meist auch von der Sorge begleitet, die
Kirche könne sich an Ideale. Programme und Ideo-
logien ausliefern und dabei den Blick auf ihr sozial-
ethisches Proprium verlieren. Die Gesellschaft ist
für sie gemäß ihrer Orientierung an der Botschaft
von der in Christus erneuerten Gottebenbildlich-
keit des Menschen, und zwar gerade auch des in 
seiner Existenz beschädigten, gefährdeten und der
Hilfe bedürftigen Menschen, das Feld der Bewäh-
rung ihres Auftrages: Der Mensch soll sein Mensch-
sein im Leben der Gemeinschaft durch das Mit-
mensch-Sein bewähren. Die Christen, die Ge-
meinde. die Kirche in ihren Organen soll bei der
Verwirklichung ihres Auftrages „keinerlei takti-
schen Rücksichten Raum geben“, sich jeder Bevor-
mundung der Gesellschaft durch eigene Sozial-
macht-Ansprüche enthalten. „Die Solidarität der
Kirche mit den Nöten der Welt ist die Vorausset-

zung für die Partnerschaft der kirchlichen mit den
politischen Kräften bei der als Integration erfolgen-
den Neuformung gesellschaftlichen Daseins in
Staat, Wirtschaftsleben und Kirche.“9) Dieser
— hier nur angedeutete — Grundgedanke kann in
drei Gesichtspunkten weiter entfaltet und in die
Ebene konkreter Entscheidungsfindung verfolgt
werden.

Der bedeutende Rechtsgelehrte Erik Wolf hat im
Jahre 1957 den Versuch unternommen, das im
christlichen Glauben neu begründete „Nächsten-
verhältnis“ aus dem „Reservat des Social-Caritati-
ven“ herauszulösen und „als Grund und Mitte des
Rechts (zu) behaupten“. Auf diese Weise werde die
Aufgabe allen Rechts erfüllt: „in gegebener Lage
natürlicher wie sozialer Ungleichheit Jedem das
Seine zuzuteilen und zu belassen“. Wolf formuliert
hier so etwas wie ein Grundrecht, das vor jedem
Selbstbehaupten von menschlichem Recht „aus Na-
tur, Vernunft oder geschichtlicher Tradition“ gel-
ten soll. Die theologische Dimension dieses Ansat-
zes wird durch zwei Kategorien verdeutlicht: „Per-
sonalität“ und „Solidarität“. Personalität bezieht
sich auf das von Gott Angerufensein, auf die Ver-
antwortlichkeit vor Gott, das Angenommensein je-
des Menschen vor allen gesellschaftlichen und per-
sönlichen Konstellationen. „Personalität ist das Ur-
recht vor allen Grundrechten, die es theologisch
ebenso begründet, wie es philosophische oder juri-
stische Definitionen der Menschenrechte be-
grenzt.“ Solidarität konstituiert als Konsequenz
von Personalität ein neues Verhältnis der Mit-
menschlichkeit: „Aus Mitmenschen werden Näch-
ste.“ Indem der Mensch seiner Bestimmung durch
Gott entsprechend seinen Nächsten annimmt, ver-
mag er „Interessengruppen in verantwortliche Ge-
sellschaft“ umzuwandeln10).

Erik Wolf nahm mit dem Begriff der „verantwort-
lichen Gesellschaft“ das wichtigste sozialethische

’) E. Wolf, Sozialethik — Theologische Grundfragen, hrsg.
von Th. Strohm, Göttingen 1975, S. 163f.
10) Vgl. E. Wolf, Recht des Nächsten — Ein rechtstheologi-
scher Entwurf, Frankfurt 1958, S. 16 f.



Axiom des ökumenischen Rats der Kirchen auf,
das erstmals 1948 bei der Vollversammlung in Am-
sterdam in die Willensbildung eingeführt wurde.
Die Kurz-Definition basiert auf dem Gedanken,
daß der Mensch geschaffen und berufen sei. ein
freies Wesen zu sein, verantwortlich vor Gott und
seinem Nächsten. Sie lautet: Eine verantwortliche
Gesellschaft ist eine solche, in der Freiheit die Frei-
heit von Menschen ist, die sich für Gerechtigkeit
und öffentliche Ordnung verantwortlich wissen,
und in der jene, die politische Autorität oder wirt-
schaftliche Macht besitzen, Gott und den Men-
schen, deren Wohlfahrt davon abhängt, für ihre
Ausübung verantwortlich sind11)- Mit diesen For-
mulierungen war ein „Leitbild“ — oder vorsichti-
ger — ein Leitkriterium benannt, das seither in der
kirchlichen Willensbildung eine wichtige Orientie-
rungsfunktion erfüllte und deshalb auch mancherlei
Ergänzungen erfuhr. Implizit oder explizit gingen
diese Vorstellungen in die Begründung vieler kirch-
licher Stellungnahmen zu wirtschafts- und sozial-
politischen Fragen mit ein.
Von solchen Voraussetzungen her erfuhr auch die
Verfassungsordnung der Bundesrepublik — in an-
derer Hinsicht auch die Verfassung der DDR —
ihre sozial-ethische Beleuchtung. Das Grundgesetz
der Bundesrepublik, das mit den Worten beginnt:
„Im Bewußtsein seiner Verantwortung vor Gott
und den Menschen“, bildet eine Basis der Integra-
tion und ermächtigt zu notwendigem sozialen Han-
deln, zu dem sich Christen im Zusammenwirken
mit Nichtchristen herausgefordert wissen. Das Bon-
ner Grundgesetz versteht sich — anders als die
Weimarer Reichsverfassung — als norma normans
und als norma normata, das heißt, sie geht über das
rechtsstaatliche Legalitätsprinzip des bürgerlich-li-
beralen Rechtsstaats hinaus und bindet „die vollzie-
hende Gewalt und die Rechtsprechung an Gesetz
und Recht“ (Art. 20 Abs. 3). Das Konstitutions-
prinzip der Menschenwürde (Art. 1 GG) bildet die
verfassungsrechtliche Grundlage der Rechtsstaat-
lichkeit und begründet zugleich eine materiale
Rechtsstaatlichkeit der demokratischen Verfas-
sung. Die Grundrechte werden durch die Men-
schenwürde inhaltlich bestimmt und bilden zusam-
men mit ihr den „Wesensgehalt“, der bei den

Grundrechten „in keinem Fall. . . angetastet wer-
den“ darf (Art. 19 Abs. 3).
Das Konstitutionsprinzip der Menschenwürde, das
Grundrecht auf Leben und körperliche Unversehrt-
heit und auf freie Entfaltung der Persönlichkeit ver-
pflichten den Staat, für Einrichtungen zu sorgen, 
die jedenfalls das „Existenzminimum“ garantieren.
Es ist die Konsequenz dieses Ansatzes, wenn das
geltende Recht — als reflexiver interpretatorischer
Kontext einer Verfassungsnorm — in § 1 des Bun-
dessozialhilfegesetz (BSHG) den Auftrag formu-
liert, die Sozialhilfe solle „die Führung eines Le-
bens ermöglichen, das der Würde des Menschen
entspricht“. Zu bezeugen, was ein „menschenwür-
diges Dasein“ unter den gegenwärtigen Bedingun-
gen erfordert, ist nicht zuletzt Aufgabe der verant-
wortlichen gesellschaftspolitischen Kräfte und Trä-
ger der Willensbildung. Die erwähnten Grund-
rechte stehen in unmittelbarem Zusammenhang mit
dem Sozialstaatsprinzip (Art. 20. 28, 79 Abs. 3
GG) und mit der Sozialpflichtigkeit des Eigentums
(Art. 14 Abs. 2). Das Sozialstaatsprinzip ist die ei-
gentliche „Transformationsstelle von gesellschafts-
politischen Postulaten in Rechtsansprüche“ und
dient zugleich „als rechtspolitischer Anknüpfungs-
punkt zugunsten umfassender staatlicher Aktivität
auf dem sozialen Sektor“ ). Dies hat das Bundes12 -
verfassungsgericht mit der Formulierung unterstri-
chen, es sei Aufgabe des Sozialstaates, „für einen
Ausgleich der sozialen Gegensätze und damit für
eine gerechte Sozialordnung zu sorgen“ ).13

Zwei Thesen sollten zuletzt verdeutlicht werden:
Erstens ist das Grundgesetz einer Wertordnung ver-
pflichtet, die im hohen Maße auch Ausdruck evan-
gelischer Sozialethik ist, oder, in einer Formulie-
rung Bismarcks: „praktisches Christentum in ge-
setzlicher Betätigung“. Zweitens ist das Grundge-
setz in seiner relativen Unbestimmtheit zugleich
Auftrag, der auf seine rechtliche und gesellschafts-
politische Erfüllung angewiesen ist. Die Qualität
dieser inhaltlichen Erfüllung hängt wesentlich von
der Leistungsbereitschaft einzelner, der verant-
wortlichen Institutionen, Verbände und Gruppen
ab.12



Über die Art und Weise des Zusammenwirkens von
staatlichen, nicht zuletzt kommunalen Instanzen
und freien Verbänden sowie privaten Initiativen der
Wohlfahrtspflege herrschten lange Zeit in der evan-
gelischen Theologie, Kirche und Diakonie unge-
klärte Vorstellungen. Das sogenannte Subsidiari-
tätsprinzip, das auf der Verfassungsebene kaum
angedeutet und erst recht nicht durchgehend ver-
wirklicht ist, entstammt der katholischen Sozial-
lehre und reicht — wie das erwähnte Uhlhorn-Zitat
zeigt — tief in die Geschichte katholischer Sozialar-
beit und Soziallehre zurück, auch wenn es erst in 
der Enzyklika „Quadragesimo Anno“ von 1931 ex-
pliziert und dort stark an eine berufsständische
Ordnung gebunden wurde ). Zwar läßt sich das
Prinzip der „Personnähe“ ohne weiteres auch aus
der evangelischen Ethik begründen,
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aber als ein
formales Abgrenzungsprinzip zwischen „öffentli-
cher“ und „freier“ Trägerschaft und als Zuständig-
keitsprinzip blieb es evangelischer Ethik bis heute
fremd. Dies gilt insbesondere für die Funktion, die
es in der öffentlichen Auseinandersetzung annahm,
indem es zugleich eine Abwehrfunktion im Sozial-
staat erfüllte und umfassende Leistungsansprüche
gegen diesen begründete. Faktisch wurde es in die
ganz andere Argumentationsfigur integriert, die be-
sagt. daß den Kirchen mit dem Prinzip der Glau-
bensfreiheit nach Art. 137 Abs. 3 der Weimarer
Reichsverfassung und dem Schutzbereich des
Art. 4 GG auch ein denkbar weiter Spielraum kari-
tativer Tätigkeit eingeräumt wird, ein „Grundrecht
karitativer Tätigkeit“, wie es das Bundesverfas-
sungsgericht einmal nannte. Diesem kam es in sei-
nem berühmten Urteil zum Sozialhilfe- und Jugend-
wohlfahrtsgesetz von 1967 darauf an, den in § 10
Abs. 2 BSHG niedergelegten Grundsätzen der Zu-
sammenarbeit von Staat, Kirchen und freien Wohl-
fahrtsverbänden durch die Formulierung eines Ko-
ordinationsprinzips Wirkung zu verleihen. Es sei
Sinn dieser Grundsätze, „mit dem koordinierten
Einsatz öffentlicher und privater Mittel den größt-
möglichen Erfolg zu erzielen“15). Mit diesem
Grundsatz konnte man, insbesondere in Zeiten der
Prosperität, in der reichliche Mittel vorhanden wa-
ren, gut leben. Heute drohen Gefährdungen von
zwei Seiten: Aufder einen Seite kann die kirchliche
Sozialarbeit ihre Glaubwürdigkeit verlieren, wenn
sie wegen des Mangels an Diakonen oder Diakonis-
sen, an Nachwuchs für ihre „geistlich geprägten

Dienstgemeinschaften“ sich in nennenswertem
Umfang als Sozialleistungsträger von öffentlichen
Leistungsträgern kaum mehr unterschiede. Sie
könnte die umfassenden Leistungsansprüche nach
dem Kostendeckungsprinzip nicht mehr glaubwür-
dig begründen. Auf der anderen Seite kann in Zei-
ten abnehmender Wachstumsraten und einer for-
cierten Konsolidierung öffentlicher Haushalte die
Freie Wohlfahrtspflege zur „staatlich konzessio-
nierten Fürsorge privater Institutionen“ degenerie-
ren, so daß schon heute gelegentlich von der „Bei-
nahe-Verstaatlichung“ der kirchlichen Kranken-
häuser gesprochen wird ).16

Angesichts solcher Unsicherheiten sind die Klärun-
gen, die Oswald von Nell-Breuning unter der Über-
schrift „Subsidiarität und Solidarität“ vorgenom-
men hat, auch für den evangelischen Betrachter
hilfreich ). Er kritisierte ein Verständnis von Sub17 -
sidiarität, das darauf abziele, den „freien“, das
heißt „ausschließlich auf freiwillige Mitwirkung an-
gewiesenen Trägem nicht einmal nur im Zweifel,
sondern grundsätzlich den Vortritt vor öffentlich-
rechtlichen über hoheitliche Gewalt verfügenden
Trägem zuzuerkennen“. Man habe schon frühzeitig
erkennen können, daß die politische Ortsgemeinde
oder andere öffentlich-rechtliche Körperschaften
oder Anstalten im Vergleich zu einer freien, jedoch
von einer weit entlegenen Zentralstelle geleiteten
Institution sehr wohl der engere, „hautnähere“ Le-
benskreis sein könne. Es sei paradox, den Staat für
Bereiche finanziell verantwortlich zu machen, aus
denen „man ihn soviel wie möglich verdrängen
möchte, ganz besonders dann, wenn dieser Staat
wegen seiner finanziellen Schwierigkeiten sich aus
bestimmten Bereichen zurückziehen, zum minde-
sten seine Leistungen kürzen will“. Er fragt nach
der Struktur des „selbstlosen Dienstes an der Sa-
che“, nach dem Ausmaß des Opfers, nach der Fä-
higkeit zur Bewährung in schwieriger Lage, in der
die sozialen Aufgaben zugleich vergrößert und die
dafür verfügbaren Mittel beschränkt werden. Was
aber besagt das Subsidiaritätsprinzip, wenn es we-
der als Vorrangsprinzip noch als Zuständigkeits-
prinzip etwa im föderalistischen Staatsaufbau noch
als Stufenprinzip der Belastung mit Leistungen ge-
dacht werden kann? Hier ist die Formulierung von
Nell-Breunings richtungsweisend auch dann, wenn
ihre Umsetzung in menschenwürdige Lösungen erst
noch durchdacht werden muß: „Wer jeweils der



berufene Träger sozialer oder caritativer Werke
oder Maßnahmen ist, bestimmt sich nicht generell
oder a priori, sondern stets nach dem konkreten
Sachverhalt; dieser ist allerdings an einem allge-
meingültigen Maßstab zu messen. Jede Art von
Hilfe und darum auch die Gemeinschaftshilfe ist in 
umso höherem Grad wirklich „hilfreich’, als sie den
Hilfsbedürftigen so wenig wie möglich als hilfsloses
Objekt behandelt, vielmehr ihn so viel wie möglich
zur Selbsthilfe instand setzt und ihm Gelegenheit
gibt, als aktives Subjekt selbst an der Befreiung aus
seiner Not mitzuwirken, sich aktiv daran zu beteili-
gen. Unter dieser Rücksicht ist auszumachen, wer
der jeweils berufene Helfer ist. Dies und nichts
anderes ist das vielberufene Subsidiaritätsprin-
zip.“ )18
Dieser Definition sind drei Gedanken zu entneh-
men, die auch ganz dem evangelischen Ansatz ent-
sprechen: Als Richtschnur für die Beachtung der

Menschenwürde ist das Subsidiaritätsprinzip aufdie
Bedürfnisse des jeweils konkret Hilfesuchenden
ausgerichtet. Menschenwürde wird hier als Beach-
tung, Stärkung und Beteiligung des in Not Gerate-
nen ausgelegt. Damit ist sicher auch das „Wahl-
recht“ der Betroffenen gemeint, aber mehr noch als
das: Nicht die Bevorrechtigung helfender Instan-
zen, sondern das Recht des Hilfebedürftigen soll
mittels dieses Prinzips ermittelt werden. Von Nell-
Breuning erwartet deshalb ein hohes Maß an
„Selbstlosigkeit“ und Opferbereitschaft von kirchli-
chen Trägem, und man wird hinzufügen müssen:
Eine sensible Methode der Kooperation wird hier
von allen Instanzen gefordert. Deutlich wird an die-
ser Definition auch, daß die öffentlichen und freien
Träger sich jederzeit auch gegenüber neuen Formen
der Hilfe und einer bewußten Förderung von
Selbsthilfepotentialen aufgeschlossen zeigen soll-
ten*’).

V.

Mit der von der Kammer der EKD für soziale Ord-
nung erarbeiteten und 1973 vom Rat der EKD ver-
öffentlichten Denkschrift „Die soziale Sicherung im
Industriezeitalter“ beteiligte sich die Evangelische
Kirche an der Grundsatzdiskussion über die Ausge-
staltung des Systems der sozialen Sicherung20).
Diese Denkschrift fiel in die zweite Phase sozialpo-
litischer Entwicklungen, als es darauf ankam, die
Vielfalt der Regelungsansätze, die zum großen Teil
schon vom ersten Bundestag vorgenommen worden
waren, zu systematisieren und sinngemäß weiterzu-
entwickeln.

Die Denkschrift ist bemüht, die Aufgabe der sozia-
len Sicherung im Industriezeitalter in größere Zu-
sammenhänge zu stellen. Es wird nicht die These
vertreten, die Sozialpolitik sei ein Appendix der
wirtschaftlichen Entwicklung. Vielmehr wird die
Funktionsfähigkeit der Wirtschaft auch als „soziale
Aufgabe“ verstanden, andererseits werden „Inve-
stitionen im Sozialbereich zugleich als Bestandteil
und als Voraussetzung der wirtschaftlichen Ent-
wicklung angesehen“. Im Blick auf den epochalen
Wandel wird festgestellt, daß der Gedanke der so-
zialen Gerechtigkeit heute nicht mehr vor dem Hin-
tergrund von Privilegien des Standes oder Besitzes
formuliert werden darf, sondern aus dem Prinzip
heraus, daß „der eigene Beitrag, den jeder für die
Gesamtheit leistet, das Maß dafür abgibt, was er als

Entgelt erhält“. Wenn aber der Leistung ein so
hoher Rang beigemessen wird, dann muß auch be-
rücksichtigt werden, daß die Leistungen jedes ein-
zelnen in vielfältiger Weise von den Voraussetzun-
gen abhängen, die er nicht selber geschaffen hat.
„Um so mehr ist die Gemeinschaft verpflichtet, die-
jenigen Sicherungen zu schaffen, die die Vorausset-
zungen zur Führung eines menschenwürdigen Le-
bens sind.“21)

Die sozialethischen Perspektiven gehen von dem
Prinzip der „verantwortlichen Gesellschaft“ aus.
Die wirtschaftliche Absicherung der großen Le-
bensrisiken (Unfall, Krankheit, Erwerbslosigkeit.
Tod des Ernährers) sowie die Altersversorgung und
zusätzliche Kosten für die längere Ausbildung von
Kindern gehören heute in grundlegender Weise in
die Verantwortung der Gesellschaft. Erst in diesem
Rahmen wird dann die Vielfalt der individuellen
und persönlichen Hilfen und Vorsorgen wirksam
und unentbehrlich. Die Denkschrift kehrt die her-
kömmliche Reihenfolge der Verpflichtungen zum
sozialen Handeln um: Die großen Risiken müssen
durch gesetzliche und finanzielle Maßnahmen der
Gesellschaft abgesichert werden. Darauf aufbau-
end soll die Verantwortung und menschliche Be-
treuung durch einzelne, durch die Familie und klei-
nere Gruppen wirksam werden. Das Gebot der
Nächstenliebe wird im doppelten Sinne interpre-
tiert: als Gebot zur Schaffung von Strukturen der
Sicherung und als Gebot der Zuwendung des Men-
schen zu seinen Mitmenschen, der intergenerativen
Verantwortung, der persönlichen Hilfe für alle Mit-
menschen, die sich in einer Notlage befinden. In



ausdrücklicher Würdigung des Subsidiaritätsprin-
zips wird darauf hingewiesen, daß der Staat die freie
Initiative der Bürger fördern und nicht lähmen soll,
sondern der Bürgerschaft „so viel Verantwortung
zumutet, wie das bei der gegebenen Struktur von
Wirtschaft und Gesellschaft möglich ist“. Das Sub-
sidiaritätsprinzip werde aber falsch ausgelegt, wenn
gefordert würde, auch bei den großen sozialen Risi-
ken dürfe die im Staat vertretene Gesamtheit erst
dann eingreifen, wenn sich herausstelle, daß perso-
nale Gemeinschaften nicht mehr ausreichend hel-
fen können22).

22) Ebda., S. 126.
2) Ebda., S. 129ff.
24) Vgl. hierzu Jahrbuch des Diakonischen Werkes der EKD
1986/87, Stuttgart 1987, S. 272 ff.
25) Ebda. — Mehr als 2 700 solcher Einrichtungen gibt es in
der Bundesrepublik in evangelischer Trägerschaft.

Soziale Gerechtigkeit wird als „Leistungsgerechtig-
keit“ und als „ausgleichende Gerechtigkeit“ mit
Umverteilungswirkung verstanden. Als Gebot der
Gerechtigkeit werden auch Klarheit und Einfach-
heit des Systems gefordert und eine umfassende
Sozialberatung in Verbindung mit sozialanwaltli-
chem Beistand für die auf Hilfe Angewiesenen. In
analoger Weise werden die drei Prinzipien einander
komplementär zugeordnet: Das „Kausalprinzip“,
das die verursachenden Tatbestände von Leistun-
gen festlegt, wird als Ober-Prinzip verstanden. Die
Höhe und der Umfang der Leistung kann nach dem
„Äquivalenzprinzip“, das Leistung und Vorleistung
systematisch verbindet oder nach dem „Finalprin-
zip“. das Sachleistungen ohne Rücksicht auf Höhe
und Dauer der Vorleistung, also „final“ gewährt,
bestimmt werden. Zur Verwirklichung der sozialen
Gerechtigkeit wird gefordert, dem Finalprinzip in
Zukunft in wesentlichen Bereichen (zum Beispiel

für die Behinderten) mehr als bisher öffentliche
Leistungen zuzuordnen23).
Die Denkschrift hat im grundsätzlichen bis heute
ihre Gültigkeit bewahrt. In den Einzelfragen hat
sich die Willensbildung meist weiterentwickelt.
Neuere Stellungnahmen ziehen die begonnene Li-
nie weiter aus. Gegenwärtig werden sechs Risiko-
bereiche — bei aller inneren Verzahnung — von-
einander abgehoben: „Gesundheit“ in vielfältigen
Einzeldimensionen; „Ausbildung“ im Sinne der
„Chancengerechtigkeit“ für alle; „Arbeit“ (Ar-
beitslosigkeit); „Einkommen“, dem unter anderem
die „Sozialhilfe“ systematisch zugeordnet ist: „Al-
ter“ als wichtiges Aufgabenfeld der Zukunft; „Fa-
milie“, das noch am wenigsten strukturierte Feld,
dem unter anderem auch die „Jugendhilfe“ zuzu-
ordnen ist.
Auf diese Aufgabenfelder bezieht sich kirchliche
Arbeit in größerem oder geringerem Umfang. Zur
Zeit sind in 18 567 Einrichtungen der Evangeli-
schen Kirche bzw. ihrer Diakonie 214 407 haupt-
amtliche Vollzeitkräfte und 82 492 hauptamtliche
Teilzeitkräfte tätig (bei einer „Betten“- bzw. Platz-
kapazität von 789 612). Hinzukommen z. Zt. rund
5 500 Selbsthilfegruppen sowie Clubs24). Es ist bei
dieser Sachlage nicht verwunderlich, wenn kirchli-
che Äußerungen zu Einzelfragen dieser Aufgaben-
bereiche oft ihrem unmittelbaren Engagement, ih-
ren Erfahrungen und Sorgen entsprechen. Auf ei-
nige dieser Äußerungen soll hier — exempla-
risch — kurz eingegangen werden.

VI.

Im Bereich des Gesundheitswesens liegt seit langem
einer der wichtigsten Schwerpunkte kirchlichen En-
gagements. Neben zahlreichen Allgemeinkranken-
häusern sind es vor allem die Fach- und Rehabilita-
tionskliniken, in denen sich viel fachliche Erfahrung
und Kompetenz angereichert hat, wobei die Arbeit
mit geistig und körperlich Behinderten im Psych-
iatriebereich hervorzuheben ist. Verschiedentlich
haben sich quasi Monopolstellungen herausgebildet
(zum Beispiel bei der Behandlung von Epilepsie).
Aber auch ein Großteil der ambulanten sozialpfle-
gerischen Dienste. Beratungsstellen und Einrich-
tungen der Altenpflege sowie die Tageseinrichtun-
gen für Behinderte gehören hierher25). Eine Denk-
schrift zur Reform des gesamten Gesundheitswe-

sens liegt bislang noch nicht vor. Die Sozialkammer
der EKD ist jedoch um eine Stellungnahme be-
müht.

Schwerpunkte bildeten die Themenbereiche Kran-
kenhausfmanzierung, Krankenpflegeausbildung,
aber auch ganz allgemein die Rechtsstellung und
Versorgung der Behinderten. Das seit 1972 gel-
tende duale System der Krankenhausfinanzierung,
nach dem die Investitionskosten durch Bund und
Länder zu übernehmen sind, ganz allgemein die
Finanzierung der Bereitstellung von Krankenhäu-
sern als öffentliche Aufgabe bestimmt wird und
andererseits die Erstattung der Pflegekosten durch
die Versicherungsträger geregelt wird, steckt den
Rahmen ab, in dem die Kooperation von staatli-
chen und kirchlichen Instanzen auf diesem Gebiet
verläuft. Die Gefahr, zwischen Investitionsträgern
und Versicherungsträgem zerrieben zu werden,
zeichnete sich ab und verschärfte sich im Zeichen
der Haushaltskonsolidierungs- und Kostendämp-
fungspolitik in den achtziger Jahren. Die Synode



und der Rat der EKD haben wiederholt an die Ver-
antwortlichen appelliert, „für eine ausreichende
Finanzierung, auch für einen größeren Handlungs-
und Verantwortungsspielraum der evangelischen
Krankenhäuser zu sorgen“ ). Sowohl die Eigenbe26 -
teiligung der freigemeinnützigen Träger an den In-
vestitionskosten als auch restriktive Bestimmungen
hinsichtlich der Pflegesatzgestaltung und der Wirt-
schaftlichkeit der Krankenhäuser erhöhen die Risi-
kobelastung. Die Befürchtung, daß „vor allem frei-
gemeinnützige Krankenhäuser nach und nach das
Feld räumen müssen“, durchzieht die Mehrzahl der
Stellungnahmen. Damit wäre die im Subsidiaritäts-
prinzip mitgegebene Wahlfreiheit und auch die ver-
fassungsrechtlich geschützte „besondere Rechts-
stellung“ kirchlicher Wohlfahrtspflege tangiert und
die freigemeinnützigen Leistungserbringer „unter
einen staatlichen Sicherstellungsauftrag mit Hilfe
der Mittel der Hoheitsverwaltung“ subsumiert ) .27

Die Trägerpluralität im Krankenhauswesen ist aus
der Sicht der Evangelischen Kirche ein wesentliches
und auch für die Zukunft unverzichtbares Element
des deutschen Gesundheitswesens. Diese wird
umso höhere Beachtung verdienen, je deutlicher
das Profil der freigemeinnützigen Einrichtung in 
Richtung einer humanen, ganzheitlichen Behand-
lung und zugleich in bezug auf eine — auf For-
schung und Erfahrung basierende — hohe thera-
peutische Qualität ausgeprägt ist. Hier werden ei-
gene Perspektiven für die Zukunft, die organisato-
rische und finanzielle Modelle überzeugend reflek-
tieren, entwickelt werden müssen.

Die Zusammenarbeit mit geistig, körperlich und
mehrfach Behinderten bildet einen der wichtigsten
Schwerpunkte kirchlicher Präsenz im Gesundheits-
wesen. Im Umgang mit ihren behinderten Men-
schen erweist eine Gesellschaft ihre humane Quali-
tät. Es entsprach dem reformatorischen Anliegen,
wenn der bedeutende Kirchenmann und Sozialre-
former Johann Valentin Andreae bereits um 1600
den Grundsatz aufstellte: „Wem die Natur ungün-
stig war. der soll durch die Gesellschaft umso mehr
begünstigt werden.“28) Friedrich von Bodel-
schwingh hat 1888 den Plan eines Gemeinwesens
entwickelt und ins Leben gerufen, in dem ein mög-
lichst normaler Ort entsteht, an dem gerade auch
kranke und behinderte Menschen einen Lebens-
raum für sich und gemeinsam mit anderen Bürgern
finden: mit Wohnen und Arbeiten, mit Lernen und
Leben, mit Ausruhen und Feiern, mit Kranksein
und Altwerden, mit Geborenwerden und Ster-

ben29). Die Kirche und ihre Diakonie bemüht sich
überall im Lande, solche Ansätze festzuhalten und
sinngemäß aufgrund neuer Erfahrungen und Auf-
gaben weiterzuentwickeln.

Mit Beginn der siebziger Jahre setzte eine „gera-
dezu stürmische Entwicklung im Bereich der Hilfen
für Menschen mit einer Behinderung“ ein, die ihren
Niederschlag in richtungsweisenden Gesetzen ge-
funden hat. Leitgedanken wie „Normalisierung“,
„Integration“. „Emanzipation“ und „Partizipa-
tion“, vor allem aber auch „Rehabilitation" gaben
die Impulse. Eine stärkere Fachlichkeit der Hilfen
für behinderte Menschen zeigte sich in einem inter-
disziplinär orientierten Ausbau therapeutischer
und pädagogischer Förderungsangebote und in ei-
ner entsprechenden fachlichen Qualifikation der
Mitarbeiter. Die Lebensbedingungen behinderter
Mitmenschen haben sich seither in quantitativer
und qualitativer Hinsicht in wenigen Jahren wesent-
lich verbessert. Es ist deshalb kaum verwunderlich,
daß die Verantwortlichen in der Kirche und ihrer
Diakonie mit Entschiedenheit darum kämpfen, das
Erreichte nicht durch Sparoperationen zu gefähr-
den, vielmehr sinngemäß weiterzuentwickeln. Ab-
zuwehren sind Tendenzen, die Sorge für behinderte
Menschen aus der gesamtgesellschaftlichen Verant-
wortung wieder herauszunehmen und die Lasten
einseitig den Betroffenen durch Verschlechterung
ihrer Lage, den Familien oder imaginären sozialen
Netzen zu übertragen. Ebenso droht die Tendenz
zur Standardisierung durch Regelungsmechanis-
men mit einheitlichen Grundsätzen für unterschied-
liche Einrichtungen, für persönlich und hinsichtlich
ihrer Behinderung unterschiedliche Menschen. Ge-
währleistet werden müssen — darauf wird von
maßgeblicher Seite der Diakonie mit Nachdruck
hingewiesen — in Zukunft:

— „die Aufwendungen für die Früherkennung und
Frühförderung behinderter Kinder;

— die Aufwendungen für angemessene besondere
oder gemeinsame frühkindliche Erziehung (außer
jenen Beiträgen, die Eltern nichtbehinderter Kin-
der auch bezahlen);

— die Aufwendungen für die schulische und beruf-
liche Bildung einschließlich der Kosten für ein unter
Umständen notwendiges Leben in einem Heim (au-
ßer der .häuslichen Ersparnis');

— die Aufwendungen zur Erlangung und Erhaltung
eines Behindertenarbeitsplatzes;

— die Aufwendungen für das Leben als geistig be-
hinderter Erwachsener in einem Heim (in einem
Alter, in dem Erwachsene üblicherweise nicht mehr
in ihrer Herkunftsfamilie leben);



— Aufwendungen für behinderungsbedingte medi-
zinische Betreuung, pädagogische Förderung und
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben;
- die Aufwendungen für den Bau, den Unterhalt
und den laufenden Betrieb von Einrichtungen, die
Hilfen für Behinderte vorhalten.“ )30

Die Debatte über Struktur und Zukunft stationärer
Hilfen ist auch in der Evangelischen Kirche im 
Gange. Nicht die Alternative „ambulant“ versus
„stationär“ wird als Lösung empfohlen, sondern
eine differenzierte Koordination zwischen ge-
meindenahen Netzen und stationärer Hilfe. Deren
Dezentralisierung sowie Ausbau der Vorsorge- und
Nachsorgebereiche erweisen sich als ein angemes-
sener Weg in die Zukunft. Niemand sollte sich frei-
lich der Illusion hingeben, „daß ambulante Ange-
bote . . . finanziell weniger aufwendig sind als sta-
tionäre Einrichtungen“31)- Entscheidend ist, daß
die Spielräume geschaffen, mit Leben erfüllt wer-
den, damit im Einzelfall die angemessene Hilfe
auch gewährt werden kann.
Die Pflegebedürftigkeit im Alter ist sowohl hin-
sichtlich ihrer Risikosicherung als auch hinsichtlich
ihres Pflegestandorts eines der großen ungelösten
Probleme des Sozialsystems; immer deutlicher wird
auf diesen Notstand hingewiesen. Die von allen
Verantwortlichen mitgetragenen Zielvorstellungen
für die ambulante und stationäre Altenhilfe lau-
ten:
— „die körperlichen, geistig-seelischen und sozia-
len Grundbedürfnisse zu befriedigen;
— die Selbständigkeit möglichst lange und umfas-
send zu erhalten, und zwar auch nach Heimeintritt
durch Rehabilitation und Therapie sowohl körper-
lich als auch im sozialen Bereich;
— die Lebenskontinuität soweit wie möglich zu er-
halten;
— den alten Menschen, gleichgültig ob in der eige-
nen Wohnung oder im Heim, zu selbständigem
Handeln zu befähigen.“ )32

Im Gegensatz zu diesen Zielen haben sich die wirt-
schaftlichen und sonstigen Rahmenbedingungen
der Altenpflege, insbesondere im stationären Be-
reich, verschlechtert. Der Mindestbedarf an Pfle-
gekräften wird gegenwärtig oft um rund 50 Prozent
unterschritten. Eine der Würde des Menschen ent-

entsprechende Hilfe und Pflege ist immer häufiger
nicht mehr gewährleistet. Dies wird auch noch da-
durch unterstrichen, daß immer mehr alte Men-
schen am Ende eines arbeitsreichen Lebens auf die
Leistungen aus der Sozialhilfe angewiesen sind, die
dadurch entgegen ihrer ursprünglichen Funktion als
nachrangige Hilfe zur beinahe üblichen Finanzie-
rung jedenfalls der stationären Pflege geworden ist.
Die Evangelische Kirche hat wiederholt zu diesen
Fragen Stellung bezogen, zuletzt in der von der
„Kammer der EKD für soziale Ordnung“ erarbei-
teten Denkschrift „Alterssicherung — Die Notwen-
digkeit einer Neuordnung“. Dort wird die Einbezie-
hung dieses Risikos in die Sozialversicherung
(Krankenversicherung) vorgeschlagen, was Bun-
deszuschüsse nicht ausschließt. Unter anderem soll
— nach dieser Denkschrift — folgendes sicherge-
stellt werden:
— „Leistungsansprüche bei Pflegebedürftigkeit
müssen auch dann bestehen, wenn nicht (nach bis-
herigem Verständnis) zusätzlich eine Krankheit
vorliegt.
— Das Wahlrecht des Pflegebedürftigen und seiner
Familie, ob Leistungen (z. B. auf Krankenschein)
im ambulanten, teilstationären oder stationären
Bereich in Anspruch genommen werden wollen, ist
zu beachten und wirksam zu gewährleisten . . .
— Der Standard der häuslichen Pflege sollte dem
der stationären Pflege nicht nachstehen.
— Im ambulanten Bereich müssen die Pflegehilfen
(Haus- und Familienhilfe. Grund- und Behand-
lungspflege, aktivierende und habilitierende Hil-
fen, zu denen auch jene Zuwendungen gehören, die
den pflegebedürftigen kranken Menschen in seinem
Menschsein bestätigen und ermutigen) wirksam
ausgebaut werden.“33)
In naher Zukunft sollte außerdem über die Be-
schreibung der Pflegestufen („Bewohner ohne be-
sondere Betreuung“ bis „Schwerpflegebedürftige
Heimbewohner“) und den jeweils zuzuordnenden
Pflegesätzen und Personalschlüssel Einigung erzielt
werden. Dabei wird der Ausgestaltung der Berufs-
bilder in diesem Bereich eine hohe Priorität zuzu-
messen sein34). Angesichts der Tatsache, daß je-
de(r) dritte Bürger/in, der/die heute das 80. Le-
bensjahr überschritten hat, damit rechnen muß, ein
Pflegefall zu werden, muß dieser Komplex auch
wesentlicher Bestand der geplanten Strukturreform
im Gesundheitswesen werden.



In der erwähnten Denkschrift zur Reform der Al-
terssicherung äußerte sich die Evangelische Kirche
erstmals ausführlich zur sozialen Ordnung des Risi-
kobereichs Alter, bezog sich dabei aber implizit auf
das in vielen Schritten seit 1889 herausgebildete
System der Alterssicherung. Die Sicherung mate-
rieller Voraussetzungen für ein Leben in menschli-
cher Würde gehört zu den Grundanliegen christli-
cher Ethik. Gefordert ist eine Verhältnisbestim-
mung zwischen dem Auftrag zu selbst-verantwortli-
chem Leben und zum solidarischen Zusammenle-
ben der Leistungsfähigen und der Schwachen, und
das heißt auch der Generationen.
Die Kemaussagen zur Diagnose bzw. Prognose las-
sen sich in zwei Hauptpunkten zusammenfassen:
Die zentralen Grundprinzipien des bisherigen Sy-
stems der Alterssicherung haben sich bewährt und
sollten sinngemäß festgehalten werden. Aber ge-
rade um dieses Ziel der Bewahrung zu erreichen,
bedarf es grundlegender Reformbemühungen, die
in einigen Elementen bereits heute einsetzen müs-
sen, auf die aber eine Reihe wichtiger Reformen in
naher Zukunft folgen sollen. Zu den bewährten
Prinzipien gehört:
— Alterssicherung bedarf in einer sozialstaatlich
verfaßten Gesellschaft eines obligatorischen, um-
fassenden Versicherungssystems mit Ausgleich be-
sonderer sozialer Belastungen.
— Die Alterssicherung soll der Sicherung eines an-
gemessenen Lebensstandards nach einem erfüllten
Arbeitsleben dienen, in der zugleich im Falle
krankheits- und unfallbedingter Erwerbsunfähig-
keit das entgangene Erwerbseinkommen in be-
stimmten Umfange ersetzt wird.
— Nach dem Umlageprinzip finanziert die jeweils
aktive Generation mit ihren Beiträgen die Renten
der Leistungsempfänger (Drei-Generationenver-
trag).

— Alterssicherung basiert auf Beiträgen der Versi-
cherten und damit auf dem Prinzip der Eigenvor-
sorge für das Alter. Sie ist zugleich auf einen ver-
läßlichen Staatsbeitrag angewiesen35).

In längerfristigen Reformbemühungen sind gravie-
rende Unausgewogenheiten im System der Alters-
sicherung auszuräumen. Dies betrifft vor allem fol-
gende Bereiche: Noch immer gehören — insbeson-
dere alleinstehende — Frauen im Alter zu den
Hauptbenachteiligten. Hier sind Korrekturen in
der Struktur der Alterssicherung vorzunehmen, un-
ter anderem durch eigenständige Versicherungsver-
läufe, großzügige Anrechnungszeiten für Kinderer-
ziehung, eventuell auch Pflegeleistungen und eine
„Mindestsicherung“ für diejenigen Frauen und
Männer, die unverschuldet keine ausreichende
Rente beziehen können. Damit würde der heute
weit verbreiteten (verschämten) Altersarmut ent-
gegengewirkt. Es müßten — bei Vermeidung neuer
Sozialbürokratien — Alterssicherung und Sozial-
hilfe individuell und generell neu ausgewogen wer-
den. Vorgeschlagen wird auch, auf längere Sicht
eine Flexibilisierung der Ruhestandsgrenzen vom
58. bis 72. Jahr zuzulassen mit Möglichkeiten eines
schrittweisen Ausscheidens aus dem Erwerbsleben.
Schließlich wird auch von den Beamten in Zukunft
ein „adäquater“ Anteil an den demographischen
Lasten“ erwartet36).

Die Darlegungen machen deutlich, daß es keine
Zauberformel für eine elegante Lösung aller Pro-
bleme gibt, sondern nur ein schrittweises Verfahren
mit einer Mehrzahl aufeinander abzustimmender
Elemente. Entscheidend ist. daß die Reform einge-
bettet ist in eine zuverlässige Perspektive der Er-
werbsgesellschaft. in der Raum ist für das solidari-
sche Zusammenleben der Leistungsfähigen und der
Schwachen, und das heißt auch der Generatio-
nen.

VIII.

In der Evangelischen Kirche herrscht Einigkeit dar-
über, daß in einem modernen Industriestaat die
Bereitstellung, Sicherung und dynamische Ent-
wicklung von Lebensmöglichkeiten für die Angehö-
rigen des Gemeinwesens davon abhängt, daß aus-
reichend bezahlte Arbeitsplätze vorhanden sind.
Die wichtigsten Grundrechte sowie das Sozial-
staatsgebot erhalten in diesem Bereich ihre mate-
rielle Erfüllung; unfreiwillige Arbeitslosigkeit ist
zugleich ein Angriff auf die Würde des Menschen.
Die bezahlte Arbeit ist die wichtigste Grundlage,
nach der das Leben der Bürger als Individuen, der
Familien und der Gesellschaft organisiert wird. Von
ihr hängen auch die sozialpolitischen Programme

zum Beispiel im Gesundheitswesen, in der Alterssi-
cherung ab. Nur auf einem hohen Beschäftigungs-
stand kann auch die Sozialhilfe, die Arbeitslosen-
versicherung und die Arbeitslosenhilfe ihre Funk-
tionen zuverlässig erfüllen. Es ist deshalb eine ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe von höchster Priori-
tät, dafür zu sorgen, daß jeder Erwachsene nach
Beendigung der Ausbildung und bis zu seinem Ru-
hestand eine für die Gesellschaft nützliche und für
das Individuum sinnvolle Arbeit findet.



Hinter diesen dringlichen Forderungen steht ein
biblisch begründetes Verständnis vom Recht auf
und von der Pflicht zur Arbeit, das in der modernen
Industriegesellschaft in die gesamtgesellschaftliche
Regelungs-Verantwortung gestellt ist. Grundsätz-
lich soll Arbeit eine zielstrebige, der kreatürlichen
Ordnung gerecht werdende Tätigkeit sein, die ge-
meinschaftlich ist und in der Kooperation der ver-
schiedenen Gaben von Männern und Frauen, Alten
und Jungen, Starken und Schwachen zur Geltung
kommt. Bemühungen um die „Humanisierung der
Arbeitswelt“ haben ebenso die Unterstützung der
Evangelischen Kirche erfahren wie die Modelle
praktizierter Sozialpartnerschaft und Mitbestim-
mung. Unverschuldete Arbeitslosigkeit wurde
schon immer als ein besonders hartes Schicksal an-
gesehen, ihre Überwindung als vornehmliche ge-
sellschaftspolitische Aufgabe37).

39) Vgl. Solidargemeinschaft von Arbeiten und Arbeitslosen
(Anm. 37), S. 54.
40) Vgl. den Plan des European Centre for Work and So-
ciety, den sogenannten Lindemans-Plan, der von der er-
wähnten EKD-Studie zur Arbeitslosigkeit aufgegriffen
wurde, S. 124.
41) Vgl. Gezielte Hilfen für Langzeitarbeitslose (Anm. 37),
S. 15 ff.
42) Erfreulicherweise griff der Bundestag die letzten arbeits-
marktpolitischen Überlegungen der Sozialkammer der EKD
auf und behandelte sie ausführlich in seiner Sitzung am
10. März 1988; vgl. F. C. Schilling, Debatte über Langzeit-
arbeitslosigkeit: Bundestag griff EKD-Anregungen auf, in: 
Evangelische Information, (1988) 11.
«) Ebda.

„Arbeitslosigkeit ist ein Skandal für eine reiche
Gesellschaft, wie wir es sind“, stellte vor kurzem
der Ratsvorsitzende Bischof Martin Kruse fest ).
Die individuellen und sozialen Schäden nehmen mit
der Dauer der Arbeitslosigkeit zu: Armut, Fami
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-
lienkrisen, Suchtgefahren, Kriminalität. Obdachlo-
sigkeit sind Schicksale, die nicht nur die rund
700 000 Langzeitarbeitslosen betreffen, virtuell
auch die rund 2,5 Millionen Arbeitslosen. Man
rechnet mit rund zehn Millionen Bürgern, die di-
rekt oder indirekt in das Schicksal der Arbeitslosig-
keit verwickelt sind. Die Evangelische Kirche, ins-
besondere die Diakonie, engagiert sich hier mit
über 1 000 Projekten mit rund 15 000 Plätzen, in
denen circa 2 500 Mitarbeiter mitwirken. Rund

Millionen DM wurden in den letzten Jahren aus
eigenen Mitteln aufgebracht. Dies alles ist jedoch
nur ein Tropfen auf den heißen Stein. Die Arbeits
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-
losigkeit kann und darf nicht privatisiert werden!

Die Synode, der Rat und die Kammer der EKD für
soziale Ordnung haben sich seit dem Jahre 1977
(Synode der EKD) kontinuierlich in die Diskussion
um die Zukunft der Erwerbsarbeit und die Arbeits-
losigkeit eingeschaltet, konkrete Forderungen ge-
stellt und eigene Vorschläge erarbeitet. Von den
staatlichen Instanzen wurde bereits damals gefor-
dert, „alle Anstrengungen auf beschäftigungspoli-
tisch wirksame und gleichzeitig sozial wünschens-
werte Investitionen zu richten, u. a. auf Gemein-

38) Zitiert nach K. H. Neukamm, Bericht des Diakonischen
Werkes der EKD, der Diakonischen Konferenz der EKD in
Leichlingen vorgelegt am 20. Oktober 1987, S. 23.

Schaftsaufgaben, soziale Dienste, Raumordnung,
Umweltschutz und Bildung“.

In der Studie „Solidargemeinschaft von Arbeiten-
den und Arbeitslosen“ wurden konkrete Modelle
der Arbeitszeitflexibilisierung und -Verkürzung dis-
kutiert. Im Blick auf die Tarifvertragsparteien
wurde (1982!) ausdrücklich ein Junktim gefordert:
Verkürzung der Arbeitszeit mit Lohneinbußen
dann, „wenn gewährleistet ist, daß damit tatsäch-
lich Arbeitsplätze geschaffen werden“39). Für eine
befristete Zeit und einen klar umrissenen Personen-
kreis wurde erstmals die Schaffung eines „zweiten
Arbeitsmarktes“ vorgeschlagen. Im Blick auf aus-
ländische Erfahrungen wurde vorgeschlagen, einen
permanenten Beschäftigungssektor denjenigen zu
garantieren, die von sogenannter „struktureller Ar-
beitslosigkeit“ betroffen sind (zwei Jahre dauerar-
beitslos oder insgesamt zwei Jahre mit Unterbre-
chung in einem Zeitraum von vier Jahren)40). Die-
ser Grundgedanke wurde angesichts der Tatsache
eines wachsenden Sockels an „Dauerarbeitslosen“
— mehr als 700 000 im Jahre 1987 — in der neu-
esten Erklärung weitergeführt. „Statt in einem grö-
ßeren Umfang Arbeitslosigkeit und ihre Folgewir-
kungen zu finanzieren, müssen Möglichkeiten ent-
deckt und genutzt werden, um Unterstützungslei-
stungen an Arbeitslose in produktive Arbeitsmög-
lichkeiten zu transformieren.“41) Es wird eine Ge-
meinschaftsinitiative von Bund, Ländern und Ge-
meinden gefordert und ein „integrierter Ansatz“ in
bezug auf die Mittelzusammenführung und -ver-
gäbe. Es geht im Ziel um die Entwicklung von
„kommunalen Arbeitsbeschaffungs- und Investi-
tionsprojekten“, durch die notwendige Aufgaben in
den Kommunen und Landkreisen — sowohl im
Bereich des zusätzlichen Umweltschutzes, der
Stadtsanierung als auch der sozialen Dienste (Prä-
vention, Rehabilitation) — zu einem Zeitpunkt er-
ledigt werden, in dem diese Aufgaben rechtzeitig
und mit vorhandenen Arbeitskräften wirtschaftlich
vertretbar erledigt werden können42). Hier wie
auch in den anderen Risikobereichen zeichnen sich
evangelische Stellungnahmen durch ein hohes Maß
an Aktualität und Konkretheit aus. Gelegentlich
wurden durch sie unmittelbar Vorstöße im Bundes-
tag oder Gesetzentwürfe angeregt43).



Den Bereichen der Jugend- und Familienhilfe wid-
mete die Evangelische wie auch die Katholische
Kirche ihre besondere Aufmerksamkeit. Seit vielen
Jahren füllt sie mit ihren Einrichtungen den im Ju-
gendwohlfahrtsgesetz (§ 5) abgesteckten Rahmen
mit aus, sie ist immer wieder mit Vorschlägen her-
vorgetreten. So entwickelten evangelische Träger
und Einrichtungen teilstationäre, ambulante und
begleitende Hilfen (sozialpädagogische Familien-
hilfe). Die Diakonie dringt darauf, durch eine Re-
form des Jugendhilferechts erweiterte zusätzliche
Handlungsspielräume für die Schaffung pädago-
gischer Alternativen zur Jugendstrafe und im Prä-
ventivbereich des Jugendstrafrechts zu eröffnen ).
Die Erfahrungen mit Straßenarbeit. Klubarbeit.
Gemeinwesenarbeit,
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die im Lebensfeld des Jugend-
lichen ansetzen, bedürfen der methodischen Präzi-
sierung und öffentlichen Förderung.
Die Qualität der Jugendhilfe steht und fällt mit
einer vorausschauenden und sozial gerechten Fami-
lienpolitik. Es fehlt bis heute eine familienpolitische
Zielsetzung, die auf eindeutigen, ausreichend um-
setzbaren und politisch planbaren Vorstellungen
beruht. Die Evangelische Aktionsgemeinschaft für
Familienfragen hat 1980 ein „familienpolitisches
Programm“ vorgelegt und detaillierte Vorschläge
zur Verbesserung des Familienlastenausgleichs ge-
macht. Das Diakonische Werk hat dem Thema „Fa-
milienhilfe in Kirche und Diakonie“ eines ihrer
„Schwerpunktprogramme“ gewidmet (1980—
1984)«).
Die Familie, das heißt das verantwortliche Zusam-
menleben von Erwachsenen und Kindern, droht
unter den Bedingungen der technischen Arbeits-
welt aufgerieben zu werden. Die allgemeine Posi-
tion der Familien mit Kindern, insbesondere kin-
derreicher. verschlechterte sich immer mehr; die
Lebenslagen von Kindern, alleinerziehenden Müt-
tern. auf Sozialhilfe und Arbeitslosenhilfe angewie-
senen Familien unterschreiten in allzu vielen Fällen*

4) Vgl. Stellungnahme des Diakonischen Werkes zum Refe-
rentenentwurf: Erstes Gesetz zur Änderung des Jugendge-
richtsgesetzes (1. JGGÄndG) vom 25. Januar 1988. in: Di-
akonie — Sozialpolitische Informationen 2 vom 14. März
1988.
45) Diakonisches Werk der EKD (Hrsg.), Familie, Schwer-
punktprogramm der Diakonie 82/84. Familienhilfe in Kirche 
und Diakonie. Reutlingen 1985.

die Grenze des Zumutbaren. Daraus abgeleitet
werden Forderungen nach mehr Steuergerechtig-
keit, nach einer Neubewertung der Erziehungslei-
stung sowie einer klaren Konzeption für familien-
unterstützende, -ergänzende und -ersetzende Maß-
nahmen. Die veränderte Stellung von Frauen in
Ausbildung, Beruf und Familie fordert nicht zuletzt
auch flexible und zugleich tragfähige Konzepte für
die Gestaltung der Frauenerwerbsarbeit und län-
gerfristig — wie erwähnt — eine Neuordnung der
Alterssicherung, die zu eigenständigen und gesi-
cherten Rentenansprüchen von Frauen im Alter
führt. Eine tendenziell kinderlose Gesellschaft ist
nicht in erster Linie ein bevölkerungspolitisches
Problem. Es geht um ihre Humanität, die Qualität
ihrer Lebensbedingungen und um ihre Zukunfts-
perspektive. Verantwortliche Elternschaft läßt sich
nicht durch restriktive Gesetze herbeizwingen. Es
bedarf gesicherter Erfahrungen einer lebenswerten
Umwelt und tragender sozialer Gemeinschaften.
Das von den Vereinten Nationen initiierte „Inter-
nationale Jahr der Familie“ wird die Menschheit
weltweit vielleicht herausfordem, über die Familie
als Grundmuster der menschlichen Gemeinschaft,
zu der es keine Alternative gibt, neu nachzuden-
ken.

Mit rund 7 300 Tageseinrichtungen für Kinder
nimmt die Evangelische Kirche ihren diakonisch-
pädagogischen Auftrag wahr. Dabei werden neue
Wege gemeinsamer Förderung von Kindern mit
und ohne Behinderung seit 1982 in einem Fünf-
Jahresplan erprobt und gegenwärtig ausgewertet.
Familien, und zwar ohne Ansehen der Konfession,
Nationalität oder Religion, benötigen eine integra-
tive soziale Arbeit vor Ort, die von Fachberatern,
Erzieherteams und Eltern gemeinsam wahrgenom-
men wird. Die kirchlichen Gemeinden sind hier in
ihrer Gemeinwesenverantwortung herausgefor-
dert. Nur in einem integrativen Umfeld können
auch die Einrichtungen der Jugendhilfe wie der
Behindertenhilfe ihre Aufgaben in Zukunft erfül-
len«).

40) Auf die Zusammenhänge von diakonischem Gemeinde-
aufbau und Gemeinwesenarbeit im Rahmen eines integrier-
ten Ansatzes ist die Kammer der EKD für soziale Ordnung
ausführlich in ihrer Studie eingegangen. Menschengerechte
Stadt: Aufforderung zur humanen und ökologischen Stadter-
neuerung, Gütersloh 1984, S. 107—126.



Wir stoßen hier auf ein Kernproblem des deutschen
Sicherungssystems. Unbefangene Beobachter die-
ses Bereichs stellen oft — trotz der beeindrucken-
den Leistungen sozialer Institutionen — vor Ort, im
Nahbereich, verstärkt in den großstädtischen Bal-
lungsgebieten soziale Kälte, Distanziertheit und
Verschlossenheit fest. Auch den zahlreichen christ-
lichen Denominationen wohnt diese Tendenz zu
„geschlossenen Gesellschaften“ inne. Die Ziele der
Sozialpolitik wären verfehlt, wenn alle Tendenzen
auf die komplementären Befindlichkeiten „Indivi-
dualisierung“, „Singularisierung" und „Sicherheit“
hinausliefen47).
Die Debatte über die Zukunft des Sozialstaats ist in 
der evangelischen Ethik wie auch in der sozialen
Arbeit der Kirche in Gang. Einigkeit besteht darin,
daß nicht ein Abbau des sozialstaatlichen Hilfe- und
Leistungssystems oder ein ganz anderes System so-
zialer Sicherung in Frage kommt. Eher schon ein
„Umbau“ in dem Sinne, „daß die Solidarität, die
der Sozialstaat verwirklichen soll, umgedacht wird
von einem Reparaturbegriff für die sozial schädli-
chen Folgen des Individualismus zum Ausgangs-
punkt und Strukturprinzip des Zusammenwirkens
und Miteinander der Menschen“48).
Unter diesem Aspekt muß auch die viel beschwo-
rene „Krise des helfenden Handelns“ diskutiert
werden, die Legitimationskrise helfender Berufe
sowie das unausgewogene Verhältnis von professio-
nellen und freiwilligen — zu spontaner Solidarität
bereiten — Hilfsangeboten. Die Prognosstudie
„Entwicklung der Freien Wohlfahrtspflege bis zum
Jahr 2000“ ) hat mit Recht auf erhebliche latente49

Ressourcen im Hinblick auf ein finanzielles und
persönliches Engagement in breiten Schichten hin-
gewiesen. Diese werden umso eher zu aktualisieren
sein, je mehr „sichtbare Anknüpfungsmöglichkei-
ten“ bestehen, je stärker das persönliche, mitver-
antwortliche Engagement herausgefordert wird.
Diese Bereitschaft wird häufig „in der Selbsthilfe-
bewegung und/oder in Bürgerinitiativen absor-
biert“. „Dieses Engagement in die Arbeit der freien
Wohlfahrtsverbände einzubinden, stellt sich als
zentrale Aufgabe.“ Der Selbsthilfegedanke wie
auch der Genossenschaftsgedanke dürfen nicht
überfordert werden, ihnen dürfen nicht „flächen-
deckende“ Aufgaben zugewiesen werden. Die so-
ziale Arbeit der Kirchen kann in Förderung und
offener Kooperation dazu beitragen, daß in Ge-
meinde und Stadtteilen soziale Netze entstehen, die
im Nahbereich den Hilfesuchenden ein Höchstmaß
an ganzheitlicher Hilfe und Hilfe zur Selbsthilfe
gewähren50). Ebenso will die Vision der „diakoni-
schen Gemeinde“ und der „heilenden Gemein-
schaft“, die heute zentrale Impulse aus der Wi-
chem-Zeit und aus der Ökumene aufnimmt, die
Ortsgemeinden gemäß ihrem Auftrag zu lebendi-
gen Zellen, zur Basis mitmenschlicher Solidarität
gestalten51).
Nur so kann auf die Dauer verhindert werden, daß
immer mehr Aufgaben aus dem Sichtbereich der
Menschen verdrängt und mit technokratisch-büro-
kratischen Methoden bearbeitet werden. Auf die-
sem Wege würde der heute abgesteckte Rahmen
der professionellen und institutionellen Träger weit
überschritten. So würden die Kräfte unmittelbarer
und spontaner Solidarität am Leben gehalten und
neu geweckt werden, ohne die der Sozialstaat frü-
her oder später erstarren würde.



Gerhard Bäcker

Die Zukunft der Sozialpolitik

I. Sozialpolitik als Eckpfeiler des demokratischen Sozialstaates

Die Gewerkschaften begreifen Sozialpolitik als ein
unverzichtbares Mittel zur solidarischen Absiche-
rung elementarer Lebensrisiken. Für sie war und ist 
Sozialpolitik damit zugleich ein wichtiges Instru-
ment, die Emanzipation der Arbeitnehmer und Ar-
beitnehmerinnen aus den wirtschaftlichen und so-
zialen Abhängigkeiten herbeizuführen. Die Ge-
werkschaften sehen es deshalb als ihre Aufgabe und
Verpflichtung, den wirtschaftsdemokratischen, ta-
riflichen und sozialpolitischen Ausbau des Sozial-
staats voranzubringen. Die vorhandenen sozialpoli-
tischen Leistungen wurden weder geschenkt noch
„gewährt“, sie mußten in vielen langandauemden
Auseinandersetzungen erkämpft werden. Ob es
sich um das Sicherungssystem bei den klassischen
sozialen Risiken wie Arbeitslosigkeit, Krankheit,
Invalidität. Alter handelt, um den Ausbau der Ar-
beitnehmer- und Gewerkschaftsrechte oder um die
Gestaltung sozialer Dienstleistungen und Infra-
struktur — Fortschritt war nur möglich in der Aus-
einandersetzung mit den Macht- und Herrschafts-
ansprüchen des privaten Kapitals und der Privile-
gierten.

Trotz großer sozialer und sozialpolitischer Fort-
schritte haben die Risiken, denen die abhängig Be-
schäftigten ausgesetzt sind, nichts von ihrer Be-
drohlichkeit und Dynamik verloren. Arbeitslosig-
keit. Krankheit, Frühinvalidität, sozialer Abstieg,
Einkommensarmut gehören immer noch zur All-
tagserfahrung vieler Arbeitnehmer. Nichts spricht
dafür, daß die grundlegende Aufgabe einer umfas-
senden Sozialpolitik überflüssig würde. Ganz im
Gegenteil: Wir erleben eher eine steigende Bedro-
hung grundlegender Interessen aufgrund der Dyna-
mik und Struktur kapitalorientierter Produktions-
prozesse.

Die Bundesrepublik ist und bleibt eine industriali-
sierte, hochgradig arbeitsteilige Erwerbsarbeitsge-
sellschaft. Ein immer größerer Teil der Bevölke-
rung ist abhängig beschäftigt, vor allem die Frau-
enerwerbstätigkeit wird deutlich zunehmen. Der
Weg in die Selbständigkeit steht nur wenigen Men-
schen offen. Bedarfsdeckung über Eigenarbeit
kann von den meisten nicht praktiziert werden —
ganz im Gegenteil: Die ökonomische Dynamik, die
Verschiebungen im Bevölkerungsaufbau und die
Veränderungen der Lebensformen führen dazu,
daß in den nächsten Jahren die soziale Hilfe in und
durch die Familie weiter abnehmen und der Bedarf

an qualifizierten sozialen Diensten weiter steigen
wird. Bei der höchst einseitigen Einkommens- und
Vermögensverteilung schließlich kann es sich nur
eine Minderheit leisten, auf den sozialen Siche-
rungsschutz zugunsten privater Vorsorgeformen zu
verzichten.

Für die soziale Sicherheit der überwiegenden Mehr-
heit der Bevölkerung sind Existenz und Dauerhaf-
tigkeit von Arbeitsverhältnis. Arbeitseinkommen
und humanen Arbeitsbedingungen grundlegende
Voraussetzungen zur Persönlichkeitsentfaltung.
Damit bleibt es zugleich unverzichtbare Aufgabe
staatlicher Sozialpolitik, die Menschen vor Gefähr-
dungen und Abhängigkeiten, die im Gefolge der
ökonomischen und sozialen Entwicklung entste-
hen, zu schützen sowie Risiken solidarisch zu mil-
dem. Diese doppelte Aufgabe von Sozialpolitik,
nämlich des Schutzes und der Gestaltung, wird auch
in der Zukunft vonnöten sein, um die Werte der
Freiheit und Gerechtigkeit für alle Menschen real
werden zu lassen. Zusammen mit dem arbeitsrecht-
lichen und tarifvertraglichen Schutz ermöglicht erst
das soziale Sicherungssystem eine individuelle Zu-
kunftsplanung und persönliche Lebensgestaltung in
Freiheit und Selbstverantwortung. Ein Leben in
Existenzangst und Armut, unter Abhängigkeit von
großbürgerlicher Barmherzigkeit oder staatlich-bü-
rokratischer Fürsorge hat mit „Freiheit“ nichts ge-
mein. Wenn es richtig ist, daß sich die Lebensstile
differenzieren und der Wunsch nach Individualität
zunimmt, dann bedarf es umso mehr einer sozialen
Sicherung, die niemanden ausgrenzt, sondern eine
Basis schafft, welche Individualität für alle erst er-
möglicht. Die Gewerkschaften widersprechen ent-
schieden jenen liberalistischen Auffassungen, wo-
nach die Systeme der sozialen Sicherheit die indivi-
duelle Freiheit und Selbstverantwortung be-
schränkten und gängelten. Diese Art von Freiheit,
notfalls auch „unter Brücken zu schlafen“, ist kein
Leitbild der Gesellschaftsgestaltung. Die Würde
der Person verlangt nach gemeinsamen Anstren-
gungen zur Schaffung einer solidarischen Gesell-
schaft, die dem einzelnen Freiheit von Not und will-
kürlicher Abhängigkeit und eine gerechte Teilhabe
aller am wirtschaftlichen und sozialen Fortschritt
sichert.

Die Erwerbsarbeit muß und wird zentraler An-
knüpfungspunkt von Sozialpolitik bleiben. Die
Menschen finden nicht nur ihre eigenständige finan-



zielle Basis, sondern auch einen wesentlichen Teil
ihrer Identität und Selbstverwirklichung in der Er-
werbsarbeit. Sie ist aber nicht das Maß aller Dinge
in der Sozialpolitik. Sozialpolitik wird zugleich die
Nicht-Erwerbsarbeit, vor allem die Haus- und Er-
ziehungsarbeit (der Frauen) berücksichtigen und in
den sozialen Sicherungsschutz einbeziehen müssen.
Dies ist nicht gleichbedeutend mit dem Schlagwort
der „Entkoppelung von Arbeit und Einkommen“
zur Förderung einer dualen Wirtschaft. Ein solcher
Vorschlag des „Ausstiegs aus der Erwerbsarbeit“ ist

nicht nur resignativ, sondern auch illusionär. Eine
hochentwickelte Gesellschaft kann vielleicht aus
manchen risikobehafteten Produktionszweigen aus-
steigen, nicht aber aus der arbeitsteiligen Produktion
selbst. Die „Krise der Arbeitsgesellschaft“ besteht
nicht darin, daß der Gesellschaft die Arbeit ausgeht,
sondern beruht darauf, daß in einem marktwirt-
schaftlichen Wirtschaftssystem Arbeitsplätze nicht
dort von selbst entstehen, wo sie gebraucht werden:
im Umweltschutz, im Sozial- und Gesundheitsbe-
reich, in umweltverträglichen Energien usw.

II. Sozialpolitik vor neuen Herausforderungen und Problemen

Diese Grundprinzipien der Sozialpolitik in Erinne-
rung zu rufen und zu bewahren, heißt zugleich, den
Grundstein zu legen für ihre Weiterentwicklung.
Der Sozialstaat der Zukunft kann nicht die schlichte
Fest- und Fortschreibung des Status quo bedeuten.
Eine solche antireformerische Politik weist keine
Perspektive und trägt nichts bei zur Bewältigung
der vielfältigen Anforderungen, die auf die Sozial-
politik zukommen. Wer sich diesen Herausforde-
rungen nicht offensiv stellt, wird weder der verbrei-
teten Sozialstaatskritik noch dem neokonservati-
ven, wirtschaftsliberalen Ab- und Umbau der So-
zialpolitik in Richtung einer verstärkten Privatisie-
rung und Vermarktung entgegenwirken können. Es
sind nicht zuletzt die zahlreichen negativen Erfah-
rungen, die viele Betroffene mit den Defiziten, Un-
gerechtigkeiten und Ungereimtheiten der historisch
gewachsenen Strukturen und Institutionen der So-
zialpolitik gemacht haben, die den Nährboden für
marktradikale Auffassungen abgeben. Sozialpoliti-
sche Alternativen für die Zukunft müssen deshalb
Utopien sichtbar werden lassen und dürfen sich
nicht in Details und Technokratismus verschleißen.
Es müssen allerdings stets konkrete Utopien blei-
ben, die die ökonomischen und politischen Macht-
verhältnisse und Durchsetzungsbedingungen mit-
berücksichtigen.

1. Folgen der Massenarbeitslosigkeit

Für die Sozialpolitik der nächsten Jahre, ja für die
gesellschaftliche Entwicklung insgesamt wird die
Arbeitsmarktlage die größte Herausforderung und
Schwierigkeit darstellen. Alle vorliegenden Szena-
rien und Projektionen der Entwicklung von Wirt-
schaft und Arbeitsmarkt weisen darauf hin, daß bei
Beibehaltung der gegenwärtigen Wirtschafts- und
Finanzpolitik die Massenarbeitslosigkeit bis über
das Jahr 2000 hinaus die wirtschaftliche und soziale
Lage in der Bundesrepublik prägen wird.

Für die Sozialpolitik bedeutet dies, daß sie mit ho-
hen — und vielleicht sogar steigenden — Risiken
konfrontiert wird. Unter den Bedingungen der

Konkurrenzgesellschaft wäre eine weitere, dauer-
hafte Ausgrenzung von immer größeren Bevölke-
rungsgruppen die Folge. Anhaltende Arbeitslosig-
keit wird die Sozialpolitik zudem vor gravierende
Finanzierungsprobleme stellen: Der Einfluß der
Arbeitslosigkeit auf die Finanzlage ist deswegen
gravierend, weil ein niedriger Beschäftigungsstand
Ausgaben- und Einnahmenseite gleichermaßen ne-
gativ berührt. Dem steigenden Finanzbedarf auf
der einen Seite steht eine durch dieselbe Ursache
verschlechterte Einnahmesituation auf der anderen
Seite gegenüber. Nicht der Sozialstaat, sondern die
Arbeitslosigkeit mit ihren verheerenden sozialen,
psychischen und finanziellen Folgewirkungen ist zu
teuer. Hier liegt der Kem der aktuellen und zukünf-
tigen Finanzierungsprobleme, sowohl was das Aus-
maß der Wertschöpfung als auch die Verteilung
angeht.

Ohne Zweifel stellt auch die Bevölkerungsentwick-
lung die Sozialpolitik, insbesondere die Alterssiche-
rung, vor große Finanzierungsprobleme, die Struk-
turreformen notwendig machen. Aber entschei-
dend für die Finanzierbarkeit eines Alterssiche-
rungssystems ist nicht die Zahl der Menschen in 
bestimmten Altersgruppen, sondern die Zahl der
beschäftigten und damit steuer- und beitragszahlen-
den Arbeitnehmer sowie deren Einkommenslage.
Die Bevölkerungsentwicklung muß stets im gesamt-
wirtschaftlichen Zusammenhang gesehen werden:
Die ökonomischen Bedingungen, nämlich die Ent-
wicklung von Wachstum, Produktivität, Beschäfti-
gung und Einkommensverteilung, sind für die Fi-
nanzierbarkeit der Sozialpolitik maßgebend. Durch
die ökonomische Entwicklung können die demo-
graphisch bedingten Finanzbelastungen wesentlich
entschärft, bei ungünstigem wirtschaftlichem Ver-
lauf, insbesondere auf dem Arbeitsmarkt, aber
auch verschärft werden.

Anhaltende Arbeitslosigkeit vergrößert die Ge-
fahr. daß arbeits- und sozialrechtlich abgesicherte
Beschäftigungsverhältnisse („Normalarbeitsver-
hältnisse“) immer stärker zerfasern und schließlich



zerstört werden. Die Zahl ungesicherter Beschäfti-
gungsverhältnisse mit geringem und unregelmäßi-
gen Arbeitseinkommen ist in den letzten Jahren
steil angestiegen. Vor allem Frauen zählen zu den
Betroffenen. Für die Lebenslage aller Arbeitneh-
merfinnen) bleiben jedoch dauerhafte, arbeits- und
sozialrechtlich geschützte Beschäftigungsverhält-
nisse mit einem ausreichenden Einkommen unver-
zichtbar. Das auf dem Versicherungsprinzip auf-
bauende soziale Sicherungssystem führt nur dann
zu einem wirksamen sozialen Schutz, wenn diese
Voraussetzungen garantiert sind.
Die Sozialpolitik der letzten Jahre hat zur Bewälti-
gung der neuen Herausforderungen nichts beigetra-
gen, sondern die Probleme nur noch verschärft.
Durch den Abbau sozialer Leistungen wurden tiefe
Löcher in das soziale Sicherungssystem gerissen;
Millionen von Arbeitnehmern und Arbeitnehme-
rinnen und ihre Familien, Rentner, Behinderte und
Kranke sind davon betroffen. Das „soziale Netz“ ist
so weitmaschig geworden, daß immer mehr Men-
schen hindurchfallen und auf den Bezug von Sozial-
hilfe angewiesen sind. Dies ist die eine Seite der
Realität, die Seite der Verlierer und der drohenden
Neuen Armut. Die andere Seite, das sind Rekorde
bei den Unternehmergewinnen und in der Geldver-
mögensbildung auf Seiten der Gewinner des Vertei-
lungskampfs und der Rationalisierungsstrategien.
Massenarbeitslosigkeit und Sozialabbau einerseits,
die Förderung der Gewinne und der hohen Ein-
kommen andererseits, haben die Gesellschaft ge-
spalten. Der sozialstaatliche Grundkonsens, der die
Sozialpolitik in den letzten Jahrzehnten noch be-
gleitet hat. ist zerbrochen. Unsere Gesellschaft
droht zu einer „Ellenbogengesellschaft“ zu werden,
in der der Eigennutz der wirtschaftlich Stärkeren
alles und in der die Solidarität nichts zählt.

Trotz der offenkundigen sozialen Probleme ist die
Sozialpolitik weiterhin in der Defensive. Selbst die
sozial- und arbeitsrechtliche Sicherung wird in der
wirtschaftsliberalen Sozialstaatskritik als hemmend
für die Entfaltung der wirtschaftlich-technologi-
schen Modernisierung beschrieben. Mit den Schlag-
worten „Eigenverantwortung“. „Individualisie-
rung“ und „Leistungsbereitschaft“ wird der ideolo-
gische Pfad ausgetreten, um die soziale Sicherung
auf die „wahrhaft Bedürftigen“ zu konzentrieren
und die Risikovorsorge und den sozialen Schutz
Stück um Stück zu privatisieren.

2. Konstruktionsmängel
des sozialen Sicherungssystems

Die Sozialpolitik hat nicht nur mit den Problemen
und Gegnern von „außen“, sondern auch mit ihren

eigenen Konstruktionsmängeln zu kämpfen. Die
Mängelliste ist lang und ließe sich noch um viele
Punkte erweitern:

— Organisatorische Strukturen, denen außer dem
Prädikat „gewachsen“ kaum etwas Rationales
nachgesagt werden kann;

— Dominanz des Versicherungs- und Äquivalenz-
prinzips unter der Annahme kontinuierlicher
Erwerbsarbeit von allen mit der Folge, daß bei
Arbeitslosigkeit immer mehr Menschen durch
das soziale Netz fallen und auf Sozialhilfe ange-
wiesen sind;

— unzureichende eigenständige soziale Absiche-
rung von Frauen;

— gravierende Leistungsunterschiede zwischen
den Systemen der Alterssicherung;

— steigende Aufwendungen im Gesundheitssy-
stem ohne Verbesserung der Versorgungsquali-
tät: Das Gesundheitswesen sichert so manchem
freien Beruf und Industriezweig Einkommen
oder Gewinne, die man nur als privilegiert be-
zeichnen kann;

— Fehlversorgung im Gesundheitssystem: Über-
medikamentierung einerseits, Versorgungslük-
ken bei psychisch Kranken und Pflegebedürfti-
gen andererseits;

— Vernachlässigung von Prävention und Rehabili-
tation;

— unsolidarische Finanzierungsstrukturen: Glei-
‘ ehe Leistungen der Krankenversicherung gibt es

zu Beitragssätzen zwischen sieben und 16 v. H.;
in der Alterssicherung wird das System mit dem
höchsten Leistungsstandard, die Beamtenver-
sorgung, ohne Eigenbeträge der Betroffenen fi-
nanziert; die Arbeitsmarktpolitik muß allein
durch die Beiträge der versicherten Arbeiter
und Angestellten finanziert werden;

— die Zusammenarbeit der Sozialversicherungs-
träger bei gemeinsamen Aufgaben (z. B. Reha-
bilitation und Prävention) ist mühsam und bü-
rokratisch; Innovationsansätze scheitern häufig
an institutioneilen Egoismen;

— der Familienlastenausgleich ist ehe- und nicht
kinderorientiert: Die Aufwendungen für das
Ehegattensteuersplitting liegen doppelt so hoch
wie die Aufwendungen für das Kindergeld.



III. Schwerpunkte und Grundsätze sozialpolitischer Reformen
1. Abbau der Arbeitslosigkeit

Für die soziale Sicherheit der Bevölkerung wie auch
die Persönlichkeitsentfaltung sind Existenz und
Dauerhaftigkeit von Arbeitsverhältnis, Arbeitsein-
kommen und humanen Arbeitsbedingungen grund-
legende Voraussetzungen. Der Schwerpunkt sozial-
staatlicher Verantwortung muß daher bei der Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit liegen. Dies erfor-
dert die Einbettung der Sozial- und Arbeitsmarkt-
politik in ein beschäftigungssicherndes, auf qualita-
tives Wachstum und Arbeitszeitverkürzung gerich-
tetes Gesamtkonzept. Die beschäftigungs- und um-
weltpolitischen Vorschläge des DGB erfordern eine
dauerhafte Erhöhung der Investitionen, sie schaf-
fen Arbeitsplätze und leisten einen wichtigen Bei-
trag zur Sicherung der Lebensgrundlagen und zur
Verbesserung der Lebensqualität. In Verbindung
mit den — von den Gewerkschaften bereits er-
kämpften und weiterzutreibenden — Arbeitszeit-
verkürzungen sind sie geeignet, die Arbeitslosigkeit
erheblich abzubauen. Durch die dauerhafte Aus-
weitung sozialer Dienste kann die Sozialpolitik ei-
nen eigenständigen Beitrag zur Schaffung gesell-
schaftlich sinnvoller und notwendiger Arbeitsplätze
leisten.

Ein Abfinden mit wachsender Arbeitslosigkeit
käme hingegen einer Aufgabe der Sozialstaatlich-
keit und des Anspruchs auf eine menschenwürdige
Gesellschaft gleich. Ein Arrangement mit Arbeits-
losigkeit kann angesichts nicht genutzter beschäfti-
gungspolitischer Handlungsmöglichkeiten nicht ak-
zeptiert werden. Manch „radikaler“ und „attrakti-
ver“ Entwurf, der unter dem Stichwort „Ende der
Arbeitsgesellschaft“ gehandelt wird, entpuppt sich
als gut formulierte Resignation. Durch einen neuen
Arbeitsbegriff wird die Arbeitslosigkeit nicht aufge-
hoben; durch die ideologische Aufwertung der
Nicht-Erwerbsarbeit werden die individuellen, ge-
sellschaftlichen und ökonomischen Folgen der Ar-
beitslosigkeit nicht überwunden. Der Ausschluß
von Arbeitsmarkt und -einkommen ist weder ein
emanzipatorischer Akt noch „Befreiung von fal-
scher Arbeit“. Eine wirkliche Befreiung wäre das
genaue Gegenteil von erzwungenem Ausschluß mit
der Folge von Abhängigkeit, drohender Verar-
mung und zerstörten Lebenszusammenhängen.
„Falsche Arbeit“ kann man nur innerhalb der Pro-
duktion beseitigen, etwa durch mehr Mitbestim-
mung und durch die Humanisierung der Arbeits-
welt. Die Selbstverwirklichung der Menschen setzt
voraus, daß im Reich der „Notwendigkeit“ Unter-
drückung, Ausbeutung der Gesundheitsverschleiß
abgebaut werden und dadurch die finanziellen und
sozialen Grundlagen gesichert sind. Erst auf dieser
Basis ist ein menschliches, solidarisches Leben und
eine ungezwungene, freiwillige Entfaltung der Ei-

genarbeit möglich. Auch der Gleichberechtigung
der Frauen ist mit einer rein moralischen, aber sonst
folgenlosen Aufwertung von Familien-, Mütter-

und ehrenamtlicher Arbeit nicht gedient. Entschei-
dend ist, die gesellschaftlich notwendige Nicht-Er-
werbsarbeit zwischen den Geschlechtern aufzutei-
len und diese Reproduktionsarbeit zugleich bei der
Gestaltung der Erwerbsarbeit zu berücksichtigen.

2. Armutsbekämpfung und Sicherung
des Lebensstandards

Die Sozialpolitik braucht keine Reform an Haupt
und Gliedern. Notwendig ist es aber, auf der Basis
bewährter Prinzipien — insbesondere des solidari-
schen Ausgleichs — die Sozialpolitik zu moderni-
sieren und zu demokratisieren, ihre strukturellen
Mängel zu beseitigen, die Sicherungslücken aufzu-
füllen und die Finanzierungsgrundlagen sicherzu-
stellen. Das Recht auf Arbeit und das Recht auf
Einkommen stehen nicht gegeneinander, sondern
ergänzen sich. Die beste soziale Absicherung bei
Arbeitslosigkeit kann den fehlenden Arbeitsplatz,
die sinnvolle und qualifizierte Tätigkeit nicht erset-
zen. Solange aber Arbeitslosigkeit (und Invalidität,
krankheitsbedingte Arbeitsunfähigkeit usw.) be-
steht, muß dafür Sorge getragen werden, daß kein
Mensch in psychische und finanzielle Verarmung
gerät. Die Bundesrepublik zählt zu den wohlha-
bendsten Staaten der Welt: Die Vermeidung von
Armut ist kein finanzpolitisches Problem, sondern
ein Problem des politischen Wollens und der Prio-
ritätensetzung! Soziale Sicherung heißt aber nicht
nur Vermeidung von Armut, sondern auch Beibe-
haltung eines einmal erreichten Lebensstandards.
Sozial(versicherungs)leistungen müssen immer
auch ein Einkommensersatz sein, der sich dyna-
misch der allgemeinen Wirtschafts- und Einkom-
mensentwicklung anpaßt.

Armut wird durch das bestehende Sozialversiche-
rungssystem nicht vermieden. Gerade bei wachsen-
der Arbeitslosigkeit zeigt sich, daß das primär auf
die Erwerbsarbeit zentrierte Versicherungssystem
mit seinen Prinzipien der Kausalität und Äquiva-
lenz zu Defiziten, Lücken und Ungerechtigkeiten
führt und die Auslesemechanismen des Marktes
eher verschärft als durch Bedarfsgrundsätze aus-
gleicht. Die Qualität des sozialen Sicherungssy-
stems hat zugleich durch die umfangreichen Maß-
nahmen des Sozialabbaus der letzten Jahre erhebli-
che Einbußen erlitten. Das Leistungsniveau wurde
abgesenkt, der Solidarausgleich beschnitten. Der
soziale Schutz insbesondere bei Arbeitslosigkeit ist
mittlerweile völlig unzureichend geworden. Die So-
zialhilfe ist allzu häufig für typische Lebensrisiken
die letzte Auffangstation. Aber diese Funktion der
Sozialhilfe zur Abdeckung massenhafter Notlagen
bei typischen sozialen Tatbeständen ist weder in der



Konstruktion des bundesrepublikanischen Systems
sozialer Sicherung vorgesehen, noch kann sie auf
Basis der gegenwärtigen rechtlichen Regelungen
der Sozialhilfe wirklich erfüllt werden: Das Lei-
stungsniveau (Regelsätze der Hilfen zum Lebens-
unterhalt) ist unzureichend, die Unterhaltsver-
pflichtung auch zwischen volljährigen Kindern und
ihren Eltern (und umgekehrt) wird zunehmend pro-
blematisch, Leistungsvergabe und -kontrolle wir-
ken diskriminierend, die kommunale Finanzierung
ist nicht länger vertretbar. Die Finanzierung der
Sozialhilfe durch die Kommunen führt dazu, daß
deren finanzielle Möglichkeiten überfordert wer-
den. Der Sozialhilfe wird dadurch zugleich jede
Möglichkeit genommen, sich auf die Einzelfallhilfe
in besonderen, atypischen Problemsituationen zu
konzentrieren.

Die Einführung von Mindestsicherungselementen
in das Sozialleistungssystem ist daher notwendig,
um den Rückgriff auf die Sozialhilfe zu vermeiden.
Eine ausschließliche Grundversorgung — so wie sie
als „garantiertes Mindesteinkommen“ oder Grund-
rente diskutiert wird — stellt jedoch keine akzep-
table Alternative zum gegenwärtigen Sicherungssy-
stem dar. Denn auch dann, wenn das Sicherungsni-
veau hoch angesetzt ist, könnte es den Verlust des
Erwerbseinkommens, von dem die Beschäftigten
bei Krankheit, Invalidität, Arbeitslosigkeit, Unfäl-
len und im Alter betroffen sind, nur unzureichend
ausgleichen. Schlechter gestellt würden vor allem
die Beschäftigten, die ein mittleres und höheres
Arbeitseinkommen beziehen und nur durch die
Lohnersatzfunktion der Sozialversicherung ihren
Lebensstandard einigermaßen beibehalten können.
Fällt der Lohnersatz durch Sozialversicherungslei-
stungen weg, erhöht sich ihre soziale Unsicherheit
und Abhängigkeit. Es entstünde — noch mehr als
heute — ein Zwang zur Erwerbsarbeit auch im Al-
ter. bei Krankheit. Invalidität usw. All diejenigen,
die es sich finanziell leisten können, wären darauf
angewiesen, private Zusatzversicherungen abzu-
schließen. Die Einkommenshierarchie und die Dif-
ferenzierung der Lebenslagen würden sich ver-
schärfen, statt sich einzuebnen. Für die Privatversi-
cherungen würden sich lukrative Kapitalanlage-
sphären eröffnen.

Reformvorschläge einer „bedarfsorientierten Min-
destsicherung“ bei Arbeitslosigkeit oder im Alter
zielen demgegenüber auf eine Integration der Min-
destsicherung in die jeweiligen Leistungssysteme;
das leistungs- und beitragsbezogene Sicherungssy-
stem wird ergänzt, aber nicht ersetzt. In den einzel-
nen Sicherungszweigen, z. B. Rentenversicherung
oder Arbeitslosenversicherung, soll allen Betroffe-
nen eine am Bedarf orientierte Mindestsicherung
auch dann garantiert werden, wenn die Versiche-
rungsleistungen unterhalb des Mindestniveaus lie-
gen. Die Leistungen werden dann auf das Mindest-

niveau aufgestockt. Um allerdings eine sozial- und
verteilungspolitisch unakzeptable Begünstigung
derjenigen zu vermeiden, die der Mindestsicherung
aufgrund ihrer ausreichenden Versorgung nicht be-
dürfen. werden bei der Ausgleichszahlung Einkom-
men und Vermögen des Versicherten und seines 
Ehepartners in Rechnung gestellt. Sozialhilfe
braucht dann nicht mehr geltend gemacht zu wer-
den. Zu überlegen ist, wie auf die Ersatzansprüche
durch Unterhaltspflicht zwischen Eltern und Kin-
dern verzichtet werden kann. Die bedarfsorien-
tierte Mindestsicherung ist also keine Versiche-
rungsleistung, sondern sie ist eine Ausgleichslei-
stung, die im Auftrag des Bundes durchgeführt und
aus Steuermitteln, nicht aus Beitragsmitteln, finan-
ziert wird. In den Gewerkschaften wird noch über
Einzelheiten dieses Konzepts einer bedarfsbezoge-
nen Grundsicherung, insbesondere über den in
Frage kommenden Personenkreis, diskutiert. In
seinem sozialpolitischen Programm, dessen Ent-
wurf Mitte 1988 vorliegt, wird der DGB dazu Vor-
schläge unterbreiten. Allerdings ist es unabdingbar,
Leistungsniveau und -kriterien einer bedarfsorien-
tierten Mindestsicherung mit denen der Sozialhilfe
in Übereinstimmung zu bringen, um eine Mindest-
sicherung erster und zweiter Klasse zu vermeiden.
Dies erfordert vor allem die Anhebung der Bedarfs-
sätze (Regelsätze), die Begrenzung der Unterhalts-
pflicht, die Anhebung der Einkommens- und Ver-
mögensfreigrenzen und die Abschaffung diskrimi-
nierender Regelungen bei der Hilfe zur Arbeit.

Dem Prozeß der Ausgrenzung aus dem Versiche-
rungssystem und der vermehrten Abhängigkeit von
Sozialhilfe muß nach gewerkschaftlicher Auffas-
sung gleichermaßen auch durch einen Ausbau des
Versicherungsschutzes und durch eine Verstärkung
des Solidarausgleichs begegnet werden. Elemente
in diesem Konzept sind vor allem

— eine Ausweitung des versicherten Personenkrei-
ses: Versicherungspflicht für alle Erwerbstäti-
gen, Versicherungspflicht auch der „geringfügi-
gen Beschäftigungsverhältnisse“;

— eine Erweiterung und nicht Einengung der An-
spruchsvoraussetzungen, z. B. Verkürzung der
Wartezeiten, voller Versicherungsschutz bei In-
validität;

— die Verlängerung der Bezugsdauer von Arbeits-
losengeld;

— der Ausbau der Anrechnung von beitragslosen
Zeiten in der Rentenversicherung: Kindererzie-
hung, Pflege, alle Zeiten registrierter Arbeitslo-
sigkeit;

— die Weiterführung der Regelung „Rente nach
Mindesteinkommen“;

— eine Anhebung des Leistungssatzes von Ar-
beitslosengeld und -hilfe.



3. Demokratisierung und Selbsthilfe

Sozialpolitik gilt nach wie vor als Domäne von Ex-
perten und Verwaltungen. Was in anderen Politik-
bereichen vielfach selbstverständlich ist — die un-
mittelbare Beteiligung der Bürger an den Entschei-
dungen —, hat in die Sozialpolitik bisher kaum Ein-
gang gefunden. Die soziale Selbstverwaltung als
institutionalisierter Mittler zu den Interessen der
Sozialbürger hat bisher diese Rolle nur unzuläng-
lich wahrnehmen können. Entstehung und Verbrei-
tung von Selbsthilfegruppen verweisen eindringlich
auf das demokratische Defizit der Sozialpolitik.
Heute wissen wir genau, daß Solidarität — weil sie
gefährdet ist — nicht selbstverständlich ist, sondern
daß darum gekämpft und dafür geworben werden
muß. Dies geht aber nicht über die Köpfe der Men-
schen hinweg; sie müssen vielmehr einbezogen wer-
den in die konkreten sozialpolitischen Diskussions-
und Entscheidungsprozesse. Die Verknüpfung tra-
ditioneller Sicherungssysteme mit Selbsthilfeinitia-
tiven ist ein Weg; ein weiterer Schritt ist die Akti-
vierung und Umorientierung der sozialen Selbstver-
waltung zu einer stärkeren Demokratisierung von
Sozialpolitik. Aber: Die Widerstände sind groß,
weil die gewachsenen Strukturen nicht unbedingt
demokratiefreundlich, sondern eher auf staatlich-
korporatistische Willensbildungsprozesse zuge-
schnitten sind. Dies ist aber auf Dauer nicht auf-
rechtzuerhalten, weil der Wunsch nach verantwort-
licher Mitbestimmung immer mehr das Selbstbe-
wußtsein der Bürger prägt.

Selbsthilfeaktivitäten sind zu fördern und (nicht zu-
letzt finanziell) zu unterstützen. Selbsthilfe der Be-
troffenen kann ihren vollen Sinn nur im Rahmen
einer Demokratisierungskonzeption erhalten.
Durch Ergänzung (nicht Ersetzung) der professio-
nellen Beschäftigten kann Selbsthilfe einen kontrol-
lierenden und befruchtenden Einfluß haben.
Selbsthilfe kann — wenn nicht als individueller
Rückzug oder vorindustrielle Scheinidylle begrif-
fen — zur Emanzipation der Betroffenen beitragen
und sie zur solidarischen Bewältigung sozialer Pro-
bleme befähigen. Selbstentfaltung, Eigenverant-
wortung, Selbstbestimmung — diese Begriffe der
Selbsthilfedebatte sind, umfassend verstanden, An-
sprüche auf Teilhabe an allen gesellschaftlichen und
ökonomischen Entscheidungen und Prozessen!

Selbsthilfeaktivitäten werden sich im wesentlichen
auf die Pflege, Betreuung und Beratung von Men-
schen konzentrieren. Staatliche, institutionalisierte
Sozialpolitik kann nicht alle menschlichen Pro-
bleme und Nöte auffangen. Die professionellen so-
zialen Dienstleistungen geraten bei psycho-sozialen
Problemlagen an häufig eng gesteckte Grenzen.
Hier bedarf es der aktiven Selbsthilfe und Mithilfe
in solidarischen Bezügen. Positiv verstandene
Selbsthilfe lebt davon, daß sie freiwillig praktiziert
wird. Für diese Freiwilligkeit müssen aber auch die

Bedingungen geschaffen werden: Nur wenn eine
grundlegende sozialstaatliche Infrastruktur vorhan-
den ist, sind auch Voraussetzungen dafür gegeben,
daß sich solidarische Selbst- und Nachbarschaftshil-
fen entfalten können. Selbsthilfe lebt auch davon,
daß sie nicht überstrapaziert wird. Es wäre absurd,
Einkommensleistungen, die auf das Umlageverfah-
ren in großen Solidargemeinschaften angewiesen
sind, durch Selbsthilfe zu regeln. Niemand, der So-
lidarität braucht, darf auf Selbsthilfe verwiesen wer-
den, zu der er nicht in der Lage ist!

4. Solidarische Finanzierung

Sozialpolitik, wirtschaftliche Entwicklung und Fi-
nanzpolitik sind miteinander verbunden und von-
einander abhängig. Sozialpolitische Leistungen be-
ruhen auf der wirtschaftlichen Wertschöpfung. In-
sofern steht Sozialpolitik nicht außerhalb der wirt-
schaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit ei-
ner Gesellschaft. Das Verhältnis zwischen Wirt-
schaft und Sozialpolitik stellt jedoch keine Einbahn-
straße dar. Eine einseitige Charakterisierung des
Sozialstaates als „parasitärer Kostgänger“, so wie
dies in der neokonservativen Ideologie vertreten
wird, vernachlässigt, daß sozialstaatliche Leistun-
gen zugleich eine unverzichtbare Voraussetzung für
eine entwickelte Gesellschaft und Wirtschaft dar-
stellen. Sozialausgaben sind Kosten- und Nachfra-
gefaktor zugleich. Sie sichern einen bedeutenden
Teil der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage. Und sie
haben auch unmittelbare Beschäftigungswirkun-
gen. denn die sozialen Dienstleistungen stellen ein
wichtiges Beschäftigungsfeld dar.

Die Finanzierung der Sozialausgaben steht im Zen-
trum des Verteilungskonfliktes. In den Verteilungs-
auseinandersetzungen entscheidet sich, welchen
Anteil an der Wertschöpfung die Bezieher von Ar-
beits- und Kapitaleinkommen erhalten (Löhne und
Gewinne) und welcher Anteil davon durch Korrek-
tur der Markteinkommen zur Finanzierung der So-
zialausgaben abgeschöpft wird. Die Entscheidung,
wer die Belastungen durch die Abzüge trägt, d. h.
welche Einkommen welcher Gesellschaftsgruppen
betroffen sind, wird durch die Art der Steuer- bzw.
Beitragserhebung geprägt. Die Diskussion über die
zukünftige Finanzierung der Sozialpolitik wird sich
also auf die Ausgestaltung des Beitrags- und Steu-
ersystems konzentrieren müssen. Entgegen der
gängigen Rhetorik von der „Unfinanzierbarkeit“
der Sozialpolitik muß festgehalten werden, daß
— in den letzten Jahren die Sozialleistungsquote

gesunken ist — und dies trotz steigender Ar-
beitslosigkeit;

— die Bundesrepublik mit ihrer Sozialleistungs-
und Abgabenquote im internationalen Maßstab
nur im Mittelfeld liegt;

— die preisbereinigten Lohnstückkosten in den
letzten Jahren ebenfalls gesunken sind und die



Personalnebenkosten insofern zu keiner uner-
träglichen Belastung der Unternehmen geführt
haben;

— der Staat im zunehmenden Maße Finanzlasten
auf die Versicherung und damit die Beitragszah-
ler umgeschichtet hat;

— die geplante Steuerreform nicht nur zu unsozia-
len Verteilungswirkungen führt und insofern
nicht vertretbar ist, sondern’zugleich auch den
finanziellen Handlungsspielraum der Gebiets-
körperschaften so einengt, daß die Finanzierung
von Sozialleistungen aufs äußerste gefährdet
wird.

Die Gewerkschaften wissen, daß einer steigenden
Beitragsbelastung der Arbeiter und Angestellten
angesichts nur verhalten anwachsender Bruttoein-
kommen enge Grenzen gesetzt sind. Um so mehr
Wert muß deshalb darauf gelegt werden, durch prä-
ventive Strategien die sozialen Probleme und Schä-
den zu verhindern, um so mehr müssen die Reser-
ven der Leistungssysteme ausgeschöpft werden.
Das setzt voraus. Abschied zu nehmen von einer
lediglich die Schäden nachträglich ausgleichenden
Sozialpolitik. Mit einer Sozialpolitik als „Rote-
Kreuz-Station“ hinter den Fronten einer unge-
hemmten. „deregulierten“ und „flexibilisierten“
Marktwirtschaft können die Herausforderungen
der nächsten Jahre nicht bewältigt werden. Sozial-
politik als eine derartige Restgröße der Wirtschafts-
politik, die von den „Brosamen“ der wirtschaftli-
chen Modernisierungsstrategie leben soll, wird mit
wachsenden sozialen Problemen und Nöten kon-
frontiert. Politisch muß sich dann die Sozialpolitik
rechtfertigen für die hohen und wachsenden Ausga-
ben, während die ökonomischen und gesellschaftli-
chen Strukturen, die erst die Risiken wie Arbeits-
losigkeit, Dequalifikation, Invalidität oder arbeits-
und umweltbedingte Krankheiten hervorrufen,
ausgeklammert bleiben. Hier eine Umkehr einzu-
leiten heißt, auch die Produktion nach sozialen,
ökologischen und gesellschaftlichen Kriterien zu
gestalten, um Schäden von vornherein zu verhin-
dern. Einzelwirtschaftliche Gewinnmaximierung ist 
mit gesamtgesellschaftlicher Wohlfahrtsmaximie-
rung nicht identisch!

Der solidarische Ausgleich ist das Kemelement so-
zialer Sicherung. Er wurzelt im traditionellen

Selbstverständnis und in den Erfahrungen der Ge-
werkschaftsbewegung, daß gegenseitige Hilfe und
gemeinsame Kämpfe die grundlegende Vorausset-
zung für die Verbesserung der Lebensverhältnisse
und die gesellschaftliche Emanzipation der Arbeit-
nehmer darstellen. Solidarität ist kein Widerspruch
zu Eigenverantwortung, wohl aber zu rücksichtslo-
sem Eigennutz. Sie ist auch heute und für die Zu-
kunft eine unverzichtbare moralische Leitlinie der
Gesellschaftsgestaltung und des unmittelbaren Um-
gangs miteinander. Solidarität zu üben, ist manch-
mal nicht einfach, aber in Not zu sein ohne solida-
rische Hilfe, bringt Verzweifelung. Die Arbeitneh-
mer und ihre Gewerkschaften stehen für die solida-
rische Verantwortung, gegen die Ausgrenzung und
Privatisierung von Risiken. Das Solidarprinzip muß
allerdings auch für die Finanzierung der Sozialpoli-
tik grundlegend sein. Die Wirkung des solidari-
schen Ausgleichs in der sozialen Sicherung ist je-
doch heute dadurch beschränkt, daß sich ein Teil
der Bevölkerung dieser gesellschaftlichen Ver-
pflichtung entziehen kann. Es bestehen ungerecht-
fertigte Leistungs- und Finanzierungsunterschiede.
Der DGB setzt sich daher ein
— für eine Erweiterung des versicherungspflichti-

gen Personenkreises, z. B. durch die Aufhe-
bung der Versicherungspflichtgrenze in der
Krankenversicherung und die Beseitigung der
Versicherungsfreiheit bei geringfügiger Be-
schäftigung;

— für eine Anhebung der Beitragsbemessungs-
grenze in der Krankenversicherung;

— für einen kassenartenübergreifenden Finanz-
ausgleich in der Krankenversicherung;

— für einen Arbeitsmarktbeitrag aller Erwerbstä-
tigen;

— für einen höheren Anteil des Staates an der
Finanzierung der Sozialversicherung: Allge-
meine gesellschaftspolitische Aufgaben dürfen
nicht aus Beitragsmitteln, sondern müssen aus
Steuermitteln finanziert werden;

— für einen Abbau ungerechtfertigter Unter-
schiede bei der Finanzierung der unterschiedli-
chen Alterssicherungssysteme und

— für einen ergänzenden Wertschöpfungsbeitrag
der Arbeitgeber.

IV. Reform der
1. Defizite und Probleme der Alterssicherung

In fortgeschrittenen Industriegesellschaften ge-
winnt die dritte Lebensphase, das Alter, zuneh-
mend an Bedeutung. Infolge der gestiegenen Le-
benserwartung erreichen immer mehr Menschen
ein höheres Alter. Entfaltungsspielräume und die

Alterssicherung
Möglichkeit zur selbständigen Lebensführung älte-
rer Menschen werden ganz maßgeblich durch ihre
Einkommenslage geprägt. Ein ausreichendes, der
wirtschaftlichen Entwicklung dynamisch angepaß-
tes Alterseinkommen ist die grundlegende Voraus-
setzung, um unabhängig und in einem angemesse-
nen Wohnraum zu leben, soziale Kontakte anzu-



knüpfen und aufrechtzuerhalten und die Altersfrei-
zeit aktiv zu gestalten. Für die Lebenslage der älte-
ren Generation ist damit die Leistungsfähigkeit der
sozialen Alterssicherung von entscheidender Be-
deutung.

Nach gewerkschaftlicher Auffassung soll allen Ar-
beitnehmern nach einem erfüllten Arbeitsleben die
Aufrechterhaltung des erreichten Lebensstandards
ermöglicht werden. Die Leistungen der Alterssi-
cherung haben Lohnersatzfunktion. Dies erfordert,
daß das verfügbare Einkommen im Alter nach ei-
nem erfüllten Arbeitsleben etwa 90 v. H. des ver-
fügbaren Einkommens eines vergleichbaren Er-
werbstätigen betragen muß. Dieses Sicherungsni-
veau wird in der Regel gegenwärtig nur von den
Alterssicherungssystemen erreicht, die neben einer
Regelversorgung noch über eine zusätzliche Alters-
versorgung verfügen oder deren System beide
Funktionen erfüllt, wie es bei der Beamtenversor-
gung der Fall ist. Die öffentlich-rechtlichen Alters-
sicherungssysteme der abhängig Beschäftigten (Ar-
beiterrentenversicherung, Angestelltenversiche-
rung, knappschaftliche Rentenversicherung. Beam-
tenversorgung) und die diese Systeme ergänzenden
privat-rechtlichen Formen der betrieblichen Alters-
versorgung einschließlich der Zusatzversorgung der
Arbeiter und Angestellten im öffentlichen Dienst
sind sehr unterschiedlich ausgestaltet. Zwischen
Leistungsvoraussetzungen, Leistungsniveaus und
Finanzierungsmodalitäten bestehen erhebliche Un-
terschiede.

Die Renten aus der gesetzlichen Rentenversiche-
rung allein reichen nicht aus, um das Ziel der Le-
bensstandardsicherung zu gewährleisten; nach 45
(40) Versicherungsjahren wird gegenwärtig ein Net-
torentenniveau von 71,6 v. H. (63,5 v. H.) reali-
siert. Die Leistungen der betrieblichen Altersver-
sorgung. die die gesetzlichen Renten aufstocken,
sind sehr unterschiedlich und uneinheitlich gestal-
tet. Viele Arbeitnehmer — insbesondere Frauen
und Beschäftigte in Klein- und Mittelbetrieben —
erhalten nur unzureichende oder überhaupt keine
Betriebsrenten. Die freiwillige betriebliche Alters-
versorgung vergrößert die Unterschiede in den Al-
terseinkommen, anstatt sie auszugleichen.

Die gesetzliche Rentenversicherung verfehlt insbe-
sondere dann ihr Sicherungsziel, wenn sie nicht
imstande ist, Armut im Alter zu verhindern. Von
Altersarmut sind vor allem Frauen betroffen. Und
es sind vor allem ältere Frauen, die die ihnen zuste-
henden Sozialhilfeansprüche aus Unkenntnis,
Angst oder Scham nicht wahrnehmen („verschämte
Armut“). Die Konstruktionsprinzipien der Renten-
versicherung führen dazu, daß sich die Benachteili-
gung der Frauen im Berufsleben im Alter wieder-
holt und verschärft: Da Frauen wegen der Kinder-
erziehung oder auch infolge der oft jahrelangen
Pflege von hilfebedürftigen Familienangehörigen

ihre Berufstätigkeit unterbrechen oder aufgeben
müssen oder nur im „geringfügigen“ Umfang er-
werbstätig sein können, weist ihr Versicherungsver-
lauf in aller Regel erhebliche Lücken auf. Für die
niedrigen Frauenrenten sind darüber hinaus die
niedrigen Frauenlöhne verantwortlich, die unver-
ändert die Erwerbslage der Mehrzahl der Frauen
charakterisieren.

Ohne Maßnahmen zur Lösung der Altersarmut hat
die anstehende Strukturreform der Rentenversi-
cherung ihren Namen nicht verdient. Die Gewerk-
schaften plädieren für einen systematischen Ausbau
des Versicherungsschutzes: Erweiterte Anrech-
nung von Zeiten der Kindererziehung, Anrechnung
von Zeiten der Pflege, volle Anrechnung aller Zei-
ten der registrierten Arbeitslosigkeit, Weiterfüh-
rung der Rente nach Mindesteinkommen lauten die
Stichworte. Wenn die Altersrente Lohn für Lebens-
leistung sein soll, dann darf sich die Leistung nicht
nur am Erwerbseinkommen und seiner Höhe be-
messen! Zur umgehenden Beseitigung der ver-
schämten Altersarmut ist es darüber hinaus erfor-
derlich, Mindestsicherungs- und Bedarfskriterien
bei der Alterssicherung zu berücksichtigen.

Durch den Geburtenrückgang einerseits, den An-
stieg der Lebenserwartung andererseits werden sich
in den nächsten Jahrzehnten, vor allem ab dem
Jahr 2010, erhebliche Verschiebungen im Alters-
aufbau der Bevölkerung ergeben. Zahl und Anteil
der älteren Menschen werden deutlich ansteigen.
Diese demographische Entwicklung wird die Ren-
tenversicherung vor finanzielle Belastungen stellen,
da eine wachsende Zahl von Rentnern finanziert
werden muß. Probleme ergeben sich aber nicht nur
für die Rentenversicherung, sondern für alle Alters-
sicherungssysteme gleichermaßen. Auch die steuer-
finanzierten Systeme wie z. B. die Beamtenversor-
gung, die in die allgemeinen öffentlichen Haushalte
integriert sind, werden dadurch belastet, daß einer
wachsenden Zahl von Pensionären eine sinkende
Zahl von Steuerzahlern gegenübersteht.

Die demographisch bedingten Finanzierungspro-
bleme sind lösbar; zu einer Dramatisierung der Si-
tuation besteht kein Anlaß. Wie bereits skizziert, ist
für die Finanzierbarkeit der Alterssicherung neben
der demographischen Komponente vor allem die
gesamtwirtschaftliche Entwicklung ausschlagge-
bend. Berücksichtigt werden müssen auch die de-
mographisch bedingten Finanzierungsentlastun-
gen. die in anderen Bereichen des Sozialleistungs-
systems entstehen. Eine Bewältigung der demogra-
phischen Belastungen läßt sich um so eher errei-
chen. je mehr sich die Politik auf den Abbau der
Arbeitslosigkeit, die Erhöhung des Beschäftigungs-
niveaus und die Anhebung der Arbeitnehmerein-
kommen konzentriert. Eine aktive Beschäftigungs-
und Arbeitsmarktpolitik ist die Voraussetzung für



die langfristige Finanzierbarkeit der Alterssiche-
rung.

Da die Verschiebungen im Bevölkerungsaufbau
alle Alterssicherungssysteme gleichermaßen betref-
fen, dürfen sich die Anpassungsmaßnahmen nicht
allein auf die gesetzliche Rentenversicherung be-
schränken, sondern müssen analog für die anderen
öffentlich-rechtlichen Systeme gelten. Wenn zudem
die Finanzbelastungen ausgewogen vom Bund, den
Beitragszahlern und den Rentnern getragen wer-
den, dann ist die Rentenversicherung in der Lage,
die Herausforderungen der Zukunft zu bestehen,
ohne daß es zu Abstrichen am Rentenniveau oder
zur Aufgabe grundlegender Prinzipien kommen
muß. Es geht bei den anstehenden Strukturrefor-
men nicht um eine totale Änderung der Strukturen
der sozialen Rentenversicherung, sondern um eine
langfristig und systematisch angelegte Anpassung
der Rentenversicherung an sich wandelnde soziale
und demographische Verhältnisse. Anpassung und
Weiterentwicklung — das heißt vor allem, den Soli-
darausgleich zu stärken und das Vertrauen der Ver-
sicherten und Rentner in die Stabilität der Alterssi-
cherung zu festigen.

2. Rentenanpassung, Finanzierung,
Harmonisierung

Damit die älteren Menschen gleichberechtigt an der
wirtschaftlichen Entwicklung teilhaben können,
muß ihre Rente automatisch der Einkommensent-
wicklung der Arbeitnehmer angepaßt werden. Der
DGB spricht sich entschieden gegen eine Absen-
kung des Rentenniveaus aus. Vielmehr kann und
muß auch unter schwierigen demographischen Ver-
hältnissen alles dafür getan werden, daß sich die
verfügbaren Renten in Zukunft im Gleichklang mit
den verfügbaren Arbeitnehmereinkommen entwik-
keln. Durch eine Rentenformel, die diesen Grund-
satz berücksichtigt, kann das derzeitige Nettoren-
tenniveau stabilisiert und gesichert werden. In der
neuen Rentenformel müssen die Veränderungen
der Steuerabzüge und Beitragssätze zur Rentenver-
sicherung in angemessener Weise berücksichtigt
werden. Eine Besteuerung der Renten über das
gegenwärtige Maß hinaus ist deshalb nicht akzepta-
bel und würde zu einer doppelten Belastung der
Rentner führen.

Solange das Versorgungsniveau der Rentenversi-
cherung nicht ausreicht, um den erreichten Lebens-
standard im Alter zu sichern, nehmen die Leistun-
gen aus der betrieblichen Altersversorgung eine
Ergänzungsfunktion wahr. Den Tarifvertragspar-
teien ist die Möglichkeit zu eröffnen, die Altersver-
sorgung der Arbeitnehmer durch Pflichtbeiträge
zur gesetzlichen Rentenversicherung aufzustok-
ken.

Wenn die Rentenversicherung auch unter schwieri-
gen demographischen Bedingungen Bestand haben
soll, müssen auch auf der Finanzierungsseite Refor-
men vollzogen werden: Es ist unumgänglich, daß
der Bund in Zukunft seinen Finanzierungsver-
pflichtungen voll nachkommt. Bei den Zuschüssen
des Bundes geht es nicht nur um die Erstattung von
Fremdleistungen, sondern vor allem um die Aner-
kennung des Tatbestandes, daß die Rentenversi-
cherung eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe er-
füllt. Zugleich ist die demographische Entwicklung
gesamtgesellschaftlicher Natur. Die Gewerkschaf-
ten fordern deshalb, den Bundeszuschuß zur Arbei-
terrenten- und Angestelltenversicherung schritt-
weise wieder auf mindestens 25 v. H. anzuheben.
Zu berücksichtigen ist dabei, daß der Bundesanteil
von 1975 bis heute von 29,8 v. H. auf 17,6 v. H.
gesunken ist, der Bund sich also seinen Finanzver-
pflichtungen weitgehend entledigt hat. Um ein Wie-
derabsinken des Bundesanteils zu vermeiden, muß
dieser nicht nur an die Ausgabenentwicklung der
Rentenversicherung, sondern — wichtiger noch —
an die Entwicklung der Beitragssätze angebunden
werden.

Um die Finanzlage der Rentenversicherung von der
Arbeitsmarktentwicklung unabhängiger zu ma-
chen, muß die Bundesanstalt für Arbeit für ihre
Leistungsempfänger wieder volle Beiträge an die
Rentenversicherung zahlen. Ausfallzeiten müssen
— abgesehen von den Ausbildungsausfallzeiten —
soweit wie möglich zu Beitragszeiten werden, wobei
der Bund die Beitragszahlung übernehmen muß.

Wenn die Finanzbelastungen der Rentenversiche-
rung steigen, dann müssen auch die Unternehmen
einen besonderen Finanzierungsbeitrag leisten.
Durch einen Wertschöpfungsbeitrag kann die fi-
nanzielle Leistungsfähigkeit der Unternehmen für
die Rentenversicherung nutzbar gemacht werden.
Dieser Wertschöpfungsbeitrag mißt sich an der tat-
sächlichen einzelwirtschaftlichen Leistungsfähig-
keit der Unternehmen und zieht damit vor allem die
Unternehmen zur Finanzierung heran, die kapital-
intensiv produzieren bzw. hohe Gewinne erwirt-
schaften und vermehrt rationalisieren. Der Wert-
schöpfungsbeitrag ist als zusätzliche Leistung der
Unternehmen auszugestalten. Er tritt als drittes
Standbein neben die unverändert lohnbezogenen
Arbeitnehmer- und Arbeitgeberbeiträge sowie den
Bundesanteil und fließt der Rentenversicherung
unmittelbar zu.

Die Probleme, die sich aus der demographischen
und ökonomischen Entwicklung ergeben, verstär-
ken die Notwendigkeit zur Harmonisierung der Al-
terssicherungssysteme. Dabei geht es nicht um eine
Vereinheitlichung, sondern um eine fortschrei-
tende Anpassung verschiedener Elemente. Die
Harmonisierung muß sich dabei auf die Leistungen
wie auf die Mittelaufbringung erstrecken. Sie darf



sich aber nicht an den schlechten Regelungen des
jeweils anderen Systems orientieren und nicht als
Instrument zu Kürzungen der Erwerbs- und Alters-
einkommen mißbraucht werden. Bei der Mittelauf-
bringung muß die Harmonisierung zu einer Eigen-
beteiligung der Beamten an der Finanzierung ihrer
Alterssicherung (durch Beiträge entsprechend der
Höhe der Arbeitnehmerbeiträge in der Rentenver-
sicherung) führen. Die Einführung dieser Eigenbe-
teiligung muß dabei mit einer entsprechenden vor-
herigen (allerdings nicht pensionsberechtigten)
Aufstockung der Bruttobezüge verbunden werden,
um Einkommensminderungen zu vermeiden. Spä-
tere Änderungen des Beitragssatzes in der Renten-
versicherung wirken sich dann aber bei den Beam-
ten ebenso aus wie bei den Arbeitern und Ange-
stellten. Eine gleichgerichtete Entwicklung der
Nettoeinkommen wird dadurch sichergestellt.

3. Gestaltung der Altersgrenzen

Zur Lösung der demographisch bedingten Finan-
zierungsprobleme der Rentenversicherung wird
verschiedentlich die Forderung vorgetragen, die
Altersgrenze anzuheben, um damit den Trend zur
immer frühzeitigeren Verrentung und zur Verlän-
gerung der Rentenbezugsdauer umzukehren. Eine
solche finanzpolitische Betrachtung der gesetzli-
chen Altersgrenzen grenzt die Problemstellung des
Berufsaustrittsalters jedoch unzulässig ein. Die
Frage, wann und wie das Arbeitsleben beendet und
die neue Lebensphase des Ruhestandes begonnen
wird, muß unter verschiedenen Aspekten gesehen
werden. Im Zentrum haben dabei die Arbeits- und
Lebensbedingungen der älteren Arbeitnehmer
selbst zu stehen. Das gegenwärtige System der fle-
xiblen Altersgrenzen in der Rentenversicherung
bietet den älteren Arbeitnehmern die Chance, den
Übertrittszeitpunkt vom Arbeitsleben in den Ruhe-
stand in einer gewissen Bandbreite selbst zu bestim-
men. Eine gesetzliche Heraufsetzung der Alters-
grenzen würde diesen Freiheitsspielraum verrin-
gern. Derartige gesetzliche Zwangsmaßnahmen ge-
hen aber auch an den eigentlichen Bestimmungs-
größen des durchschnittlichen Rentenzugangsalters
vorbei. Statt sich einseitig auf gesetzgeberische
Maßnahmen zu konzentrieren, sollte eine verant-
wortliche Sozialpolitik vielmehr die Voraussetzun-
gen dafür schaffen, daß jeder Arbeitnehmer in 
freier Entscheidung die Wahl treffen kann, auch
länger zu arbeiten. Die derzeitigen Altersgrenzen
sind nach oben hin flexibel; die Bereitschaft, länger
zu arbeiten, hängt im entscheidenden Maße vom
Arbeitsplatzangebot der Unternehmen ab. Es wa-
ren und sind der Abbau von Arbeitsplätzen und die

anhaltende Arbeitslosigkeit, die den deutlichen
Rückgang des durchschnittlichen Rentenzugangsal-
ters in den letzten Jahren verursacht haben. So-
lange die Arbeitslosigkeit nicht abgebaut wird
— und es deutet wenig darauf hin, daß dies noch
vor der Jahrtausendwende gelingt —, wird eine
Heraufsetzung der Altersgrenze lediglich zu einer
weiteren Verschärfung der’Arbeitsmarktlage füh-
ren. Wenn allerdings eine aktive Beschäftigungs-
und Arbeitsmarktpolitik betrieben wird und sich
die Unternehmen um ältere Arbeitnehmer bemü-
hen müssen, spricht alles dafür, daß das durch-
schnittliche Rentenzugangsalter wieder ansteigt.

Sollen für eine Verlängerung der Erwerbsphase die
Voraussetzungen geschaffen werden, stellt sich zu-
gleich die Aufgabe, dafür Sorge zu tragen, daß die
Beschäftigten auch gesundheitlich in der Lage sind,
länger zu arbeiten. Viele Arbeitnehmer sind heute
wegen ihres verschlechterten Gesundheitszustan-
des gezwungen, vorzeitig in den Ruhestand zu ge-
hen oder Erwerbs- bzw. Berufsunfähigkeitsrenten
zu beantragen. Der Schlüssel für eine Anhebung
des Rentenzugangsalters liegt in den Betrieben. Die
Bereitschaft der Unternehmen muß geweckt wer-
den, auch für ältere Arbeitnehmer eignungs- und
leistungsadäquate, attraktive Arbeitsplätze einzu-
richten. Bereits von Beginn des Berufslebens an
müssen solche humanen Arbeitsbedingungen ge-
schaffen werden, so daß auch bis ins höhere Alter
hinein Erwerbstätigkeit möglich wird.

Die Möglichkeit, im Ruhestand aktiv am gesell-
schaftlichen Leben teilzuhaben, steht und fällt mit
der Gewährleistung einer ausreichenden Rente.
Rentenkürzungen durch versicherungsmathemati-
sche Abschläge widersprechen dem Sicherungsauf-
trag der sozialen Rentenversicherung. Sie gefähr-
den die Einkommenslage all derer, die vor Beginn
der Regelaltersgrenze ihre Erwerbstätigkeit aufge-
ben wollen oder müssen. Abschläge bei den Renten
können nur von denjenigen hingenommen werden,
die über hohe Rentenanwartschaften verfügen. Die
meisten Arbeitnehmer wären gezwungen, weiter zu
arbeiten, wenn sie nicht Gefahr laufen wollen, mit
einer Rente leben zu müssen, die kaum das Exi-
stenzminimum abdeckt.

Die Ansätze zu einem schrittweisen Ausscheiden
aus dem Erwerbsleben sind weiterzuentwickeln,
etwa durch Verbindung von Teilzeitarbeit und be-
trieblichem Lohnausgleich. Dadurch kann ein ab-
rupter Übergang in den Ruhestand vermieden und
eine allmähliche Gewöhnung an die sich ändernden
Lebensbedingungen erreicht werden.



V. Reform des Gesundheitswesens

1. Vorrang für Prävention und
gesundheitspolitische Gesamtverantwortung

Gesundheitspolitik und Krankenversicherungspoli-
tik sind in den letzten Jahren zu einer reinen Ko-
stendämpfungspolitik degradiert worden, die die
zentralen Strukturprobleme und Mängel des Ge-
sundheitswesens unberücksichtigt gelassen und da-
mit verschärft hat. So ist unübersehbar, daß ange-
sichts der Verbreitung chronisch-degenerativer
Krankheiten die kurative Medizin an enge Grenzen
gerät, da sie gesundheitliche Beeinträchtigungen
nur lindem oder begrenzen, aber kaum vollständig
heilen kann. Eine zielgerichtete Beeinflussung der
Ursachen und Entstehungszusammenhänge wird
deshalb mehr denn je zur Voraussetzung der Ge-
sundheitspolitik. Eine Trendwende bei den wichtig-
sten Volkskrankheiten wird davon abhängen, ob es
gelingt, Gesundheitspolitik dahingehend zu erwei-
tern, daß sie sich nicht nur auf den bereits Erkrank-
ten richtet, sondern auch auf die krankmachenden
Arbeits-, Umwelt- und Lebensverhältnisse der Be-
völkerung.

Dabei kommt sowohl unter dem Aspekt der Arbeit
als auch unter dem des Konsums und der Umwelt
der Produktionssphäre die entscheidende Schlüs-
selfunktion zu. Weder durch den Einsatz neuer
Technologien noch durch die Verbreitung neuer
Produktionskonzepte ist eine Garantie dafür gege-
ben, daß sich die arbeitsbedingten Gesundheitsrisi-
ken vermindern. Nicht nur das „Restrisiko“ ist nach
Tschernobyl zu hoch; das alltägliche Gesundheitsri-
siko in den Betrieben und in der Umwelt selbst darf
nicht länger fraglos akzeptiert werden. Arbeit und
Umwelt stehen also auch aus sozialpolitischer Sicht
in einer engen Verbindung, die durch eine Ver-
knüpfung von Arbeitsschutz und Umweltpolitik po-
litisch durchsetzungsfähiger gemacht werden
könnte. Die Schaffung humaner Arbeitsbedingun-
gen und Arbeitsplätze, die Verkürzung der Arbeits-
zeit, die Ausweitung des Arbeitsschutzes, die Ver-
besserung des betrieblichen Gesundheitsschutzes
und die Einflußnahme auf die Umweltpolitik wer-
den insofern zu immer bedeutsameren Aufgaben
einer präventiv orientierten Sozial- und Gesund-
heitspolitik.

Eine umfassende Präventionsstrategie beinhaltet
aber auch die Mobilisierung der Bürger und die
Stärkung sozialer Netzwerke (sozialer Beziehun-
gen), denen eine bislang unterschätzte Bedeutung
für die Gesundheitsförderung und die Krankheits-
bewältigung zukommt. Solidarische Gesundheits-
politik betrachtet den einzelnen nicht nur als Ob-
jekt gesellschaftlicher Prozesse, sondern auch als
aktiv Handelnden, der durch Mobilisierung seiner

Fähigkeiten allein oder gemeinsam mit anderen
drohende Schädigungen verhindern oder in den
Folgen abmildem kann.

Gesundheitspolitik leidet aber nicht nur daran, daß
Präventionsstrategien völlig unzureichend entwik-
kelt sind. Die Probleme des Gesundheitswesens lie-
gen auch in der defizitären Struktur der medizini-
schen und pflegerischen Versorgung. Diese Struk-
turen sind kostentreibend und widersprechen zu-
gleich den eigentlichen Bedarfslagen und Anforde-
rungen. Sie stehen „quer“ zu den Problemen der
chronischen und psychischen Erkrankungen, zu
den neuen Belastungsstrukturen, zu den vermehr-
ten Anforderungen an pflegerische und soziale Be-
treuung und zu dem Gebot einer bürger- und pa-
tientennahen Versorgung. Die gegenwärtigen Prio-
ritäten der Gesundheitsversorgung richten sich
nicht nach gesellschaftlichen Bedarfskriterien. Sie
haben sich durch die Markt- und Verhandlungs-
macht der Leistungsanbieter ergeben.

Das Gesundheitswesen ist ein abschreckendes Bei-
spiel für einen zwar kollektiv finanzierten, aber
durch private Leistungsanbieter ausgenutzten
„Selbstbedienungsladen“, der niedrige Qualität mit
den höchsten Kosten verbindet. Prinzipiell könnten
strukturelle und inhaltlicher Reformen des Gesund-
heitswesens ohne Kostensteigerungen begonnen
werden. Entscheidend ist, daß das Wirtschaftlich-
keitspostulat nicht gegen, sondern durch Qualitäts-
verbesserung in der Gesundheitssicherung und
Krankenversorgung gestärkt wird. Die soziale
Krankenversicherung könnte zudem Mittel durch
Umverteilung bereitstellen. Eine solche Strukturre-
form darf die kurzfristig orientierte, erfolglos ge-
bliebene Politik der „Kostendämpfung“ nicht wei-
ter fortführen, sondern muß Ziele und Prioritäten
des Gesundheitswesens neu bestimmen. Eine Neu-
orientierung der Gesundheitspolitik erfordert eine
stärkere Gesamtverantwortung staatlicher Instan-
zen. insbesondere der Parlamente. Diese übergrei-
fende Verantwortung sollte vor allem wahrgenom-
men werden durch eine regelmäßige und systemati-
sche Gesundheitsberichterstattung, durch eine poli-
tisch verbindliche Ziel- und Aufgabenplanung so-
wie eine Prioritätensetzung, die über die Einzel-
interessen hinausreicht. Auf der Basis der Gesund-
heitsberichterstattung sollten zu diesem Zweck mit-
telfristige Gesundheitsbudgets, die die erwünschte
Entwicklung auch in quantitativen Größen ange-
ben, erstellt werden. Für die Akteure des Gesund-
heitswesens — insbesondere die Sozialversicherun-
gen und die Leistungsanbieter — sollen diese Da-
ten eine politisch verbindliche Orientierung ge-
ben.



2. Reform der Leistungs- und
Organisationsstruktur des Gesundheitswesens

Die Leistungs- und Organisationsstruktur des Ge-
sundheitswesens muß durch eine Integration der
Einrichtungen den Erfordernissen einer humanen
Patientenversorgung angepaßt werden. Dazu ge-
hört insbesondere die Verzahnung von ambulanter
und stationärer Diagnostik und Therapie. Darüber
hinaus muß sichergestellt werden, daß die gesamte
medizinische und gesundheitsbezogene soziale Ver-
sorgung durch funktionelle und soweit möglich
durch organisatorische Beziehungen miteinander
verflochten ist.
Die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der medi-
zinisch-sozialen Versorgung sollte durch Maßnah-
men der Qualitätssicherung nach einheitlichen
Prinzipien gewährleistet werden. Diagnostik und
Therapie in der ambulanten Versorgung sollen auf
dem Vorrang primär-ärztlicher (insbesondere allge-
meinärztlicher) Dienste aufbauen. Diese sollten
sich soweit wie möglich auf fächerverbindende
Gruppenpraxen stützen, in denen auch Sozialarbei-
ter, Sozialpädagogen, Psychotherapeuten und die
Berufe der aktivierenden Therapie tätig sind. Das
Vergütungssystem ist entsprechend, z. B. durch die
Verknüpfung von Pauschal- mit Leistungskomplex-
elementen, zu reformieren. Die Position und die
Qualität der allgemeinärztlichen Versorgung sollen
insbesondere durch eine Reform der Ausbildung,
durch eine gesetzliche Weiterbildungspflicht und
durch Maßnahmen der Bedarfsplanung gestärkt
werden.
Die stationäre Versorgung muß unter eindeutiger
Abgrenzung der Zuständigkeiten und der Lei-
stungsstufen bedarfsgerecht gegliedert werden.
Teilstationäre Einrichtungen müssen verstärkt ge-
schaffen, vorstationäre Diagnostik und Nachsorge
müssen ermöglicht werden. Der Kommerzialisie-
rung und Privatisierung von Krankenhausleistun-
gen muß entgegengewirkt werden. Die Länder
müssen ihrer gesetzlichen Verpflichtung zu einer
ausreichenden Investitionsfinanzierung nachkom-
men.
Die Reform der psychiatrischen Versorgung ist 
nach den Erkenntnissen der Psychiatrie-Enquete
und des Modellprogramms unverzüglich voranzu-
treiben. Dabei ist eine gemeindenahe Versorgung
im stationären, teilstationären und ambulanten Be-
reich mit einem flächendeckenden Angebot an er-
forderlichen Einrichtungen und Diensten sicherzu-
stellen. Ziel ist die weitgehende Integration des psy-
chisch Kranken in das gesellschaftliche Leben. Zur
Finanzierung der erforderlichen Maßnahmen müs-
sen Sozialversicherungsträger und öffentliche Hand
Zusammenwirken. Anzustreben sind dabei Formen
einer regionalen Fondsfinanzierung.
Die Versorgung Pflegebedürftiger bedarf der drin-
genden Verbesserung. Dazu ist ein differenziertes,
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bedarfsgerechtes Behandlungs- und Pflegeangebot
sicherzustellen. Vorrangig ist ein Netz ambulanter
pflegerischer und sozialer Dienste sowie der Aus-
bau teilstationärer und komplementärer Einrich-
tungen. Die finanzielle Absicherung bei Pflegebe-
dürftigkeit bedarf der dringenden Neuregelung.
Insbesondere muß erreicht werden, daß aus allge-
meinen Steuermitteln ein einkommensunabhängi-
ges Pflegegeld, gestuft nach dem Schweregrad, bei
häuslicher Pflege und bei stationärer Unterbrin-
gung die Pflegekosten bezahlt werden. Ziel muß es
insbesondere sein, Sozialhilfeabhängigkeit bei Pfle-
gebedürftigkeit weitgehend zu beseitigen.

Ein weiteres Ziel der Neuorientierung ist die Her-
stellung von Bürgernähe, Patientenorientierung
und Mitbestimmung der Betroffenen. Dazu ist es
erforderlich, daß insbesondere auf der örtlichen
Ebene die sozialen und gesundheitlichen Versor-
gungssysteme integriert werden, daß Selbsthilfe-
gruppen gestützt und mit dem Versorgungssystem
stärker verzahnt werden. Die Mitbestimmung der
Bürger bei Planung und Vollzug sollte institutiona-
lisiert werden. Durch Gesundheitsbeauftragte der
Parlamente oder ein stärkeres Engagement der so-
zialen Selbstverwaltung müssen die Belange der
Bevölkerung in gesundheitlichen Fragen stärker
aufgegriffen und vertreten werden.

Der vorliegende Gesetzentwurf zur Strukturreform
im Gesundheitswesen wird all diesen Anforderun-
gen nicht gerecht. Wiederum geht es vornehmlich
um Ausgabendämpfung bei den Krankenkassen,
die nahezu ausschließlich die Versicherten und Pa-
tienten zusätzlich belastet. Anstelle einer Mobilisie-
rung von Wirtschaftlichkeitsreserven beim Lei-
stungsangebot werden durch Leistungsausgren-
zung, Selbstbeteiligung und Kostenerstattungsprin-
zip lediglich die Kosten auf die Versicherten und
Patienten verlagert. Die Leistungsanbieter bleiben
von Eingriffen verschont.

Ein Gesamtkonzept, das sich an einem umfassen-
den, auch präventiven Gesundheitskonzept aus-
richtet und dem Anspruch einer Strukturreform
entsprechen würde, fehlt völlig. Der Einstieg in die
finanzielle Absicherung der Pflegebedürftigkeit
bleibt unzureichend. Diese „Reform“ müssen die
Versicherten und Patienten gleich dreifach bezah-
len: Zum ersten durch die Ausgrenzung und Priva-
tisierung von Leistungen, zum zweiten durch ten-
denziell steigende Beiträge, da die wiederum fest-
geschriebenen Fehlentwicklungen im Leistungsan-
gebot über kurz oder lang die Ausgaben der Kran-
kenkassen wieder in die Höhe treiben werden, und
zum dritten dadurch, daß sie künftig für eine gesell-
schaftliche Aufgabe (die Absicherung Pflegebe-
dürftiger), die aus allgemeinen Steuermitteln finan-
ziert werden müßte, bezahlen müssen.
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Neue Ansätze zur Wirtschafts- und Sozialpolitik

In die Wirtschafts- und Sozialpolitik der Bundesrepu-
blik Deutschland ist Bewegung gekommen. Die Dis-
kussion um die Steuer-Reform, die anhaltend hohe
Arbeitslosigkeit, die steigende Neuverschuldung des
Bundes, die Probleme der sozialen Sicherungssy-
steme Rente und Gesundheit, des nationalen und
europäischen Agrarmarktes, der „alten Industrien“
wie Kohle, Stahl, Schiffbau sowie die Diskussion um

den Industriestandort Bundesrepublik verlangen 
Antworten im Rahmen eines wirtschafts- und gesell-
schaftspolitischen Gesamtkonzeptes. Die Bürger und
besonders die Wähler der Regierungskoalition for-
dern von der Regierung, die anstehenden wirtschaft-
lichen und gesellschaftlichen Probleme auf dem Bo-
den der Sozialen Marktwirtschaft mit Sachkompe-
tenz und Durchsetzungsvermögen zu lösen.

I. Bekämpfung der Arbeitslosigkeit

Grundsätzlich gilt, daß wirtschafts- und sozialpoliti-
sche Vorstellungen in einem ordnungspolitischen
Zusammenhang stehen und daß Lösungsvorschläge
auch die Finanzierbarkeit aufzeigen müssen. Ar-
beitslosigkeit läßt sich nur dann wirksam bekämp-
fen, wenn akzeptiert wird, daß auch der Arbeits-
markt ein Markt ist, den einheitliche Monopol-
preise, d. h. unflexible Einheitslöhne nur einengen.
Es gibt einfach eine Preisgrenze, bei deren Über-
schreitung Arbeit nicht mehr nachgefragt wird. An
diesem Thema zeigt sich besonders deutlich, wie
unehrlich von einigen Politikern und Funktionären
heute weitgehend Diskussionen über die Sachpro-
bleme geführt werden.

Inzwischen gehen selbst Skeptiker davon aus, daß
die wirtschaftliche Entwicklung in diesem Jahr bes-
ser verlaufen wird, als noch zu Jahresanfang erwar-
tet wurde. .5 Prozent Wa1 chstum bezeichnen wohl
eher die untere Grenze des Erreichbaren. Aller-
dings befürchten einige Experten einen konjunktu-
rellen Umschwung in der zweiten Jahreshälfte 1989;
sie gehen zudem davon aus. daß wir mit einem Sok-
kel von rund zwei bis 2,2 Millionen Arbeitslosen in
die nächste Rezession gehen 1).

1. Einige wichtige Grundlagen

— Trotz der nahezu gleichbleibenden Gesamtzahl
von etwa zwei Millionen Arbeitslosen haben wir es 
nicht mit einem monolitischen Block zu tun. 1988
werden rund sechs Millionen Arbeitsplätze neu be-
setzt, und die gemeldeten offenen Stellen werden
zu 70 Prozent aus dem Bestand der registrierten
Arbeitssuchenden aufgefüllt. Da sich die Arbeits-
vermittlungen der Bundesanstalt für Arbeit auf un-
gefähr zwei Millionen belaufen, gibt es insgesamt
eine beträchtliche Fluktuation.

1) Vgl. Institut für Weltwirtschaft. Aufschwung läßt nach —
konjunkturpolitischer Handlungsbedarf? Thesen zum
37. Kieler Konjunkturgespräch. Kieler Diskussionsbeiträge
138, Kiel 1988, S. 24ff.; Westdeutsche Landesbank Girozen-
trale, Prognose 92, Düsseldorf 1988.

— Es darf nicht übersehen werden, daß der Anteil
der „schwer vermittelbaren Arbeitslosen“ außeror-
dentlich hoch ist. Nach offiziellen Mitteilungen
müssen bei etwa drei Viertel der Arbeitslosen Ab-
striche bei der Eignung gemacht werden. Über die
Hälfte der Arbeitslosen hat keine abgeschlossene
Berufsausbildung. Für diese Kategorie liegt dann
auch die Arbeitslosenquote bei 16 Prozent, wäh-
rend sie bei nachgewiesenen Qualifikationen nur
sechs Prozent beträgt. Hier liegt also ein massiver
Ausleseprozeß zu Lasten der weniger Qualifizier-
ten vor.

— Obwohl sich jeder zehnte Arbeitslose, darunter
vor allem Frauen, eine Teilzeitarbeit wünscht, sind
entsprechende Angebote relativ knapp.

— Vor allem die regionalen Unterschiede der Teil-
arbeitsmärkte sind gravierend. In Göppingen zum
Beispiel beträgt die Arbeitslosenquote 3,4 Prozent,
in Leer dagegen 22 Prozent.

— Auch das Meldeverhalten hat sich in den vergan-
genen Jahren tiefgreifend geändert. Würde man
sich heute in der gleichen Art und Weise arbeitslos
melden, wie es in den sechziger Jahren üblich war.
wäre die Erwerbslosigkeit um rund ein Drittel oder
700 000 geringer. Diesen soziologischen Wandel,
der hinter den Statistiken steht, sollte man beden-
ken, wenn man die heutige Arbeitsmarktlage mit
den angeblich „goldenen sechziger Jahren“ ver-
gleicht.

— In der Bundesrepublik gibt es eine blühende
Schattenwirtschaft, die schätzungsweise fünf bis
acht Prozent des offiziellen Sozialprodukts aus-
macht; d. h. die Arbeitslosigkeit würde, rein rech-
nerisch, fast gänzlich verschwinden, wenn uns die
Arbeitslosen-Statistiken ein zutreffendes Bild der
Wirklichkeit zeichneten.

Daraus ergibt sich als Folgerung, daß die gegenwär-
tige Arbeitslosigkeit nicht mit staatlichen Program-
men zu beheben ist. Diese würden an den Sympto-
men herumkurieren und nur eine scheinbare und
flüchtige Besserung bewirken. Das belegen die star-



ken regionalen, branchenmäßigen und sektoralen
Strukturverzerrungen sowie die unterschiedlichen
Qualifikationsvoraussetzungen.

2. Die Diskussion um verschiedene Formen
der Arbeitszeitverkürzung

Aufgrund der strukturellen Unterschiede auf dem
Arbeitsmarkt kann eine erfolgreiche Reduzierung
der Arbeitslosigkeit nicht in einer pauschalen Ver-
kürzung der Arbeitszeit liegen. Zur Bewertung der
Arbeitszeitverkürzung mit vollem Lohnausgleich
hat Oswald von Nell-Breuning schon während des
Arbeitskampfes 1984 gesagt: „Das Angebot, fünf
Stunden weniger zu arbeiten und trotzdem den glei-
chen Lohn zu erhalten, ist in keiner Weise mit dem
Solidaritätsprinzip zu vereinbaren.“ Diese Haltung
sei ein „Hohn“, „ausgesprochener Klassenkampf
von oben . . . der Klasse der Arbeitsplatzbesitzer
gegen die Klasse der vom Arbeitsplatz entblößten
— nur Arbeitslosen“2).

2) Stimmen der Zeit. 202 (1984). S. 202 f.
3) U. Schüle. Strukturdiskrepanzen auf dem Arbeitsmarkt?,
Köln 1987, S. 136.

Des weiteren ist es volkswirtschaftlich höchst zwei-
felhaft, ob eine Reduzierung der Wochenarbeitszeit
auch ohne vollen Lohnausgleich überhaupt zusätz-
liche neue Arbeitsplätze schafft. Im staatlichen Be-
reich ließe sich vielleicht durch diese Form der Ar-
beitszeitverkürzung die Lehrerarbeitslosigkeit be-
seitigen, aber in der privaten Wirtschaft gibt es 
heute erhebliche Engpässe bei qualifiziertem Perso-
nal. Und gerade dies steht nicht zur Verfügung.
Zudem handelt es sich bei all diesen Vorschlägen
nur um eine Umverteilung, weil dasselbe Arbeits-
volumen zu denselben Lohnkosten nur auf mehr
Menschen verteilt wird. Somit werden lediglich die
Erscheinungsformen der Arbeitslosigkeit ver-
tauscht: Alle möchten arbeiten, aber keiner darf
soviel arbeiten, wie er eigentlich will. Abgesehen
von der falschen Voraussetzung, daß aus dem Ar-
beitslosenreservoir an jedem Standort der Betriebe
die zusätzlich benötigten Fachkräfte ohne Schwie-
rigkeiten bereitstünden, wird nicht berücksichtigt,
daß eine verkürzte Arbeitszeit infolge der Fixko-
sten-Umlage (ohne Neueinstellungen) zwangsläufig
zu höheren Stückkosten führt. Heute fahren vier
von fünf Unternehmen Überstunden, nicht um Per-
sonaleinstellungen zu vermeiden, sondern weil es 
an Fachkräften mangelt3).

3. Die Politik der Tarifparteien

Als Konsequenz dieser Überlegungen muß der
Blick also auf den Arbeitsmarkt, auf die Rolle der
Tarifparteien und auf die dort bestehende Vertei-
lung von Rechten und Pflichten gelenkt werden. Zu
analysieren ist also das in der Bundesrepublik
Deutschland bestehende Tarif-Kartell: Die Tarif-
parteien legen einen Mindestpreis für Arbeit fest,
der faktisch allgemeinverbindlich ist. Da nahezu
jeder Arbeitnehmer die tariflich vereinbarte Lohn-
erhöhung erhält und nicht nach unten abgewichen

werden kann, ist Außenseiter-Konkurrenz auf dem
Arbeitsmarkt praktisch ausgeschlossen. Diese Poli-
tik wird nicht nur von den Gewerkschaften betrie-
ben, deren Ziel es immer schon war, Arbeit aus
dem Wettbewerb zu nehmen, sondern auch von den
Arbeitgebern toleriert, für die es beruhigend ist zu
wissen, daß die Konkurrenz mit denselben Arbeits-
kosten kalkulieren muß. Eine solche Tarifpolitik
hat immer mehr von dem Lohnniveau weggeführt,
zu dem „alle“ Arbeit bekommen können. Hauptbe-
troffene dieser Fehlentwicklung sind die Arbeitslo-
sen ohne qualifizierte Ausbildung, die bekanntlich
über 50 Prozent der heutigen Arbeitslosen ausma-
chen. Sie wurden durch die Tarifabschlüsse der letz-
ten Jahre (Sockelbeträge plus Wegfall der unteren
Lohngruppen) geschädigt mit der Konsequenz, daß
Tarifpolitik heute „immer mehr Lohn für immer
weniger Arbeitsplatzbesitzer“ bedeutet. Der tarifli-
che Mindestlohn bildet also gewissermaßen eine
Scheidegrenze, d. h. diejenigen Arbeitnehmer fal-
len unten heraus, die weniger produktiv sind, als
das Entgelt erfordert, das für sie vereinbart wurde.
In dieser Drittlastigkeit des Tarif-Kartells liegt der
eigentliche Grund für den Selektionsprozeß auf
dem Arbeitsmarkt und für die Schwierigkeiten,
diese Problemgruppen wieder in die Erwerbstätig-
keit einzugliedern.

Der entscheidende Fehler im System ist dabei, daß
mit der Tarifautonomie weitreichende Rechte ge-
währt werden, aber keine Pflichten daran geknüpft
sind. Insbesondere fehlt die Verantwortung für das
Beschäftigungsziel der Volkswirtschaft. Ginge es
nach den Gewerkschaften, wäre hierfür der Staat
zuständig. Wir stehen somit vor einem akuten
„Drinnen-Draußen-Problem". Es geht den Arbeit-
nehmern vergleichsweise gut, die zum vereinbarten
Lohnsatz arbeiten dürfen; obendrein kommen sie in 
den Genuß zahlreicher sozialpolitischer Segnun-
gen. Aufgrund dieser Tatsachen haben die Ausge-
sperrten immer geringere Chancen, eine nach Tarif
bezahlte Arbeit zu finden. Wir sind damit auf dem
Marsch in eine 90-Prozent-Gesellschaft: in ein
Zwei-Klassen-System, von Arbeitsplatzbesitzern
einerseits und Arbeitslosen andererseits.

Bezeichnend für die Tarifpolitik der Gewerkschaf-
ten war das Verhalten der ÖTV und der IG-Metall
Ende Februar 1988. Die ÖTV forderte fünf Prozent
Lohn- und Gehaltserhöhung bei gleichzeitiger Ar-
beitszeitverkürzung mit vollem Lohnausgleich, und
die IG-Metall rief in Rheinhausen ihre Mitglieder
gleichzeitig zu Protesten auf sowohl gegen die
Schließung des mit hohen Verlusten arbeitenden
Krupp-Stahlwerkes als auch für eine fünfprozentige
Lohn- und Gehaltserhöhung mit Arbeitszeitverkür-
zung bei vollem Lohnausgleich. Dieses Verhalten
kann man nur als „schizophren“ bezeichnen: Einer-
seits fordern die Gewerkschaften Staat und Gesell-
schaft auf, nachhaltig etwas für den Abbau der
Arbeitslosigkeit zu tun, und andererseits verteuern
sie gleichzeitig durch Forderungen, die weit über
den Anstieg des Bruttosozialproduktes und des
Produktivitätsfortschrittes hinausgehen, die Ko-
stenlage der gesamten deutschen Wirtschaft.



An dieser Stelle soll auch darauf hingewiesen wer-
den. daß bei der Einbeziehung des Produktivitäts-
fortschritts als Maßstab der Tarifpolitik eine Neu-
definierung des Produktivitätsbegriffes erforderlich
ist; und zwar nicht Bruttosozialprodukt dividiert
durch Erwerbstätige, sondern Bruttosozialprodukt
dividiert durch Erwerbstätige plus Arbeitslose.

4. Die Kosten-Erlös-Relation

Interessant ist in diesem Zusammenhang auch die
Entwicklung der Kosten-Erlös-Relation, also der
Gewinne der Unternehmen, die der Sachverständi-
genrat jüngst berechnet hat. Diese haben sich seit
1982 erholt, und die Umsatzrenditen liegen gegen-
wärtig wieder auf dem Niveau der frühen siebziger
Jahre. Allerdings wird ein entscheidender Punkt in
der öffentlichen Diskussion übersehen: Diese Ver-
besserung beruht zu über 90 Prozent auf einem
Rückgang der Vorleistungskosten (vor allem bei
den importierten Vorprodukten wie Rohöl und
Energie). Hinzu kommen zurückgehende Zinsen.
Das heißt, während die Produktionsfaktoren, aus-
ländische Vorleistungen und Kapital billiger gewor-
den sind, hat der Produktionsfaktor Arbeit keinen
nennenswerten Beitrag zur Verbesserung der Ko-
sten-Erlös-Relation geleistet. Unter Miteinbezie-
hung der Arbeitgeberbeiträge sind die Arbeitsko-
sten sogar leicht gestiegen4). Unter diesen Vorzei-
chen ist es keineswegs enttäuschend, daß seit dem
zweiten Quartal 1984 die Beschäftigung nur um
rund 600 000 Personen zugenommen hat. Im Ge-
genteil, es ist sogar erstaunlich, daß überhaupt so-
viele Menschen zusätzlich Arbeit finden konnten.

4) U. v. Suntum. Neue Konzepte des Sachverständigenra-
tes, in: Wirtschaftsdienst, 68 (1988) II, S. 108 f.
5) Kommission der Europäischen Gemeinschaften, Jahres-
wirtschaftsübersicht 1985 — 1986; Europäische Wirtschaft
Nr. 26, November 1985, S. 108.
6) M. C. Burda/J. D. Sachs, Institutional Aspects of High
Ünemployment in the Federal Republic of Germany,
NBER-Working Paper No. 2241, Washington 1987.

7) Vgl. M. L. Weitzmann. Das Beteiligungsmodell. Vollbe-
schäftigung durch flexible Löhne, Frankfurt-New York
1987.

Im EG-Kommissionsbericht von 1986 wird eben-
falls herausgestellt, daß die Arbeitslosigkeit in Eu-
ropa im wesentlichen auf überhöhte Lohnkosten
zurückzuführen ist, genauer: zu vier Fünfteln5).
Eine neuere Untersuchung von Michael Burda und
Jeffrey Sachs kommt zu dem Ergebnis, daß die
Reallöhne in der deutschen Industrie im Jahre 1985
um 20 bis 25 Prozent über dem Niveau gelegen
haben, das mit Vollbeschäftigung vereinbar gewe-
sen wäre6).

5. Therapievorschläge

Die Gewerkschaften wollen höhere Löhne und si-
chere Arbeitsplätze. Wer wollte das nicht? Aber
nach aller Erfahrung ist es unwahrscheinlich, das
eine und das andere gleichermaßen zu erreichen.
Die Gegenbeispiele der USA und Japan, die be-
kanntlich eine weitaus bessere und stabilere Be-
schäftigungsbilanz vorweisen können, beweisen
dies: In den USA gibt es feste Löhne, aber nur
einen schwachen Kündigungsschutz. In Japan hin-

gegen findet man das lebenslange Beschäftigungs-
verhältnis, aber keine festen Lohnsätze (das Bonus-
System koppelt die Entgelte an die Gewinnlage der
Unternehmen, die Extrazahlungen betragen bis zu
fünf Monatsgehälter). Nur in der Bundesrepublik
Deutschland wird beides gleichzeitig versucht.
Wenn wir uns hierzulande einen so hoch entwickel-
ten Kündigungsschutz leisten, wie wir ihn in guter
Absicht haben, werden weniger Arbeitnehmer ein-
gestellt. Wenn wir aus guten Gründen die amerika-
nischen „Hire-and-Fire-Praktiken“ nicht einführen
wollen, müssen wir uns bei der Lohnpolitik etwas
einfallen lassen. Dazu bedarf es:

— Öffnungsklauseln in den Tarifverträgen, damit
es Einstiegstarife für klar definierte Gruppen geben
kann (Arbeitslose und Berufsanfänger). Dabei
könnte vereinbart werden, daß die Löhne und Ge-
hälter spätestens nach drei Jahren dem allgemeinen
Tarifniveau angeglichen sein müßten. Den Außen-
seitern muß das Überspringen der Tarifhürden er-
leichtert werden. Es ist sozialer, ungelernten und
unqualifizierten Menschen auf diese Weise Arbeit
zu verschaffen, als sie auf Kosten der Allgemeinheit
in die Arbeitslosigkeit „hinwegzutarifieren“. Vor-
stellbar wäre auch die Überlegung, das jetzige
Lohnsystem zugunsten eines Beteiligungssystems
aufzugeben7).

— Dezentrale Lohnverhandlungen mit dem Ziel, es
in den einzelnen Betrieben und Unternehmen mög-
lich zu machen, in Verhandlungen zwischen Be-
triebsrat und Unternehmensleitung in Form von
Betriebsvereinbarungen von den tariflichen Ab-
schlüssen in bestimmtem Maße abzuweichen.

— Sektorale Abschlüsse, die die Situation der ein-
zelnen Branchen berücksichtigen. Für eine Werft in
Hamburg muß nicht — wie es heute in der Metallin-
dustrie aufgrund der Tarifabschlüsse notwendig
ist — der gleiche Lohn vereinbart werden wie für
eine Automobilfirma in Stuttgart.

— Abschluß eines Abkommens zwischen den Tarif-
partnern über Grundbedingungen und -daten. Die
autonomen Tarifpartner sollten ihren Konsens über
ihre gemeinwohlverpflichtete Verantwortlichkeit,
den Inhalt der wirtschaftlichen Größe, Einkommen
und deren gesamtwirtschaftliche Bedeutung sowie
ihre Verständigung darüber, den gesamtwirtschaft-
lichen Datenkranz und das Sachverständigengut-
achten oder gemeinsam in Auftrag gegebene Ex-
pertisen in ihre tarifautonome Meinungsbildung
und Entscheidungsfindung einbeziehen und in ei-
nem Grundsatzabkommen veröffentlichen. Sie soll-
ten sich weiterhin während der Laufzeit eines Tarif-
vertrages darüber verständigen, ob und welche
Korrekturen im Rahmen bevorstehender Tarifver-
handlungen vorzunehmen sind, wenn die wirt-
schaftliche Entwicklung der jeweiligen Branche in
erheblichem Maße von den Erwartungen, die



Grundlage des letzten Tarifvertrages waren, ab-
weicht.
— Die Tarifvertragsparteien sollten sich daraufver-
ständigen, eine Begründung für den Tarifabschluß
abzugeben und sich der öffentlichen Diskussion zu
stellen. Dies bezieht sich auch auf die vorgenannten
Korrekturen.
— Fortführung und Ausbau der Qualifizierungsof-
fensive. Lediglich 20 Prozent der Lehrgangsteil-
nehmer waren 1986 ein halbes Jahr nach Kursende
immer noch arbeitslos8).
— Wiederbelebung der Konzertierten Aktion oder
ähnlicher Aktionen. Es gibt zwar noch viele, die an
einen unüberwindbaren historischen Gegensatz
zwischen Arbeit und Kapital ä la Marx glauben,
aber mittlerweile sind wir gut hundert Jahre weiter
und die Dringlichkeit unserer Probleme verpflichtet
uns, diese Voreingenommenheit endgültig ins Pan-
optikum der Dogmengeschichte zu überweisen und
das aktive Aufeinanderzugehen der Tarifparteien
zu fördern.
— Einführung eines Systems zur Bildung von Mit-
eigentum am Produktivvermögen in allen Bevölke-
rungsschichten. Diese Forderung wird im Teil III
gesondert behandelt.
— Liberalisierung der Ladenschlußzeiten und För-
derung der Wünsche nach Teilzeitarbeit. In der

Bundesrepublik Deutschland sind nur 12 Prozent
aller Erwerbstätigen teilzeitbeschäftigt, in Norwe-
gen knapp 29 Prozent, in den Niederlanden 24 Pro-
zent und in England 21 Prozent9).

Als Fazit kann festgehalten werden: Zum effekti-
ven Abbau der Arbeitslosigkeit sind in der Markt-
wirtschaft die richtigen Anreize wichtiger als wohl-
tönende Appelle. Aber über Solidaritätsaktionen
hinaus brauchen wir mehr Freiheit für flexible,
regional und sektoral unterschiedliche Maßnah-
men 10). Auf unserem Arbeitsmarkt liegt insofern
ein Systemmangel vor, als Tarifverträge zu Lasten
Dritter (nämlich der Arbeitslosen) möglich sind.
Die Asymmetrie von Recht und Verantwortung
führt zu falschen Anreizen, die ein tarifpolitisches
Fehlverhalten provozieren und, was viel schlim-
mer ist, ungeahndet lassen. Der Industriestandort
Bundesrepublik Deutschland hat die höchsten
Löhne, die höchsten Umweltkosten und die höch-
sten Untemehmenssteuem sowie zusätzlich über-
höhte Strompreise, Femmeldegebühren und
Frachtraten. Angesichts dieser Tatsachen ist von
allen Tarifparteien für die nächsten Tarifab-
schlüsse Augenmaß gefordert. Das Problem der
hohen Arbeitslosigkeit läßt sich nicht länger über
Verteilungskonflikte zwischen Kapital und Arbeit
lösen.

II. Reform der Gesetzlichen

Die Reform der GKV11) beherrscht seit einiger
Zeit die öffentliche Diskussion. Gradmesser für den
Zustand des Systems ist die Höhe des Beitrags zur
GKV. Mit den beiden Kostendämpfungsgesetzen
von 1977 und 1981 ist versucht worden, die besorg-
niserregende Kostensteigerung unter Kontrolle zu
bringen. Diese Versuche sind gescheitert, weil sie
lediglich an Symptomen herumkuriert haben, ohne
die Ursachen der Entwicklung zu analysieren und
zu beseitigen.

Mit einem Ausgabenvolumen von 114 Milliarden
DM (1985) sind — bezogen auf das beitragspflich-
tige Einkommen — die durchschnittlichen Bei-

Krankenversicherung (GKV)

tragssätze der GKV von 8,2 Prozent (1970) auf
12,5 Prozent (1987) gestiegen. Die inzwischen er-
reichte Höhe der Beiträge ist alarmierend. Sie ist 
für die Versicherten eine unerträglich werdende
Belastung und bedeutet zugleich — da sie mit
50 Prozent in die Lohnnebenkosten der Unterneh-
mungen eingeht — eine erhebliche Kostenbela-
stung der deutschen Wirtschaft, zu der nach Be-
rechnung der BDA noch circa 40 Milliarden Kosten
der Lohnfortzahlung bei Krankheit kommen.
Schließlich stellen die Beiträge der öffentlichen
Hand im Bereich der Krankenhausfinanzierung
und der Krankenversicherung der Rentner die öf-
fentlichen Kassen vor immer größer werdende Pro-
bleme. Deshalb ist inzwischen auch der Öffentlich-
keit klar geworden, daß eine grundlegende Reform,
die unter dem Stichwort „Strukturreform der
GKV“ diskutiert wird, unerläßlich ist. Die Bundes-
regierung hat bei der ersten Vorstellung ihrer Re-
formvorschläge ein äußerst kritisches Echo erhal-
ten. Dies hat zwei Gründe:

1. Ein klares, an gesellschaftspolitischen Grundsät-
zen orientiertes Konzept ist nicht erkennbar. Dies
führt dazu, daß neben durchaus zweckentsprechen-
den Regelungen auch solche Vorschläge gemacht
werden, die aus grundsätzlichen Erwägungen be-
denklich sind. Dazu gehören die Festbeträge, die
Einforderung eines „Solidarbeitrages der Phar-
maindustrie“, der praktisch einer Subvention der



GKV gleichkommt, sowie der Vorschlag, die Kran-
kenkassen mit dem finanziellen Pflegerisiko zu be-
lasten. Hinzu kommt, daß für die dringend notwen-
dige Neuordnung des Krankenhauswesens geeig-
nete Vorschläge völlig fehlen.
2. Eine Einschränkung oder nur Bremsung der Ko-
sten der Krankenversicherung erfordert Zuge-
ständnisse von allen Beteiligten. Die Reformen sto-
ßen auf Wiederstand, weil sie viele Interessen be-
rühren. Bislang war unser System so konstruiert,
daß zu Recht von einem „Selbstbedienungsladen“
gesprochen werden konnte.

1. Grundsätzliche Überlegungen

Leitsatz jeglichen Reformansatzes muß sein: Soli-
darität und Subsidiarität im Rahmen einer markt-
wirtschaftlichen Ordnung. Die Gesetzliche Kran-
kenversicherung ist ein wichtiger Teil unseres sozia-
len Sicherungssystems, das im ordnungspolitischen
Rahmen der Sozialen Marktwirtschaft und seinen
Interdependenzen verstanden werden muß. Die
Marktwirtschaft bewirkt durch das freie Spiel der
Kräfte eine Optimierung der gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung und damit die Förderung des
„Wohlstandes der Nationen“, wie dies schon Adam
Smith, der Begründer der Theorie der Marktwirt-
schaft. vor fast zweihundert Jahren formulierte.
Die Liberale Marktwirtschaft wurde nach dem
Zweiten Weltkrieg in der Bundesrepublik zu einer
Sozialen Marktwirtschaft weiterentwickelt. Die so-
ziale Komponente im marktwirtschaftlichen Ord-
nungsrahmen sollte der Entstehung sozialer Un-
gleichgewichte und Ungerechtigkeiten in einem li-
beralistisch-individualistisch orientierten Markt
entgegenwirken. Eine grundlegende geistige Wur-
zel der Sozialen Marktwirtschaft ist die Christliche
Gesellschaftslehre. Sie ist deshalb auch bei allen
Reformüberlegungen im Gesundheitswesen als

wichtiges Urteilskriterium heranzuziehen. So liegt
es nahe, sich vor der Diskussion von Reformen im
Gesundheitswesen die Grundsätze der Christlichen
Gesellschaftslehre in Erinnerung zu rufen.
Die beiden wichtigsten sozialen Ordnungsprinzi-
pien der Christlichen Gesellschaftslehre sind das
Solidaritäts- und das Subsidiaritätsprinzip. Sie sol-
len das Gemeinwohl, d. h. das Wohl aller Einzel-
personen in der Gesellschaft, sichern. Sie sind als
Entfaltungen des christlichen Menschenbildes zu
verstehen, welches jeder Person aufgrund der Gott-
ebenbildlichkeit des Menschen eine unveräußerli-
che Würde verleiht. Aus diesem Menschenbild lei-
ten sich Rechte und Pflichten für jeden einzelnen in 
Gesellschaft und Wirtschaft her.
Solidarität bedeutet, daß die Gemeinschaft und ihre
Glieder wechselseitig miteinander verbunden sind
und füreinander einstehen müssen. Subsidiarität
bezieht sich auf das Spannungsverhältnis zwischen
Einzelmensch und Gemeinschaft. Weil der Mensch
zunächst für sich selbst die Verantwortung trägt,
darf das, was der einzelne aus eigener Initiative und
mit seinen eigenen Kräften leisten kann, ihm nicht
vom Staat oder anderen gesellschaftlichen Einrich-

tungen entzogen werden. Erst wenn das Indivi-
duum oder die kleinere Gemeinschaft eine Aufgabe
allein nicht bewältigen kann, soll die übergeordnete
Gemeinschaft, schließlich der Staat helfen. Es ist
aber nicht nur das Recht des einzelnen, die von ihm
zu bewältigenden Aufgaben selbst zu lösen, son-
dern er hat zugleich die Pflicht dazu. Aus dem Sub-
sidiaritätsprinzip folgen also nicht nur Rechte, son-
dern ebenso Pflichten des einzelnen. Das muß im
Zusammenhang mit der Ordnung des Gesundheits-
wesens ganz besonders betont werden.

Die GKV wird in ihrer heutigen Form beherrscht
vom Solidaritätsprinzip, im ausdrücklichen Gegen-
satz zum Äquivalenzprinzip, das die Eigenleistung
honoriert und ein bestimmendes Prinzip der Ge-
setzlichen Rentenversicherung ist. Dies führt in der
GKV zu einer Vernachlässigung des Subsidiaritäts-
prinzips und damit zu einer Schwächung der Eigen-
verantwortung der Versicherten. Hierbei wird das
Solidaritätsprinzip in doppelter Hinsicht überbean-
sprucht: Erstens werden der Versichertengemein-
schaft Lasten aufgebürdet, die der einzelne sehr
wohl selbst tragen könnte, zweitens werden ihr
auch noch Fürsorgeleistungen zugemutet, die von
der umfassenderen Gemeinschaft, nämlich der Ge-
samtgesellschaft, zu tragen sind. Im Gesundheits-
wesen handelt es sich um den Verbrauch von Ge-
sundheitsleistungen. die zu den knappen Gütern
gehören. Sie können deshalb nicht beliebig zuge-
teilt werden, sondern unterliegen den Gesetzen
wirtschaftlicher Ressourcen-Allokation, d. h. sie
treten in Wettbewerb mit der Zuteilung anderer
Güter. Neben den Prinzipien Solidarität und Subsi-
diarität gilt deshalb zugleich das Prinzip wirtschaft-
licher Effizienz.

Grundsätzlich ist nichts dagegen einzuwenden, daß
der prozentuale Anteil der Gesundheitsleistungen
am Bruttosozialprodukt steigende Tendenz hat. so-
fern eine solche Inanspruchnahme der volkswirt-
schaftlichen Ressourcen unter Beachtung der Re-
geln der Wirtschaftlichkeit erfolgt. Es ist aber wie
im gesamten System der Sozialen Marktwirtschaft
darauf zu achten, daß die sozialen Elemente, die
sich auch aus dem historisch gewachsenen humani-
tären Charakter von Gesundheitsleistungen (Kran-
kenhauswesen) ergeben, ausreichend zur Geltung
kommen. Unter diesen Aspekten ist das gesamte
System des Gesundheitswesens zu überprüfen. Da-
bei handelt es sich nicht nur um die Versicherungs-
träger und die Versicherten, sondern auch um die
verschiedenen Leistungserbringer wie Ärzte, Kran-
kenhäuser, Heilberufe, Heilmittelhersteller und
-Verteiler einschließlich der Apotheken. Erst das
Zusammenspiel aller Beteiligten ergibt das System
der Gesundheits-Wirtschaft, eingefügt in das über-
geordnete System einer Sozialen Marktwirtschaft.
Vom Gesundheitswesen zu sprechen, mag freundli-
cher klingen; es verdeckt aber die nüchterne Tatsa-
che, daß auch Gesundheitsleistungen den Gesetzen
der Wirtschaftlichkeit unterliegen. Eine sachge-
rechte und wirksame Reform der Gesundheits-
Wirtschaft erfordert also die ausgewogene Durch-



Setzung der drei Hauptprinzipien: Solidarität. Sub-
sidarität und Wirtschaftlichkeit.

Historisch ist die GKV vor über hundert Jahren
entstanden zum Schutz wirtschaftlich schwacher,
hilfsbedürftiger Gruppen der Gesellschaft, nämlich
der Industrie-Arbeiterschaft mit ihren geringen
Einkommen. Die wirtschaftlichen Bedingungen un-
serer Gesellschaft haben sich seitdem aber grundle-
gend geändert. Der allgemeine Lebensstandard in 
der Bundesrepublik gehört zu den höchsten der
Welt. Trotzdem sind heute fast 90 Prozent der Be-
völkerung in der GKV versichert. Generell kann
deshalb nicht davon gesprochen werden, daß die
GKV in ihrer heutigen Form überwiegend dem
Schutz schwacher, hilfsbedürftiger Gruppen dient.
Unbestreitbar ist die GKV ein wesentlicher Be-
standteil des Systems unserer sozialen Sicherheit; in 
ihrer derzeitigen Form ist sie jedoch weder sozial
gerechtfertigt noch wirtschaftlich tragbar.

Ohne moralisierende Handlungskritik üben zu wol-
len. kann man, überspitzt ausgedrückt, feststellen,
daß die GKV inzwischen zum „Selbstbedienungsla-
den“ fast aller beteiligten Gruppen geworden ist.
Viele Versicherte mißbrauchen sie, weil sie keinen
Wirtschaftlichkeits- oder Sparanreiz gibt. Die Ver-
sicherungsträger und Krankenhausverwaltungen
sind Nutznießer bürokratischer Macht ohne finan-
zielles Risiko. Ärzte bestimmen weitgehend den
Umfang ihrer Leistungen und damit ihr Einkom-
men selbst, oft ohne Rücksicht auf die durch ihr
Verhalten der Versicherung entstehenden Kosten.
Ähnliches gilt für die Heilberufe und Verteiler,
während die Pharmaindustrie offenbar Nutznießer
des mangelnden Kostenbewußtseins der übrigen
Teilnehmer des Systems ist.

Diese Selbstbedienungsmentalität durch morali-
sche Appelle ändern zu wollen, ist erfahrungsge-
mäß aussichtslos. Je weniger moralische Anstren-
gung ein System vom einzelnen verlangt, um so
sicherer wird es funktionieren. Deshalb hilft nur ein
dementsprechender Umbau des Systems, d. h. eine
konsequente Strukturreform, die auch mehr Wirt-
schaftlichkeit bewirkt. Durch Weckung von mehr
Kostenbewußtsein ist die Eigenverantwortung im
Sinne des Subsidiaritätsprinzips zu stärken. Ziel der
Reform muß es sein, eine wirtschaftlich effiziente
und sozial ausgewogene Sicherung gegen gesund-
heitliche Risiken zu schaffen. Diese Sicherung muß
dem anerkannten medizinischen Standard entspre-
chen. Darüber hinausgehende Ansprüche und Son-
derwünsche gehören in die private Vorsorge.

2. Konkrete Empfehlungen

Eine bessere Ordnung von Mitgliedschaft und Per-
sonenkreis

Darunter fällt eine Pflichtversicherungsgrenze auch
für Arbeiter, eine Begrenzung freiwilligen Verblei-
bens höher Verdienender in der GKV sowie mögli-
cherweise eine Senkung der Versicherungspflicht-
grenze.

Ausschaltung versicherungsfremder Leistungen und
deren Zuweisung an andere Träger

Trotz des familienpolitisch positiven Effektes ist das
Mutterschaftsgeld keine Aufgabe der GKV und
sollte deshalb anderen Trägern zugewiesen werden.
Die technische Entwicklung verlangt eine Neudefi-
nierung der Abgrenzung zwischen Krankenversi-
cherung und Berufsgenossenschaft. Für Rentner
muß der gleiche Beitragssatz in der GKV gelten wie
für andere Versicherungsnehmer. Wegen des stark
ansteigenden Anteils älterer und damit potentiell
pflegebedürftiger Menschen an der Gesamtbevöl-
kerung bildet das Problem der Pflegeversicherung
eine zentrale Aufgabe der Sozialpolitik. Die Lö-
sung dieses Problems den Krankenkassen aufzubür-
den, ist nicht sachgerecht und gefährdet die er-
strebte finanzielle Stabilisierung der GKV.

Verbesserung der Wirtschaftlichkeit der Versicherer
und deren Wettbewerbsbedingungen

Es darf keinen die gute Geschäftsführung bestra-
fenden Finanzausgleich zwischen den Kassen ge-
ben. Bestehende Wettbewerbsvorteile der Ersatz-
kassen gegenüber den RVO-Kassen müssen besei-
tigt werden. Ebenso der Arzneimittelrabatt für die
GKV. Durch die Reform ist die Verhandlungsposi-
tion der Kassen gegenüber den Leistungsanbietern
durch neue Vergütungs-, Vertrags- und Versor-
gungsformen zu stärken.

Weckung des Kostenbewußtseins der Versicherten

Hier ist eine spürbare Beteiligung aller Versiche-
rungsnehmer an Arzneimittelkosten (prozentual)
und sonstigen Heil- und Hilfsmitteln (Festbeträge)
sowie an den Krankenhausverpflegungs- und Kur-
kosten (Tagessätze) zu fordern. Für medizinisch
aufwendige Leistungen müssen Härtefallregelun-
gen vorgesehen werden. Grundsätzlich sollten die
Kassen Beitragsrückerstattungsmodelle erproben
sowie Selbstbeteiligungstarife zu ermäßigten Bei-
tragssätzen. Darüber hinaus sollte jeder Versi-
cherte, also auch der Pflichtversicherte, die Mög-
lichkeit erhalten, zwischen Sachleistungs- und Ko-
stenerstattungsverfahren zu wählen.

Weckung des Kostenbewußtseins der Ärzte und
Wirtschaftlichkeit bei der ärztlichen Versorgung der
Patienten

Die Ärzte müssen über die von ihnen verursachten
Kosten besser informiert und in ihrer Verschrei-
bungspraxis durch die Kassen überwacht (Sanktio-
nen gegen „schwarze Schafe“) werden. Die Hono-
rarordnung ist so zu gestalten, daß die Apparateme-
dizin nicht gegenüber der persönlichen ärztlichen
Leistung einschließlich den Hausbesuchen bevor-
zugt wird. In der Zahnmedizin ist die Honorarord-
nung zugunsten der Prophylaxe und der Konservie-
rung statt der Prothetik umzugestalten.



Neuordnung des Krankenhauswesens durch Schaf-
fung von mehr Markt
Es muß der Weg zu einem neuen, monistisch finan-
zierten System mit Anreizen zu wirtschaftlichem
Verhalten gesucht werden. Dies könnte mit dem
Verhandlungsmodell erreicht werden, bei dem die
Preise das Hauptsteuerungsinstrument sind. Dabei
entfällt die überbetriebliche Krankenhausplanung,
und die Krankenhausversorgung wird überwiegend
mit Hilfe von Preisverhandlungen zwischen Kran-
kenhausträgem und Krankenversicherung geregelt.
Ziel ist die Schaffung eines Marktes für Kranken-
hausleistungen mit gestaffelten Pflegesätzen in Ab-
hängigkeit von Verweildauer und Krankheitsart.
Krankenhäuser, die aufgrund unwirtschaftlichen
Verhaltens mit den ausgehandelten Preisen nicht
auskommen, erhalten keinen besonderen Schutz.

Schaffung einer marktgerechten Ordnung für Arz-
neimittel
Lösungen, die die Forschung und Neuentwicklung
von Arzneimitteln gefährden, sind abzulehnen.
Ebenso abgelehnt wird ein Solidarbeitrag der Phar-
maindustrie zur Subventionierung der Krankenkas-
sen. Wegen der enormen Kosten für Forschung und
Entwicklung neuer Arzneimittel wird vorgeschla-
gen, den effektiven Patentschutz wie in den USA
und in Japan 15 Jahre nach Zulassung festzulegen.
Unter dieser Voraussetzung ist der deutschen Phar-
maindustrie der volle Wettbewerb mit den Gene-
rika-Produzenten zuzumuten.
Zur Kostendämpfung: Einschränkung der Wer-
bung für Arzneimittel sowie der kostenlosen Abga-
ben von Proben außer für patentrechtlich ge-
schützte Neuentwicklungen; zur Vermeidung vor-
zeitiger Vernichtung von Arzneimitteln wird eine
Überprüfung der von den Herstellern anzugeben-
den Verfalldaten als Teil der amtlichen Zulassung

empfohlen. Generell soll es weniger verschrei-
bungspflichtige Arzneimittel geben; dadurch sollen
neue Vertriebswege geöffnet werden. Beides führt
zur Entlastung der Kassen.

Neuordnung von Arbeitgeberbeitrag und Lohnfort-
zahlung

Da der Arbeitgeberbeitrag praktisch ein Lohnbe-
standteil ist, aber vom Arbeitnehmer durchweg
nicht als eigener Kostenaufwand empfunden wird,
soll aus psychologischen Gründen der Arbeitgeber-
beitrag in Zukunft unter Beibehaltung des bisheri-
gen Lohnabzugsverfahrens als Lohn an den Arbeit-
nehmer ausgewiesen werden, wobei allerdings
keine steuerlichen Mehrbelastungen der Arbeit-
nehmer entstehen dürfen. Zur Mißbrauchsein-
schränkung bei der Lohnfortzahlung im Krank-
heitsfälle soll die erste Arbeitsunfähigkeitsbeschei-
nigung grundsätzlich für nicht länger als eine Wo-
che ausgestellt werden. Der vertrauensärztliche
Dienst soll auch schon während der Lohnfortzah-
lung bei länger dauernder Arbeitsunfähigkeit ab
der zweiten Woche als Kontrollorgan eingeschaltet
werden. Kuren sind teilweise auf den Erholungsur-
laub anzurechnen. Trotz der Umwandlung der Ar-
beitgeberbeiträge in auszuweisenden Lohn bleibt
die paritätische Mitwirkung der Arbeitgeber in Or-
ganisationen der Kassen unberührt, da sie schon
durch die Lohnfortzahlung im Krankheitsfalle ei-
nen hohen Beitrag leisten (1985 — 40 Milliar-
den DM).

Fazit: Grundsätzlich dürfte außer Frage stehen, daß
in das heutige System der GKV Elemente einer
stärkeren wirtschaftlichen Verantwortung aller Be-
teiligten eingebaut werden müssen. In einer Sozia-
len Marktwirtschaft muß auch die Krankenversi-
cherung den Grundsätzen dieses erfolgreichen und
erprobten Systems angepaßt werden.

III. Bildung von Miteigentum am Produktivvermögen
in allen Bevölkerungskreisen

In der politischen Diskussion in der Bundesrepublik
Deutschland wird insbesondere seit 1980 angesichts
der konstanten Abnahme der Eigenkapitalmittel
der deutschen Wirtschaft und gleichzeitig stark an-
steigender Arbeitslosigkeit der Schwerpunkt der
Auseinandersetzung auf die Frage der Bildung von
Miteigentum am Produktivvermögen gelegt. Dabei
ist die Schwierigkeit des Problems in der prakti-
schen Durchführung deutlich geworden. Als Ergeb-
nis sind meist nur Forderungen allgemeiner Natur
erhoben worden. Aus diesem Grunde wurde ein
Konzept zur Bildung von Miteigentum am Produk-
tivvermögen mittels regionaler Anlagegesellschaf-
ten nach genossenschaftlichem Recht entwik-
kelt12). Dabei waren folgende sozialethische, ge-

sellschaftspolitische und wirtschaftliche Überlegun-
gen ausschlaggebend.

1. Sozialethische Begründung

Nach dem Grundgesetz der Bundesrepublik
Deutschland hat jeder Bürger das Recht auf freie
Entfaltung seiner Persönlichkeit. Privates Eigen-
tum eröffnet der Person einen Freiraum individuel-
ler Lebensgestaltung, es stärkt die persönliche Un-
abhängigkeit und erweitert die Möglichkeiten der
Selbstverwirklichung des einzelnen und der Fami-
lien. Es macht zudem unabhängiger von staatlicher
Fürsorge. Durch Eigentum und Miteigentum wird
der einzelne und die Familie in stärkerem Maße
Subjekt der Wirtschaft. Das Miteigentum am Pro-
duktivvermögen stärkt zudem die Eigenverantwor-
tung und die Solidaritätsbereitschaft der Person;



durch die persönliche Beteiligung am Produktivver-
mögen wird das Verständnis für die Sachzusam-
menhänge in der Wirtschaft vertieft und zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt ein erneuter Versuch zu einer
Sinngebung der Sparsamkeit unternommen. Diese
ist zudem nicht identisch mit endgültigem Konsum-
verzicht, sondern bedeutet zeitweiligen Konsum-
verzicht zugunsten der Sicherung des Arbeits-
platzes, der Alterssicherung und der Hilfe für die
nächstfolgende Generation. Kapitalerträge stehen
in enger Verbindung mit der Erbringung volkswirt-
schaftlicher Leistung. Sie gewähren ein Einkom-
men, welches in der Regel auf Leistungen aus der
Vergangenheit beruht.

2. Gesellschaftspolitische Begründung

Privates Eigentum ist eine Grundlage unserer frei-
heitlichen Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung.
Eigentum und Miteigentum gewährleisten die nö-
tige Flexibilität für Personen, Gruppen und die
Volkswirtschaft. Eine freiheitliche Gesellschafts-
ordnung kann zudem nur dann mit dem Attribut
„gerecht“ bezeichnet werden, wenn jedermann die
Möglichkeit hat, Eigentum zu besitzen und Vermö-
gen zu bilden. Nur wer Eigentum bilden kann, wird
sich in einer Gesellschaftsordnung, die dieses er-
möglicht, heimisch fühlen und sich für die Erhal-
tung dieser Ordnung einsetzen. Ziel der Bildung
von Produktivvermögen in allen Bevölkerungskrei-
sen ist die Minderung sozialer Unterschiede und die
engere Einbeziehung aller Miteigentümer in das
wirtschaftliche Geschehen. Durch sie kann der teils
ideologisch konstruierte und verengt gesehene Ge-
gensatz zwischen „Kapital und Arbeit“ in Richtung
auf eine neue Partnerschaft von Kapitalgebern und
Kapitalnehmern abgebaut werden.

3. Wirtschaftliche Begründung

Eine größere Beteiligung aller Bevölkerungskreise
an der Bildung von Produktivvermögen würde zur
notwendigen Stärkung des haftenden Kapitals in 
den Unternehmen der deutschen Wirtschaft beitra-
gen. Bekanntlich ist die Eigenkapitalquote der
deutschen Wirtschaft (Eigenkapital in Prozent der
Bilanzsumme) seit 15 Jahren im Durchschnitt von
circa 30 Prozent auf circa 20 Prozent gesunken. Da-
mit steht die Bundesrepublik heute im internationa-
len Vergleich der Industrienationen im untersten
Teil der Skala (USA 58 Prozent, Großbritannien
48 Prozent, Frankreich 26 Prozent). In der lang an-
haltenden Verminderung der Eigenkapitalausstat-
tung der deutschen Wirtschaft ist ein wesentlicher
Faktor für die gegenwärtig hohe Arbeitslosigkeit zu
sehen. Der Eigenkapitalmangel verleitet zur Beibe-
haltung veralteter Anlagen und erschwert risikobe-
haftete Zukunftsinvestitionen. Dies bedeutet eine
zusätzliche Belastung in Zeiten ungünstiger Kon-
junktur. Eine Stärkung der Haftkapitalbasis trägt
zur Schaffung neuer und zur Erhaltung produktiver
Arbeitsplätze bei, weil sehr viele Einzelinitiativen
erforderlich sind, um die Erkundung und Erschlie-
ßung ungesättigter Märkte zu bewirken. Die Lohn-
politik erhält neue Akzente, wenn auch Arbeitneh-

mer gleichzeitig am Produktivvermögen und sei-
nem Ertrag beteiligt sind.
Grundsätzlich sollte der einzelne in seiner Entschei-
dung frei sein, ob er sich am Produktivvermögen
beteiligen will. Wenn er sich dafür entschieden hat,
soll es ihm überlassen bleiben, welche Art der Ver-
mögensbildung er wählt: Ob er sich am Unterneh-
men seines Arbeitgebers beteiligt, ob er regionale
Anlagegenossenschaften bevorzugt oder ob er sich
zum Beispiel auf den Aktienmärkten betätigt. Die
zwangsweise Anlage in zentralen Fonds ist abzuleh-
nen. Das gilt auch für die Beschränkung auf bran-
chengebundene Anlageformen.
Der Empfänger von vermögenswirksamen Leistun-
gen im Rahmen von Tarifverträgen muß die freie
Wahl der Anlagemöglichkeiten haben. Auch der
Unternehmer muß in jedem Fall die Freiheit besit-
zen, an seinem Unternehmen eine Beteiligung von
Dritten zuzulassen oder nicht.
Aus diesen Gründen werden neben direkten Betei-
ligungsformen regionale Anlagegenossenschaften
empfohlen, um die anschaulichste Mitwirkung aller
Bevölkerungskreise am Wirtschaftswachstum zu er-
möglichen und den Mißbrauch wirtschaftlicher
Macht zu vermeiden. Voraussetzung für die Bil-
dung von Produktivvermögen in allen Bevölke-
rungskreisen ist allerdings die Beseitigung zahlrei-
cher rechtlicher Hemmnisse, insbesondere der steu-
erlichen Diskriminierung des Haftkapitals.

4. Sinn und Zweck der Anlagegenossenschaft

Zweck der Anlagegenossenschaft soll es sein, durch
die Ausgabe von Geschäftsanteilen Sparkapital zu
sammeln und dieses durch Beteiligungen am haften-
den Kapital von Wirtschaftsunternehmen anzulegen.
Die Rechtsform der Genossenschaft bietet sich an,
weil sie zur Zusammenführung von Personen aus
allen Bevölkerungsschichten besser geeignet er-
scheint als die Aktiengesellschaft. Der Vorschlag zur
Bildung von Anlagegenossenschaften beschränkt
sich nicht auf die Begünstigung von Arbeitnehmern
und geht über die bisherigen gesetzlichen Regelun-
gen, die sich auf einkommenspolitische Zusammen-
hänge beziehen, hinaus. Der Vorschlag stellt eine
Weiterentwicklung der Sparförderungspolitik dar,
die erst bei der Einkommensverwendung ansetzt und
sich damit auf die gesellschaftspolitische Ebene er-
streckt. Der Vorschlag ist vor dem Hintergrund der
Partnerschaft von Kapitalgebern und Kapitalneh-
mem zu sehen. Es wird ein verstärktes Miteinander
breiter Kreise der Bevölkerung als Kapitalgeber und
der Wirtschaftsunternehmen als Kapitalnehmer an-
gestrebt. Das Zusammenwirken dieser beiden Grup-
pen hat nichts mit den Kategorien Arbeitgeber —
Arbeitnehmer oder Tarifparteien zu tun. Es geht
über diese Ebenen weit hinaus und ist von Grund auf
eigenständig.

5. Erforderliche Maßnahmen

Der Gedanke der Anlagegenossenschaft muß zu
einem politischen Programm erhoben werden.



wenn er das gesteckte Ziel erreichen soll. Dieses
Ziel besteht darin, die weithin vorhandene ideolo-
gische Erstarrung: „Kapitalisten“ hier — „einfluß-
lose Abhängige“ dort endlich real und praktikabel
aufzuheben. Es Hegen in Wirklichkeit gleiche Inter-
essen vor, die für das Gedeihen des Ganzen gebün-
delt werden müssen. Die Zeit des weltweiten wirt-
schaftlichen Strukturwandels, der sich seit einigen

Jahren besonders negativ im Ruhrgebiet auswirkt,
macht ein Umdenken unabdingbar. Des weiteren
ist die Mitarbeit des Gesetzgebers auf folgenden
Gebieten erforderlich: Genossenschaftsrecht, steu-
erliche Förderung der Anlagegenossenschaft, steu-
erliche Förderung der Beteiligungsunternehmen
und steuerliche Förderung der Kapitalgeber (Spa-
rer).

IV. Die aktuelle Diskussion um die Sonntagsarbeit

Die Diskussion um die Sonntagsarbeit flammt im-
mer wieder dann auf, wenn aufgrund des meist
durch neue Techniken bedingten wirtschaftlichen
Strukturwandels Forderungen nach Ausnahmen
von der gesetzlich vorgeschriebenen Sonntagsruhe
erhoben werden. In den fünfziger Jahren ging es
darum, mit der „gleitenden Arbeitswoche“ die
vollkontinuierliche Produktion in der Stahlindu-
strie zu ermöglichen. Die derzeitige Diskussion
wurde wiederum ausgelöst durch eine mit techni-
scher Notwendigkeit begründete vollkontinuierli-
ehe Herstellung bestimmter mikro-elektronischer
Produkte. Firmen wie Siemens und IBM argumen-
tieren, daß die Herstellung von Mikro-Chips nur
dann ökonomisch vertretbar sei, wenn die chemi-
schen und physikalischen Prozesse, die bei ihrer
Produktion ablaufen, nicht unterbrochen werden.
Man verweist in der Diskussion auf die Eisen- und
Stahlerzeugung sowie auf die Papierherstellung,
die vollkontinuierlich betrieben werden. Im Jahre
1957, als die deutschen Bischöfe den Sonntag in
Gefahr sahen und befürchteten, daß durch die
Entkoppelung von Arbeits- und Betriebszeit im
Schichtbetrieb auch der Rhythmus von Arbeit und
Freizeit im Laufe der Woche gelöst werde, konnte
diese Grenzziehung vorgenommen werden. Dort,
wo aus technischen Gründen vollkontinuierlich ge-
arbeitet werden muß, ist der Betrieb vom Verbot
der Sonntagsarbeit ausgenommen. Im übrigen be-
tont die Firma Siemens, daß im Unterschied zur
chemischen- und zur Stahlindustrie, wo etwa ein
Viertel der Beschäftigten am Sonntag arbeitet, für
die Mikro-Chip-Herstellung nur 0,5 Prozent, d. h.
1 300 Mitarbeiter benötigt werden13). Allerdings
wird es immer schwieriger, verläßlich zu bestim-
men, wo ein kontinuierlicher Produktionsprozeß
aus technischen Gründen vorliegt und wo techni-
sche Gründe zwar eine Rolle spielen, aber nicht
ausschlaggebend sind.

Welche Größenordnung die unterschiedlichen Aus-
nahmebereiche haben, geht aus Berechnungen des
Instituts der Deutschen Wirtschaft hervor. Danach
arbeiteten 1987 3.85 Millionen Erwerbstätige in der
Bundesrepublik Deutschland an Sonn- und Feierta-
gen. 1983 waren es noch 3,6 Millionen. Den höch-
sten Anteil ermittelte das Institut bei Bund, Län-
dern und Gemeinden mit 810 000 Erwerbstätigen

(22,5 Prozent), es folgen Industrie und Handwerk
mit 795 000 (22,1 Prozent), Dienstleistungen mit
649 000 (18 Prozent) sowie Verkehr und Post mit
490 000 (13,6 Prozent). Im Bereich der Kirchen ar-
beiten rund 250 000 Menschen an Sonn- und
Feiertagen (6,9 Prozent). Allerdings muß dabei be-
rücksichtigt werden, daß knapp eine Million Men-
schen an drei Sonntagen im Monat arbeiten muß.
die große Mehrzahl hingegen nur an einem Sonntag
im Monat arbeitet ).14

Zur Auseinandersetzung um Ausnahmen von der
Sonntagsarbeit ist in den vergangenen zwei bis drei
Jahren eine andere Problematik hinzugekommen,
nämlich die der Ausnahmegenehmigungen zur Sen-
kung der Betriebskosten und zur Verbesserung der
Wettbewerbsfähigkeit auf nationaler und vor allem
internationaler Ebene. Von den Firmen mit hoch-
technisierten Produktionsanlagen wird argumen-
tiert, man könne ohne Ausweitung der Nutzungs-
zeiten nicht mehr rentabel arbeiten. Eine Ausdeh-
nung der Arbeitswoche auf sechs bzw. sieben Tage
ermögliche die kontinuierliche Nutzung der kapital-
intensiven Maschinen, schaffe größere Spielräume
für flexible Arbeitszeitregelungen und könne ge-
fährdete Arbeitsplätze sichern.
Vor allem die Textilindustrie macht sich für die Ein-
führung der Sonntagsarbeit stark. Die modernen
Spinn- und Webmaschinen müßten sieben Tage lau-
fen. wenn der Markt nicht an die europäische und
an die asiatische Konkurrenz ganz verloren werden
soll. Auf diesem Wege würden sich 70 000 bis
80 000 Arbeitsplätze sichern lassen. Auch würden
für die Arbeit an Sonntag nur 6 000 bis 8 000 Ar-
beitnehmer der rund 250 000 Beschäftigten benö-
tigt15).
Nach einer vom Verband Gesamttextil erstellten
Übersicht darüber, wie lange die Maschinen in den
weitgehend automatisierten Betrieben im Jahr lau-
fen, werden in der BundesrepubHk Deutschland
6 624 Stunden (gleich 276 Tage), in den in Europa
konkurrierenden Ländern Großbritannien. Portu-
gal, Schweiz, Belgien, Frankreich zwischen 7 992
(gleich 333 Tage) bis 7 776 (gleich 324 Tage), in
den ostasiatischen Länder Taiwan, Hongkong und
Süd-Korea sogar circa 8 500 Stunden (gleich



354 Tage) pro Jahr gearbeitet ) . Zudem weist man
mit Recht darauf
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hin, daß die Einführung der Sonn-
tagsarbeit in den Textilindustrien in „so katholi-
schen“ Ländern wie Belgien oder Italien nicht auf
den Widerstand der katholischen Kirche gestoßen
sei.

Die christlichen Kirchen stehen nun vor folgender
Situation: Einerseits sind ihnen die Wettbewerbsfä-
higkeit der deutschen Unternehmen und damit die
Sicherung der Arbeitsplätze nicht gleichgültig, an-
dererseits ist heute die Neigung außerordentlich
gestiegen, die wirtschaftlichen Interessen und die
ökonomische Betrachtungsweise absolut zu setzen
und ihnen alle anderen Dimensionen des menschli-
chen und gesellschaftlichen Lebens unterzuordnen.
Der rein nach wirtschaftlichen und utilitaristischen
Gesichtspunkten denkende und urteilende Mensch
ist in der Gefahr, nur die kurzfristigen Vorteile,
nicht jedoch die auf längere Sicht auch für die Wirt-
schaft sowie für seine eigene Person selbst zu erwar-
tenden Schäden einzukalkulieren. „Es wäre fatal,
würden wir die Ausgaben für die Psychiater und
Sozialarbeiter, die wir dann zusätzlich beschäftigen
müßten, wenn immer mehr Menschen ihr kulturel-
les Gleichgewicht verlieren, auch noch als Steige-
rung des Bruttosozialprodukts in Absatz bringen,
wogegen aus wirtschaftlichen Gründen gar nichts
einzuwenden wäre.“ )17

Und genau auf diese Art der Verkürzung der Wirk-
lichkeit weist die gemeinsame Erklärung der Deut-
schen Bischofskonferenz und des Rates der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland eindringlich hin:
„Wir sollten uns auch fragen, wie der Sonntag als
Ruhetag uns wirklich Muße und Erholung schenken
kann. Ausruhen von ermüdender Arbeit, so unver-
zichtbar es ist, darf noch nicht gleichgesetzt werden
mit der Muße, mit der Ruhe, mit der Sonntagsruhe.
Ausruhen soll verausgabte Kräfte wieder ersetzen;
Muße ist eine schöpferische Ruhe von der ständigen
Beanspruchung und dem Streß des Alltags. Sonn-
tagsheiligung ist Besinnung und Bewußtwerden des
Sinnes unseres Daseins, ist die Hinwendung zu
Gott, unserem Schöpfer und unserem Ziel. Wir
müssen wieder mehr Zeit für uns und füreinander
haben. Dies ist nicht allein eine Frage der äußeren
Verhältnisse, sondern auch unserer Einsicht und
unserer Entschiedenheit: Wir dürfen nicht uns
selbst den Sonntag stehlen.“ )18

Der Verlust des Sonntags würde auf lange Sicht
nicht nur dem Glauben und der Kirchlichkeit der
Menschen, der Kultur und dem sozialen Miteinan-
der schaden, sondern auch der Wirtschaft selbst,
die trotz aller Mechanisierung und Automation
auch in Zukunft ein gesellschaftlicher Lebenspro-
zeß bleiben wird. Wird der Sonntag als „Zentral-

wert unserer Kultur“ immer mehr ausgehöhlt, so
hat dies auf längere Sicht auch für die Wirtschaft-
lichkeit der Unternehmen sowie für die gesamte
Volkswirtschaft negative Auswirkungen. Nicht um-
sonst hat die Volks- und Betriebswirtschaftslehre in 
der Vergangenheit immer stärker das „Human-Ka-
pital“, also den Wert der menschlichen Beziehun-
gen in den Betrieben und Unternehmen entdeckt
und als mitentscheidenden Faktor des wirtschaftli-
chen Erfolges betont.

Wie sind auf diesem Hintergrund die Argumente
der Industrie zu bewerten? Was die Laufzeit der
Maschinen betrifft, so steht eigentlich nichts im
Wege, erst einmal auch den Samstag voll in den
Produktionsprozeß einzubeziehen. Auf diese
Weise käme man auch ziemlich an die Laufzeiten in
den übrigen europäischen Ländern heran. Dabei
wäre es wichtig, daß bis zur Errichtung des europäi-
schen Binnenmarktes 1992 Vereinbarungen er-
reicht würden, die die Rahmenbedingungen für die
Maschinenlaufzeiten angleichen. Warum die Bun-
desregierung bisher keinen entsprechenden Vor-
stoß und auch die deutsche Textilindustrie keine
Initiativen in dieser Richtung unternommen haben,
ist unverständlich. Rechtlich jedenfalls steht einer
Ausdehnung der Samstagsarbeit grundsätzlich
nichts im Wege ).19

Weiterhin ist bekannt, daß die Textilindustrie sehr
schwele Jahre hinter sich hat und den Strukturwan-
del ohne Subventionen verkraften mußte. Die Zahl
der Arbeitsplätze ist von 470 000 auf 245 000 zu-
rückgegangen. Die massiven Einfuhren aus Billig-
ländern, vor allem aus Ostasien und aus den sozia-
listischen Ländern, bewirkten einschneidende Ver-
änderungen. Aber die Textilindustrie hat diese
Herausforderung bestanden. Insgesamt steht sie
heute stärker da als vor dem Strukturwandel. Man
sollte sich jedoch von der Vorstellung lösen, daß die
Einbeziehung des Sonntags die Probleme beseiti-
gen könnte.

Von einigen Verbandsvertretern innerhalb der ka-
tholischen Kirche wurde vereinzelt argumentiert,
die Kirche könne den Sonntag nur erhalten, wenn
sie sich für das freie Wochenende einsetze und mit
den Gewerkschaften am gleichen Strang ziehe16).
Bezüglich dieser Aktionen muß festgehalten wer-
den, daß aus christlicher Sicht zwischen dem Sonn-
tag und dem „freien Wochenende“ ein qualitativer
Unterschied besteht. Es ist unverständlich und so-
zialethisch durch nichts zu begründen, daß einige
Vertreter katholischer Verbände und Institutionen
den religiösen und kulturellen Wert des Sonntags
mit der gesellschaftlichen Errungenschaft des freien
Wochenendes auf eine Ebene stellen. Daher ist zu
vermuten, daß diesen Argumentationen eher parti-



kulare Eigeninteressen zugrunde liegen als die tat-
sächliche Bewahrung des Sonntags. Zudem stellt
diese Forderung eindeutig eine Diskriminierung
der im Dienstleistungsbereich Beschäftigten dar,
von denen selbstverständlich erwartet wird, daß sie
samstags und gegebenenfalls auch sonntags arbei-
ten.

Diese klare Unterscheidung traf auch Papst Johan-
nes Paul II. bei seinem Besuch am 2. Mai 1987 in
Bottrop: „Für die Christen ist der Sonntag der Ur-
Feiertag, an dem wir uns im Gottesdienst versam-
meln, um das Wort Gottes zu hören und an der
Eucharistiefeier teilzunehmen. So ist der Sonntag
von hohem kulturellen und religiösem Wert. Er ist 
wichtig für die christliche Gemeinde, aber auch für
die gesamte Gesellschaft. Darum muß der Sonntag
auch in Zukunft geschützt bleiben. Er darf durch
keinen anderen Tag ersetzt werden. Hierfür bedarf
es der Solidarität der Gewerkschaften und der Un-
ternehmer zum Wohle der arbeitenden Menschen
und ihrer Familien, zum Wohl des kulturellen Nive-
aus des ganzen Volkes.“ Sonntagskultur beinhaltet
also mehr als nur Sonntagsruhe und Verbot der
Sonntagsarbeit. Ebenso wenig erschöpft sie sich in 
bloßer Freizeit. Kultur ist eine Lebensqualität, die
mit den Methoden der angewandten Sozialfor-
schung niemals adäquat erfaßt werden kann. Des-
halb ist Vorsicht gegenüber kurzschlüssigen Befun-
den geboten, die besagen, daß der Sonntag seine
Sonderstellung weitgehend verloren habe. Auch
wird man sich hüten müssen, die Tatsache, daß eine
Mehrzahl der Berufstätigen mit einer flexibleren
Regelung der Arbeitszeiten für das Wochenende
einverstanden ist, dahingehend zu deuten, daß dies
auf Samstag und Sonntag in gleicher Weise zu-
treffe.

Vor diesem Hintergrund sind folgende sechs
Schlußfolgerungen festzuhalten:

1. Der Sonntag gilt gemäß der kulturellen, vom
christlichen Glauben geprägten Tradition in unse-
rer Gesellschaft als religiöser Feiertag, als Tag der
Besinnung, der Mitmenschlichkeit sowie der kör-
perlichen und geistigen Erholung. Es ist deshalb
grundsätzlich frei von Erwerbsarbeit zu halten.

2. Ausnahmen hiervon lassen sich generell recht-
fertigen. soweit die Aufrechterhaltung der notwen-
digen Versorgung und der öffentlichen Ordnung
(Gesundheitsdienste, Versorgungseinrichtungen,
Verkehrs- und Nachrichtenmittel, Feuerwehr, Poli-
zei usw.) sowie die Dienste zur Besinnung und Er-
holung dies erfordern.

3. Prozeßtechnische Gründe können eine Sonn-
tagsarbeit notwendig machen, wenn ein vollkonti-
nuierlicher Produktionsablauf unvermeidbar ist.
Ausnahmegenehmigungen hierfür sollten jedoch
nur zeitlich befristet gegeben werden, um neue
technische Entwicklungen, die diese Produktions-
verfahren überflüssig machen, zu fördern. Sie dür-
fen keine Wettbewerbsvorteile mit sich bringen.

Wird einem Betrieb eine Ausnahmegenehmigung
erteilt, so haben grundsätzlich alle Betriebe mit
demselben Produktionsverfahren Anspruch auf
gleiche Behandlung. Rein wirtschaftliche Vorteile
einzelner Betriebe und Wirtschaftszweige bzw. ein-
zelner Arbeitnehmergruppen können keine Aus-
nahmegenehmigung rechtfertigen.

4. Es ist allerdings nicht zu übersehen, daß durch
die Ablehnung der Sonntagsarbeit bestimmte Un-
ternehmen angesichts der internationalen Konkur-
renz aus Ländern, die keine Sonntagsruhe kennen,
in eine schwierige Wettbewerbslage kommen kön-
nen. Dies trifft besonders für die Branchen zu, in
denen die Rentabilität der pro Arbeitsplatz stark
steigenden Investitionen entscheidend von den
Laufzeiten der Anlagen abhängt. Die Vermeidung
schwerwiegender Konsequenzen hieraus in Form
zunehmender Produktionsverlagerung ins Ausland
und der notwendigen Ausgleich der Kosten für Ar-
beitszeitverkürzungen erfordern generell eine grö-
ßere Flexibilisierung der Wochenarbeitszeit unter
Einbeziehung des Samstags. Daraus folgen weitere
Vorteile, wie zum Beispiel mehr (Teilzeit)-Arbeits-
plätze, eine Entzerrung beim Gebrauch der Ver-
kehrsmittel sowie der Freizeiteinrichtungen. Wer
den Sonntag vom Druck der aus Kostengründen
geforderten Erwerbsarbeit entlasten will, der darf
nicht den arbeitsfreien Samstag zum Tabu erklä-
ren.

5. Der materielle Wohlstand unserer Gesellschaft
sowie das daraus resultierende hohe Maß an Frei-
zeit ermöglicht es, den Sonntag wieder stärker sei-
ner eigentlichen Bestimmung zuzuführen. Der
Sonntag sollte wieder mehr den höheren Werten
der Religion, der Mitmenschlichkeit und der Ge-
meinschaft gewidmet werden. Dies bedeutet, daß
der Sonntag von jenen Veranstaltungen des Ver-
gnügens und des Massensports befreit werden
sollte, die in besonderer Weise die Sonntagsarbeit
anderer bedingen.

6. Eine Einschränkung der sonntäglichen Erwerbs-
arbeit und eine Rückbesinnung auf den ursprüngli-
chen Sinn des Sonntags ist aber nicht primär die
Aufgabe der Wirtschaft. Jeder einzelne sollte sich
vielmehr fragen, inwieweit er durch die wachsende
und selbstverständliche Inanspruchnahme von
Sonntagsdiensten im Bereich der Freizeitindustrie
immer mehr Menschen eine sonntägliche Erwerbs-
arbeit zumutet. Dies ist in ganz entscheidendem
Maße eine Frage der Erziehung und der persönli-
chen Einstellung. Deshalb kommt den Familien
und den Kirchen, dem Staat und den Medien eine
besondere Verantwortung zu. Die Wirtschaft kann
diesem Ziel am besten dienen, indem sie den Sonn-
tag prinzipiell für unverfügbar betrachtet ).21
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Das Soziale in der katholischen Soziallehre stellt auf das Verhältnis von Person und Gesellschaft ab, und
zwar unter Betonung des Vorrangs der Eigenverantwortung des Menschen auf der Grundlage von Freiheit
und Gerechtigkeit.
Die soziale Gestaltung gesellschaftlicher Lebensbedingungen ist vornehmlich Aufgabe einer freiheitlichen
Wirtschaftsordnung, in der Markt und Wettbewerb gemeinwohlorientierten Rahmenbedingungen unter-
worfen sind — eine Aufgabe, die sich jedoch nicht aufdie Verteilungsproblematik reduziert. Die Enzyklika
Sollicitudo rei socialis von Papst Johannes Paul II. hebt zum Beispiel neben der besonderen Verpflichtung
der Industrienationen gegenüber den ärmeren Völkern die Notwendigkeit hervor, in den Entwicklungs-
ländern selbst leistungsfähige Volkswirtschaften aufzubauen.
Die Anerkennung des Eigenwertes und der gesellschaftlichen Leistungen der Familie ist für die Kirche stets
eine Forderung sozialer Gerechtigkeit gewesen. Unter dem Eindruck der negativen Bevölkerungsentwick-
lung, vor allem der künftigen Probleme der Alterssicherung, scheint die Bereitschaft zu einem umfassen-
deren Familien„leistungsausgleichu zu wachsen. Reformen im Alterssicherungssystem selbst können auf
Dauer nur tragfähig sein, wenn sie in einer wirksamen Familienpolitik ihr zweites Fundament finden.
Eine weitere soziale Herausforderung stellt die Arbeitslosigkeit dar. Bei nicht ausreichender Wirtschafts-
tätigkeit müssen auch über Arbeitszeitverkürzungen zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen werden. Dies
kann nur gelingen, wenn zugleich die zugehörigen Einkommen geteilt werden. Der Staat wäre überfordert,
würde ihm allein das Vollbeschäftigungsrisiko aufgebürdet. Daher bedarf es der Abstimmung zwischen
allen, die wirtschaftspolitisch das Beschäftigungsniveau beeinflussen.
Die zum Teil in der Arbeitslosigkeit spürbar werdenden außenwirtschaftlichen Verschiebungen sind
ebenso Ausdruck weltweiter Verflechtungen wie das Ökologieproblem. Um den Erfordernissen von
Umwelt und Ressourcen nachzukommen, muß das ökologische Ziel in den Zielkatalog der Sozialen
Marktwirtschaft aufgenommen werden. In der verantwortlichen Nutzung der Natur konkretisiert sich
schließlich auf ihre Weise die universale, allen Menschen zugedachte Verfügbarkeit über die Erdengüter:
Solidaritätspflichten gegenüber den Menschen in der Dritten Welt und gegenüber kommenden Genera-
tionen.

Theodor Strohm: Positionen und Stellungnahmen der Evangelischen Kirche zu sozial-
politischen Aufgaben
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 21-22/88, S. 11—23

Trotz der Vielfalt, gelegentlich auch Widersprüchlichkeit evangelischer Äußerungen gibt es doch — seit
den Tagen Johann Hinrich Wieherns (1848/49) — eine Grundtendenz des „sozialen Protestantismus“ und
seit 1945 grundsätzliche Stellungnahmen durch die Organe der EKD zu sozialpolitischen Aufgaben. Im
Sinne des „dreifachen diakonischen Amtes“ sollen jeder einzelne als Bürger und Christ, die Kirche in ihren
Verbänden und Gemeinden und die staatlichen Organe in differenzierter Weise Zusammenwirken und zur
sozialen Erneuerung beitragen. Prinzipien wie „Personalität“, „Solidarität“, „soziale Gerechtigkeit“ ste-
hen im Vordergrund, getragen von einem theologischen Vorverständnis der „Menschenwürde“ und einer
Perspektive auf die „verantwortliche Gesellschaft“. Von daher erfolgt die Beleuchtung und Interpretation
des Grundgesetzes.
In der neuesten Denkschrift der Sozialkammer der EKD „Alterssicherung" (1987) werden bewährte Prin-
zipien festgehalten und neue Aufgaben umschrieben (Verbesserung der Sicherung von Frauen, „Mindest-
sicherung“, Flexibilisierung der Altersgrenze etc.). Vielfach Stellung genommen hat die Kirche zur
Arbeitslosigkeit. Zuletzt hat sie „Gezielte Hilfen für Langzeitarbeitslose“ gefordert und detaillierte Vor-
schläge unterbreitet. Ein hoher Beschäftigungsstand und entsprechende öffentliche Maßnahmen werden
als Voraussetzung für eine verantwortliche Sozialpolitik gesehen. Die Sozialhilfe als Basissicherung wird
gegenwärtig durch die Arbeitslosigkeit ruiniert und pervertiert. Schließlich wird der „Jugend- und Fami-
lienhilfe“, die in eine Gesamtperspektive vorausschauender, begleitender und rehabilitierender Sozial-
politik erst noch eingebunden werden muß, in vielen Einzelbereichen große Aufmerksamkeit geschenkt.
Gerade in diesem Bereich wird die Aufgabe der Zukunft besonders klar: An der Basis, im Nahbereich
bedarf es eines Höchstmaßes an ganzheitlicher Solidarität. Selbsthilfeinitiativen. Nachbarschaftsnetze und 
die „heilende Gemeinschaft“ diakonischer Gemeinden könnten die Zielvorstellung lokaler „Wohlfahrts-
gemeinden“ mit Sinn und Leben erfüllen.



Gerhard Bäcker: Die Zukunft der Sozialpolitik
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 21-22/88, S. 24—35

Aus der Sicht der Gewerkschaften bleibt es die unverzichtbare Aufgabe der Sozialpolitik, die Menschen vor
Gefährdungen und Abhängigkeiten, die im Gefolge der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung entste-
hen, zu schützen, Risiken solidarisch zu mildem und Schäden zverhüten. Diese doppelte Aufgabe von
Sozialpolitik, nämlich des Schutzes und der Gestaltung, wird auch in Zukunft nötig sein, um die Werte der
Freiheit und Gerechtigkeit für alle Menschen real werden zu lassen. Der Beitrag untersucht, wie diese
Zielvorstellung unter der Bedingung neuer Herausforderungen und Probleme erreicht werden kann. Die
bisherige Sozialpolitik wird nicht nur mit steigenden ökonomischen, demographischen und sozialen Bela-
stungen konfrontiert werden, sondern muß auch mit vielfältigen Defiziten und Konstruktionsmängeln des
sozialen Sicherungssystems kämpfen.
Schwerpunkte einer zukunftsgerichteten Neuorientierung der Sozialpolitik werden die Wiederherstellung
der Vollbeschäftigung, die Vermeidung von Armut, die Demokratisierung durch Mitbestimmung und 
Selbsthilfeförderung sowie die Gewährleistung solidarischer Finanzierungsgrundlagen sein müssen. Ab-
schließend befaßt sich der Beitrag mit den gewerkschaftlichen Vorstellungen zu den Strukturreformen in
der Alterssicherung und im Gesundheitswesen.

Cornelius G. Fetsch: Neue Ansätze zur Wirtschafts- und Sozialpolitik
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 21-22/88, S. 36—46

Die Diskussion um die Steuerreform, die anhaltend hohe Arbeitslosigkeit, die steigende Neuverschuldung
des Bundes, die Probleme der sozialen Sicherungssysteme Rente und Gesundheit, des nationalen und 
europäischen Agrarmarktes, der „alten Industrien“ wie Kohle, Stahl, Schiffsbau sowie die Diskussion um
den Industriestandort Bundesrepublik Deutschland verlangen neue Konzeptionen im Rahmen eines
marktwirtschaftlichen Gesamtkonzeptes.
Es ist deutlich zu machen, daß in der Bundesrepublik Deutschland der Preis für die Arbeit zu teuer
geworden ist. Die Tarifpolitik der letzten Jahre: Immer mehr Lohn für immer weniger Arbeitsplatzbesitzer
hat zu einem Lohnniveau geführt, bei dem nicht mehr alle Arbeit finden können. Die Arbeitslosigkeit kann
nur wirksam reduziert werden, wenn die Tarifpartner flexible Wege der Tarifpolitik gehen. Im Bereich der
Gesetzlichen Krankenversicherung ist ein klares, an gesellschaftspolitischen Grundsätzen orientiertes Kon-
zept notwendig. Neben den Prinzipien Solidarität und Subsidiarität muß deshalb zugleich das Prinzip
wirtschaftlicher Effizienz gelten.
In der zum Teil erheblichen Verminderung der Eigenkapitalausstattung der deutschen Wirtschaft ist auch
ein Faktor für die Schwierigkeit der Schaffung neuer Arbeitsplätze zu setzen. Eigenkapitalmangel verleitet
zur Beibehaltung veralteter Anlagen. Er lähmt Zukunftsinvestitionen und bedeutet eine zusätzliche Bela-
stung in Zeiten ungünstiger Konjunktur. Politiker und Wirtschaftsvertreter müssen aus diesem Grunde
gemeinsam an einem Konzept zur Förderung des Miteigentums am Produktivvermögen in allen Bevölke-
rungskreisen arbeiten.
In der Diskussion um die Sonntagsarbeit kommt es oft zu einer unverantwortlichen Vermischung von
Samstags- und Sonntagsarbeit. Vor einer weiteren Inanspruchnahme des Sonntags sollte erst einmal der
Samstag als Arbeitstag voll ausgenutzt werden. Wer den Sonntag vom Druck der aus Kostengründen
erforderten Erwerbsarbeit entlasten will, der darf nicht den arbeitsfreien Samstag zum Tabu erklären.
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